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1 Problemstellung und Zielsetzung 

Für das Zielsystem, an dem die Europäische Union (EU) ihr Handeln orientiert, spielen heute 

zwei Zielkomplexe eine zumindest in wirtschaftspolitischer Hinsicht zentrale Rolle, die sich 

mit den Begriffen „Lissabon“ und „Maastricht“ titulieren lassen. Während „Lissabon“ seit dem 

Jahr 2005 insbesondere für die Ziele Wachstum und Beschäftigung steht, repräsentiert 

„Maastricht“ das im Maastrichter Vertrag und in den anschließenden Präzisionen – vor allem 

im Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) – definierte geld- und fiskalpolitische Regime des 

einheitlichen Währungsraumes, der sich mehr oder weniger verbindlichen budgetpolitischen 

Spielregeln unterworfen hat. Die bisher existente Bewertung der Performance der EU-

Mitgliedstaaten hinsichtlich der Zielerreichung der Lissabon- und Maastricht-Dimensionen 

krankt am diffusen Charakter der verwendeten Bewertungssysteme. So wird etwa die Lissa-

bon-Dimension im offiziellen EU-Monitoring auf Basis der so genannten „EU-

Strukturindikatoren“ bewertet. Die Liste dieser Strukturindikatoren umfasst jedoch über hun-

dert Einzelindikatoren, die keine prägnanten Aussagen und keine klaren Bewertungen in Be-

zug auf die Performance einzelner Mitgliedstaaten erlauben. Auch die Maastricht-Dimension 

der nachhaltigen Budgetpolitik wird bislang keineswegs zufriedenstellend in einschlägigen 

Indikatoren und Prognosesystemen abgebildet. So haben die in den offiziellen Konvergenz- 

und Stabilitätsprogrammen dargestellten Verläufe der zukünftigen Defizitentwicklung ledig-

lich den Charakter von politischen Absichtserklärungen, welche sich mit den tatsächlichen 

Entwicklungen meist nicht decken. 

Diese Ausgangslage bildet den Hintergrund der vorliegenden Untersuchung, welche im 

Rahmen einer Benchmark-Studie die EU-Mitgliedsländer sowie weitere ausgewählte Indust-

rienationen daraufhin untersucht, inwieweit sie der doppelten Zielsetzung von Lissabon und 

Maastricht gerecht werden. Die hier verfolgte Fokussierung richtet sich dabei auf die Wach-

stumsdimension des Lissabon-Ziels sowie auf die Nachhaltigkeit der Fiskalpolitik. Basierend 

auf Erkenntnissen zu den Determinanten des Potenzialwachstums und einer nachhaltigen 

Fiskalpolitik wurden dabei sowohl für das Wachstums- als auch das Nachhaltigkeitsziel 

quantitative Indikatoren entwickelt, die den jeweiligen Grad der Zielerreichung erfassen. 

Der LiMa-Benchmark beruht auf zwei Säulen. In der Lissabon-Säule werden Einflussfaktoren 

betrachtet, die für eine nachhaltige Wachstumsperspektive von reifen Volkswirtschaften 

unabdingbar sind. Besonderes Gewicht erhalten die beiden Schlüsselfaktoren Humankapital 

und Innovation, die entscheidend dazu beitragen, ob ein Land in einem sich schnell wan-

delndem wirtschaftlichen Umfeld im Hinblick auf den Erwerb und den Einsatz von neuesten 

Technologien wettbewerbsfähig ist. Ein auf Effizienz ausgerichteter öffentlicher Sektor sowie 

ein innovations- und wachstumsförderndes institutionelles Regelwerk spielen dabei ebenso 
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eine wichtige Rolle wie die Offenheit und Fähigkeit zur Kapitalbildung, um in einer globalisier-

ten Wirtschaft dauerhaft hohe Einkommensniveaus realisieren zu können. Die Existenz ho-

chentwickelter Finanzmärkte mit einem breiten Spektrum unterschiedlicher Finanzierungsin-

strumente und effizienten Kapitalmärkten ist eine weitere wichtige Voraussetzung für nach-

haltiges Wirtschaftswachstum. Schließlich wird die Lissabon-Säule auch vor dem Hinter-

grund der Bevölkerungsstruktur sowie der Bevölkerungsentwicklung betrachtet. 

Die Maastricht-Säule dient dazu, die fiskalische Nachhaltigkeit einer Volkswirtschaft zu mes-

sen und damit eine Abschätzung der Situation zukünftiger Haushalte zu liefern. Wie die Lis-

sabon-Säule ist auch die Maastricht-Säule konsequent langfristig ausgerichtet. In der Maast-

richt-Säule werden neben den gegenwartsbezogenen Indikatoren des Stabilitäts- und Wach-

stumspakts (SWP) vor allem Faktoren betrachtet, die die Ausgabenstruktur und die Steuer- 

und Abgabensysteme der Länder auf die Frage hin auswerten, inwieweit das jeweilige Land 

einen zukunftsträchtigen Ausgabenmix aufzuweisen hat oder inwieweit überhaupt noch 

Spielraum für Konsolidierungsmaßnahmen auf beiden Seiten des Budgets besteht. In einem 

weiteren Themenfeld werden die absehbaren fiskalischen Lasten, die sich aus dem demog-

raphischen Wandel ergeben, abgebildet. Besonders die zukünftigen Bevölkerungsentwick-

lungen in den hier betrachteten Ländern stellen nicht unerhebliche Haushaltsrisiken dar, die 

sich bereits jetzt durch aussagekräftige, hinreichend verfügbare Indikatoren in die Analyse 

integrieren lassen.  

Die Studie untersucht die EU-Mitgliedsländer sowie Japan, Kanada, Norwegen, die Schweiz 

und die USA. Neben einer Berechnung der Indikatoren für den aktuellen Zeitpunkt erfolgt 

auch eine Rückdatierung bis zum Jahr 1999. In Abschnitt 2.4 wird die zeitliche Entwicklung 

des LiMa-Benchmark explizit dargestellt. Besonders erwähnenswerte Entwicklungen einzel-

ner Länder werden zudem in den nachfolgenden Kapiteln jeweils hervorgehoben. Wegen 

fehlender Daten können die neuen EU-Volkswirtschaften Rumänien und Bulgarien aktuell 

nicht abgebildet werden. 

Der nächste Abschnitt beschreibt die generelle Konzeption des LiMa-Benchmarks und gibt 

einen tabellarischen Überblick über die aktuellen Kernresultate. In den Abschnitten 2.1 und 

2.2 wird der Aufbau der Lissabon- und Maastricht-Säule detailliert aufgeschlüsselt und die 

jeweiligen Ergebnisse werden dargestellt und interpretiert. Anschließend werden die Ge-

samtergebnisse des LiMa-Benchmarks präsentiert und kommentiert. Der letzte Abschnitt ist 

einer Illustration des LiMa-Benchmarks im zeitlichen Verlauf gewidmet. Ausführliche Informa-

tionen zu den verwendeten Daten, zum Umgang mit fehlenden Beobachtungen sowie zur 

Methodik und Gewichtung der einzelnen Teilkomponenten des LiMa-Benchmarks finden sich 

im Anhang dieser Studie. 
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2 Konstruktion des Benchmarks und Ergebnisübersicht 

Grundidee des LiMa-Indikators ist die Verdichtung der komplexen Datenlage in einem zwei-

dimensionalen Indikator. Sowohl die Lissabon- als auch die Maastrichtdimension setzen sich 

aus Subindikatoren zu verschiedenen Themengebieten zusammen, die wiederum aus einer 

Vielzahl von Teilindikatoren bestehen. Die folgenden Abschnitte stellen die Zusammenset-

zung des LiMa-Benchmark detailliert dar und kommentieren die aktuellen Ausprägungen der 

betrachteten Länder in den jeweiligen themenspezifischen Teilaspekten ausführlich. Kons-

truktionsbedingt können die beiden Säulen des LiMa-Indikators, die Subindikatoren der je-

weiligen Themengebiete sowie die den Themengebieten zugrundliegenden Variablen theore-

tisch Werte zwischen 0 und 100 annehmen. Bei der Berechnung wurde außerdem berück-

sichtigt, dass bei einigen Größen ein höherer (z.B. Bildungsausgaben), bei anderen hinge-

gen ein niedrigerer Variablenwert (z.B. Schuldenstand) eine günstigere Bewertung des je-

weiligen Landes kennzeichnet. Es steht also durchweg ein hoher Punktwert für eine günstige 

Ausprägung, während ein geringer Punktwert eine ungünstige Bewertung ausdrückt. Neben 

der Zielerreichung der einzelnen Länder werden auch immer die Punktwerte des Durch-

schnitts der Mitgliedsländer der Europäischen Union und der Europäischen Währungsunion 

(EWU) in den themenspezifischen Gesamtübersichten ausgewiesen. In vielen Themengebie-

ten ist auch die Zielerreichung einzelner Länder gegenüber Länderdurchschnitten wie bei-

spielsweise der skandinavischen und mittelosteuropäischen Länder aufschlussreich, so dass 

diese häufig ebenfalls in die Ergebnisdarstellung einbezogen werden. Einem methodischen 

Anhang sind weitere Einzelheiten zu den Datenquellen, zur Aggregation der zugrundelie-

genden Faktoren sowie zur Indexberechnung zu entnehmen.  

Bevor die Ergebnisse und der Aufbau der beiden Säulen mit den betrachteten Themengebie-

ten und zahlreichen Faktoren detailliert aufgeschlüsselt werden, findet sich auf den nächsten 

beiden Seiten eine zusammenfassende Übersicht der LiMa-Kernresultate. Tabelle 1 zeigt ei-

nen Überblick über die Ergebnisse des Lissabon-Benchmarks. Die Gesamtpunktzahl be-

rechnet sich dabei aus der gewichteten Summe der in den einzelnen Teilbereichen ermittel-

ten Werte. Die grün hinterlegten Felder markieren Bereiche, in denen das jeweilige Land 

vergleichsweise gute Ergebnisse erzielt und im Länderranking im vorderen Drittel zu finden 

ist. Entsprechend zeigen die rot hinterlegten Felder diejenigen Gebiete, in denen ein Land 

Punktwerte erzielt, die lediglich für eine Platzierung im letzten Drittel des Vergleichs ausrei-

chen. Die unmarkierten Felder entsprechen Positionen im mittleren Drittel des Benchmarks 

zum jeweiligen Themenbereich. Eine analoge Darstellung der Ergebnisse des Maastricht-

Benchmarks ist in Tabelle 2 zu finden. 
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Tabelle 1: Übersicht über die Ergebnisse des Lissabon-Benchmarks 

Land 
Gesamtpunkte 

Lissabon 

Innovation 
und Human-

kapital 
Staat und Insti-

tutionen 
Offenheit und 
Kapitalbildung 

Finanzmarktent-
wicklung 

Bevölkerungs-
struktur 

Schweden 59.18 70.74 74.41 24.59 39.85 53.15 

Finnland 58.20 68.42 76.61 24.88 38.53 44.15 

Luxemburg 57.73 46.03 76.29 57.80 40.75 70.87 

USA 57.36 76.80 56.37 27.58 41.26 65.90 

Schweiz 57.31 57.08 77.98 25.07 53.10 41.97 

Kanada 57.14 59.88 74.86 37.44 33.12 62.74 

Norwegen 56.34 63.69 76.15 20.31 36.61 53.07 

Dänemark 53.28 64.96 62.83 25.92 33.88 56.38 

UK 50.14 56.02 59.64 23.53 39.25 57.39 

Japan 50.02 59.24 60.57 22.35 41.81 36.01 

Irland 49.73 42.98 73.20 25.76 31.52 66.38 

Belgien 48.84 49.60 55.88 39.33 38.00 57.83 

Deutschland 48.52 50.86 64.93 26.74 30.71 50.88 

Estland 46.62 42.79 60.64 55.65 26.35 37.72 

Spanien 46.47 41.18 59.98 32.39 37.54 58.87 

Zypern 46.35 38.32 64.81 26.96 40.06 54.16 

EWU 46.12 44.76 59.37 34.17 33.09 48.98 

Österreich 45.86 48.66 60.33 31.87 27.46 42.27 

EU 45.61 43.66 59.37 37.18 30.58 47.40 

Niederlande 45.43 49.18 50.60 29.77 39.08 50.03 

Frankreich 43.78 46.98 52.96 28.16 29.66 51.95 

Lettland 43.51 38.70 61.40 55.62 17.35 31.61 

Litauen 42.78 39.15 60.19 46.49 20.04 34.25 

Ungarn 42.68 35.54 63.46 44.96 20.25 37.22 

Slowenien 41.54 37.46 53.87 52.00 23.23 33.58 

Portugal 41.35 34.13 55.04 35.90 36.92 37.18 

Malta 39.74 23.39 55.19 37.79 35.04 60.33 

Slowakei 39.55 31.75 53.38 50.75 21.40 39.30 

Tschechien 39.28 35.73 44.38 51.04 24.01 47.64 

Griechenland 38.25 33.83 48.92 32.88 32.83 36.19 

Polen 37.45 32.37 52.08 42.04 16.88 39.21 

Italien 33.88 32.64 43.21 26.69 23.99 36.54 
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Tabelle 2: Übersicht über die Ergebnisse des Maastricht-Benchmarks 

Land 
Gesamtpunkte 

Maastricht Status Quo 
Ausgaben-

struktur 

Steuer- und 
Abgaben-
system Demographie 

Irland 67.81 78.07 60.33 74.16 58.70 

USA 65.53 64.01 70.34 63.01 64.74 

Norwegen 62.73 89.82 53.10 52.04 55.94 

Luxemburg 61.47 82.92 48.49 55.33 59.15 

Estland 61.45 70.36 67.29 52.06 56.09 

Lettland 60.73 61.90 60.35 63.12 57.54 

Kanada 60.30 69.01 50.70 64.16 57.33 

Dänemark 60.16 75.79 43.37 57.47 64.00 

Finnland 59.03 79.71 47.60 48.61 60.18 

Litauen 58.95 56.85 67.13 64.96 46.85 

UK 58.82 70.28 50.36 58.14 56.49 

Schweiz 58.26 70.37 53.78 58.68 50.23 

Spanien 57.60 74.01 59.18 54.68 42.52 

Schweden 57.21 74.85 43.48 46.53 63.98 

Zypern 55.06 45.68 46.14 71.80 56.61 

Niederlande 54.56 69.51 46.25 39.49 63.02 

Portugal 53.43 56.60 49.42 58.65 49.04 

EU 52.72 61.63 47.79 51.18 50.28 

EWU 51.58 65.12 44.74 47.74 48.73 

Slowakei 48.95 52.10 44.83 56.49 42.38 

Polen 48.64 51.86 46.28 40.50 55.91 

Japan 48.30 35.89 50.51 59.78 47.04 

Slowenien 47.88 62.97 47.98 41.10 39.45 

Frankreich 47.30 64.07 41.16 41.10 42.86 

Malta 47.28 40.92 48.59 54.24 45.34 

Österreich 46.65 68.24 32.98 39.41 45.98 

Tschechien 45.51 45.18 54.15 47.35 35.36 

Ungarn 44.73 48.31 41.26 46.26 43.11 

Griechenland 44.59 38.71 44.78 50.16 44.71 

Belgien 44.21 59.95 33.58 36.20 47.09 

Deutschland 43.18 62.95 32.40 31.79 45.56 

Italien 42.87 48.89 37.44 49.94 35.20 
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2.1 Die Lissabon-Säule 

Die Lissabon-Strategie in ihrer ursprünglichen Form beabsichtigt, „die Union zum wettbe-

werbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt zu ma-

chen – einem Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit mehr 

und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren Zusammenhalt zu erzielen“ (Europäischer 

Rat, 2000). Spätestens seit der Neuformulierung des Lissabon-Aktionsplans im Zuge der 

Halbzeitbilanz wurde diese ehrgeizige Zielsetzung auf die Bereiche Beschäftigung und Wirt-

schaftswachstum fokussiert (Europäischer Rat, 2005). Aus der gesamten Rhetorik der Euro-

päischen Kommission und des Europäischen Rats geht die konsequent langfristig ausgerich-

tete Zielsetzung dieser Agenda hervor, welche allerdings durch das bisherige Instrument der 

„Strukturindikatoren“ keine klaren Bewertungen der Performance einzelner Mitgliedstaaten 

erlaubt. Die Liste dieser Strukturindikatoren umfasst über hundert Einzelindikatoren, die folg-

lich keine prägnanten Aussagen zulassen und oftmals nicht zwischen lang- und kurzfristigen 

Wirkungszusammenhängen unterscheiden. Für die Lissabon-Dimension muss die Perspekti-

ve des mittel- bis langfristig erreichbaren Wirtschaftswachstums – also des Potenzialwach-

stums – in den Mittelpunkt gestellt werden.  

Für die Umsetzung dieses Konzepts werden deshalb für die Lissabon-Säule des LiMa-

Benchmarks Determinanten betrachtet, die in der theoretischen und empirischen Wach-

stumsliteratur hinreichende Bestätigung für ihre Wachstumsrelevanz erhalten haben. Von 

der Vielzahl von Faktoren werden für den LiMa-Benchmark allerdings nur diejenigen berück-

sichtigt, die einen gewissen Zusammenhang zur Wachstumsproblematik hochentwickelter 

Industrieländer erkennen lassen. Im Einzelnen wurden die Faktoren der Lissabon-Säule den 

Themengebieten „Humankapital und Innovation“, „Staat und Institutionen“, „Offenheit und 

Kapitalbildung“, „Finanzmarktentwicklung“ sowie „Bevölkerungsstruktur“ zugeordnet. 

Abbildung 1 zeigt die aktuellen Ergebnisse der Lissabon-Säule. Rot gefärbt sind einfache 

Durchschnitte der Ländergruppen „Europäische Union (EU)“ und „Europäische Währungs-

union (EWU)“ angegeben. Die fünf OECD-Vergleichsländer sind durch hellblaue Balken 

kenntlich gemacht. Die höchste Zielerreichung in der aktuellen Bewertung der Lissabon-

Dimension weisen die beiden skandinavischen Volkswirtschaften Schweden und Finnland 

auf, die vor allem in den bedeutenden Themengebieten „Humankapital und Innovation“ so-

wie „Staat und Institutionen“ sehr gut positioniert sind. In den oberen Positionen finden sich 

mit den USA, der Schweiz, Kanada und Norwegen auch vier der Nicht-EU-Länder, die zu 

Vergleichszwecken in den LiMa-Benchmark aufgenommen wurden. Insbesondere das gute 

Abschneiden der USA resultiert aus einer gleichmäßig soliden Aufstellung in allen fünf The-

mengebieten. Für das Ergebnis der Schweiz sind vor allem die Finanzmarktentwicklung, das 
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hohe Ausbildungsniveau der Erwerbsbevölkerung sowie die hervorragende Bewertung staat-

licher Institutionen ausschlaggebend. Die Ausprägungen im Themengebiet „Handel und Of-

fenheit“ fallen dagegen vergleichsweise ungünstig aus. Am unteren Ende der Lissabon-

Säule befinden sich Italien, Polen und Griechenland. Italien und Griechenland sind in allen 

Dimensionen der Lissabonbewertung ungünstig positioniert, während Polen zumindest als 

attraktiver Investitionsstandort eingeschätzt werden kann. Ein weiteres Ergebnis, das insbe-

sondere aus der tabellarischen Übersicht in Tabelle 1 markant hervorgeht, ist die zum Ge-

samtbild gegenläufige Rangverteilung der mitteleuropäischen Länder und des Baltikums im 

Themengebiet „Offenheit und Kapitalbildung“. Hierin äußern sich vor allem die zu den etab-

lierten Industrieländern relative preisliche Standortattraktivität der neuen EU-Länder sowie 

die nach wie vor ungebrochene Dynamik wirtschaftlicher Aufholprozesse, welche insbeson-

dere durch starkes Investitionswachstum hervortreten.  

Abbildung 1: Die Lissabon-Säule 

 

Aufschlussreiche Erkenntnisse liefert ein Vergleich des zeitlichen Verlaufs der Lissabonbe-

wertung, da auf diese Weise Tendenzen für zukünftige Zielausprägungen gewonnen werden 
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können (siehe hierzu auch Abschnitt 2.4). Der Verlauf der Ergebnisse zur Lissabon-Säule 

zeigt für die baltischen Staaten Lettland und Litauen seit dem ersten Wert, der auf das Jahr 

1999 datiert, steil nach oben. Obwohl beide Länder aktuell mit ihren Ergebnissen im unteren 

Drittel des Ländervergleichs rangieren, werden diese Länder bei anhaltender Dynamik zu-

künftig sehr gute Positionen einnehmen können. Tschechien und die Slowakei, aber auch 

Belgien und Dänemark – zwei Länder, die aktuell gut bezüglich der Lissabon-Dimension auf-

gestellt sind – heben sich durch eine kontinuierliche Aufwärtstendenz ab. Dieser Entwicklung 

stehen Volkswirtschaften gegenüber, die im Zeitverlauf eher stagnieren oder sogar Anzei-

chen für einen schleichenden Rückschritt aufweisen. Unter den Stagnierern wären vor allem 

die Schweiz, die USA, die Niederlande, Frankreich sowie Ungarn zu nennen. Tendenzen für 

eine langsame Abwärtsentwicklung zeigt dagegen lediglich Griechenland. 

Innerhalb der im LiMa-Benchmark behandelten Länderauswahl lassen sich typischerweise 

fünf Cluster bilden. Zunächst ist es sinnvoll die drei großen und langjährigen EU-

Mitgliedsländer Deutschland, Frankreich und Italien zu einem Cluster der „großen Kontinen-

taleuropäer“ zusammen zu fassen. Zum „angelsächsischen Cluster“ sind Irland und das Ver-

einigte Königreich zu zählen. Weiterhin sind ein „mittelosteuropäisches Cluster“ (Polen, Slo-

wakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn), ein „baltisches Cluster“ (Estland, Lettland, Litauen) 

und das „skandinavische Cluster“ (Dänemark, Finnland, Schweden) zu erkennen. Die Clus-

ter-Zusammensetzung ist in Tabelle 3 wiedergegeben. Die Ergebnisse ausgewählter Cluster 

werden hier und in den folgenden Abschnitten mittels Spinnennetzdiagrammen verglichen. 

Mit einbezogen werden dabei oftmals auch die Durchschnittswerte der Länder der EU bzw. 

der EWU. 

Tabelle 3: Zusammensetzung der Länder-Cluster 

Angelsächsisches Cluster Irland, Vereinigtes Königreich 

Mittelosteuropäisches Cluster Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn 

Baltisches Cluster Estland, Lettland, Litauen 

Skandinavisches Cluster Dänemark, Finnland, Schweden 

Kontinentaleuropäisches Cluster Deutschland, Frankreich, Italien 

 

Die Zielerreichung der einzelnen Länder-Cluster hinsichtlich der Themengebiete der Lissa-

bon-Säule sind in Abbildung 2 dargestellt. Da die Punktausprägungen zu den fünf Themen-

gebieten so berechnet wurden, dass hohe Punktausprägungen durchweg für ein gutes und 

niedrige Punktezahlen für ein ungünstiges Abschneiden stehen, gibt die Fläche der Spin-

nengrafik das gesamte Ausmaß der Lissabon-Performance eines Länder-Clusters wieder. 
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Eine generelle Dominanz einer Ländergruppe kann nicht festgestellt werden. Die skandinavi-

schen Länder würden eine solche dominierende Position einnehmen, wenn das Themenge-

biet „Offenheit und Kapitalbildung“ außer Acht bliebe. In diesem Themenfeld erzielen die bal-

tischen Staaten aufgrund ihrer intensiven Investitionstätigkeit und ihres dynamischen Han-

dels die besten Ausprägungen im aktuellen Lissabon-Vergleich. Neben den skandinavischen 

Ländern sind vor allem die hochentwickelten Volkswirtschaften Großbritannien und die Ver-

einigten Staaten relativ ungünstig in diesem Themengebiet positioniert. Ein großes Volumen 

an Investitionen, insbesondere in Form von ausländischen Direktinvestitionen aufgrund 

günstiger Investitionsbedingungen und niedriger Preisniveaus für Investitionsgüter sowie ho-

he Renditeaussichten sind ein typisches Merkmal aufstrebender Volkswirtschaften. Insofern 

sind die Ergebnisse für das Baltikum eine Reflexion des Transformationsprozesses, welchen 

diese Länder seit dem Zusammenbruch der UdSSR sehr erfolgreichen durchlaufen. 

Abbildung 2: Lissabon-Säule (Spinnennetz) 

Weitere Auffälligkeiten in Abbildung 2 stellen die Unterschiede der Ländergruppen in Bezug 

auf das Themengebiet „Humankapital und Innovation“ dar. Der Vorsprung der angelsächsi-

schen und skandinavischen Länder, die hier im Prinzip identisch positioniert sind, gegenüber 

dem Durchschnitt der EU-Länder, den Ländern Mittelosteuropas und des Baltikums ist offen-
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sichtlich. In der Rhetorik der Politik auf Ebene der Europäischen Kommission sowie der na-

tionalen Regierungen spielen die Bereiche Bildung, Innovation und Forschung- und Entwick-

lung (FuE) stets eine herausragende Rolle. Die Konfrontation mit dem aktuellen Befund ver-

deutlicht, dass diese Politikfelder in der Tat hohe Aufmerksamkeit verdienen, da hier noch 

viel Nachholbedarf besteht, insbesondere wenn ein Aufschließen zu anderen großen Wirt-

schaftsräumen wie beispielsweise den Vereinigten Staaten angestrebt wird. Der Clusterver-

gleich zum Themengebiet „Staat und Institutionen“, dessen zu Grunde liegende Faktoren 

zum großen Teil die Wahrnehmung der Bürger in Bezug auf das Vertrauen und die Glaub-

würdigkeit staatlicher Politiken und Institutionen bemisst, weist auch hier auf eine dominie-

rende Stellung des skandinavischen Modells hin. Bezüglich der zukünftigen Bevölkerungs-

entwicklung stehen die betrachteten Industrieländer des LiMa-Benchmarks vor ähnlichen He-

rausforderungen. Steigende Lebenserwartungen im Zusammenspiel mit rückläufigen Gebur-

tenraten werden in den meisten reichen Volkswirtschaften beobachtet. Trotzdem zeigen sich 

Unterschiede in der Bevölkerungsstruktur, wie im Spinnennetzdiagramm gut zu erkennen ist. 

Insbesondere die angelsächsischen Länder sind hier vergleichsweise günstig aufgestellt. 

Die folgenden Abschnitte beschreiben die einzelnen Themengebiete und die ihnen zugeord-

neten Indikatoren ausführlicher. Generelle Leitlinie für unsere Faktorenauswahl sind die zahl-

reichen Beiträge zum Handbook of Economic Growth von Aghion und Durlauf, darunter in-

sbesondere Durlauf, Johnson und Temple (2005). 

2.1.1 Humankapital und Innovation 

Die Steigerung des gesamtwirtschaftlichen Wachstums sowie der Beschäftigung erfordert 

sowohl Innovation als auch strukturellen Wandel. Beides ist jedoch nur über die Bildung von 

Humankapital sowie Investitionen in Forschung und Entwicklung (FuE) realisierbar. Dabei 

vermögen die Entstehung neuer Produkte (Produktinnovation) sowie die Generierung neuer 

Produktionsverfahren (Prozessinnovation) die Ökonomie sowohl nachfrage- als auch ange-

botsseitig zu stimulieren. Die Qualifikation der Bürger erhöht zudem die intersektorale Mobili-

tät des Faktors Arbeit und erleichtert dadurch den strukturellen Wandel innerhalb eines Lan-

des. 

Nach den Überlegungen der Neuen Wachstumstheorie führen insbesondere Investitionsent-

scheidungen in Humankapital sowie in Forschung und Entwicklung zu neuem Wissen bezie-

hungsweise zur Entstehung endogenen Technischen Fortschritts (Arrow, 1962). Eine für den 

Wachstumsprozess entscheidende Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Produktivität ist 

dabei das Resultat von Investitionen in Aus- und Weiterbildung sowie Aktivitäten im Bereich 

der Forschung und Entwicklung. Die Entstehung neuen Wissens führt jedoch nicht nur zur 
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Erhöhung der Produktivität einzelner Produktionsfaktoren sondern ermöglicht eine Verbesse-

rung des gesamtwirtschaftlichen Produktionsprozesses insgesamt. 

Zur Stimulierung des Wachstumsprozesses kommt der Förderung der Aus- und Weiterbil-

dung der Menschen (Humankapitalakkumulation) eine tragende Rolle zu (Lucas, 1988). Da-

bei zeichnet sich jede individuelle Bildungsinvestition durch eine doppelte Produktivitätswir-

kung aus: Zum einen erhöht sie das Humankapital einzelner Arbeitskräfte und somit die indi-

viduelle Produktivität innerhalb eines Unternehmens – unternehmensinterne Sichtweise 

(interner Effekt). Daneben steigern Investitionen in Humankapital den durchschnittlichen 

Humankapitalstock innerhalb der Ökonomie und erhöhen so die Funktionsfähigkeit der Ge-

sellschaft – unternehmensübergreifende, branchenbezogene oder auch gesamtgesellschaft-

liche Sichtweise (externer Effekt). 

Investitionen in Forschung und Entwicklung fördern die Erhöhung der Produktvielfalt bezie-

hungsweise die Verbesserung der Produktqualität und führen zu Verfahrensinnovationen 

(Romer, 1986). Die Realisierung temporärer Monopolgewinne infolge eines Forschungsen-

gagements kann dabei den Investitionsanreiz zu weiterer Entwicklungsarbeit fördern 

(Schumpeter, 1964). Für Forschungsinvestitionen sind zwei Effekte charakteristisch: Die 

Konstruktion neuer, verbesserter Produkte oder Produktionsverfahren begünstigt die Markt-

position der Innovatoren, zerstört aber zugleich die Profite der bisherigen Monopolisten. Ein 

derartiger Wettbewerbsprozess kann die systematische Generierung Technischen Fort-

schritts begünstigen und damit das Innovationspotential einer Ökonomie steigern. Zudem 

steht das neu geschaffene technische Basiswissen prinzipiell zukünftigen Forschern zur Ver-

fügung und erhöht dadurch deren Produktivität (Aghion/Howitt, 1992). 

Die Zunahme des Wissens beziehungsweise des Technischen Fortschritts in Form von Pro-

dukt- und Prozessinnovationen ist daher letztendlich das Resultat des zielgerichteten Fak-

toreinsatzes. Die Stimulierung des Wachstumsprozesses scheint somit durch Investitionen in 

Aus- und Weiterbildungssysteme sowie Forschung und Entwicklung erreichbar (Jones, 

2002). Konkrete Ansatzpunkte wirtschaftspolitischer Maßnahmen zielen auf die Entfachung 

der gesamtwirtschaftlichen Innovationsdynamik über eine Förderung der Humankapitalbil-

dung sowie auf die Unterstützung von Forschungsaktivitäten und Infrastrukturinvestitionen. 

Das Themengebiet „Humankapital und Innovation“ umfasst zwölf Variablen, die in Tabelle 4 

aufgeführt sind. Es gehen die durchschnittliche Anzahl an Schuljahren der Bevölkerung im 

erwerbsfähigen Alter sowie der Anteil der Erwerbstätigen mit Hochschulabschluss als eine 

Messgröße für die durchschnittliche Qualifikation der Arbeitskräfte eines Landes ein. Als In-

dikator für das Ausbildungsniveau der zukünftigen Erwerbstätigen und zugleich als Mess-

größe für die Aufnahmekapazitäten des Hochschulsystems wird die Bruttoeinschreibungs-



 12 

quote berücksichtigt. Sie bildet das Verhältnis der Anzahl der gesamten altersunabhängigen 

Hochschuleinschreibungen zur Anzahl der Personen ab, welche der offiziellen Altersgruppe 

für die tertiäre Bildungsstufe zugehören. 

Der Anteil der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft in Relation zur Anzahl aller Erwerbstäti-

gen wird zusammen mit dem Arbeitnehmeranteil im Dienstleistungssektor und dem Anteil 

der Beschäftigten im Forschungs- und Entwicklungssektor als ein Indikator des strukturellen 

Wandels der einzelnen Länder berücksichtigt. Als ein Indikator für das Ausmaß der gesamt-

wirtschaftlichen Investitionen zur Produktion neuen Wissens werden alle laufenden öffentli-

chen und privaten Ausgaben für Forschung und Entwicklung einbezogen. Daneben werden 

die öffentlichen Bildungsausgaben erfasst. Sie beziehen alle Ausgaben öffentlicher Bildungs-

träger ein und decken alle Schul- und Bildungsformen sowie alle lokalen, regionalen und na-

tionalen Ebenen ab. 

Tabelle 4: Überblick über die Indikatoren „Humankapital und Innovation“ 

Durchschnittliche Anzahl der Schuljahre der Bevölkerung im erwerbs-
fähigen Alter 

Anteil der Erwerbstätigen mit Hochschulabschluss 

Bruttoeinschreibungsquote 

Anteil der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft an allen Erwerbstätigen 

Arbeitnehmeranteil im Dienstleistungssektor 

Anteil der Beschäftigten im Forschungs- und Entwicklungssektor 

Laufende öffentliche und private Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung 

Öffentliche Bildungsausgaben 

Anzahl der Patentanmeldungen der ansässigen Bevölkerung 

Anzahl der Veröffentlichungen von Artikeln in Fachzeitschriften natur- 
und ingenieurwissenschaftlicher Forschungsbereiche 

Nationale Erwerbsquote 

Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen 

 

Als eine Referenzgröße zur Abschätzung der Ergebnisse der Forschungs- und Innovations-

tätigkeit eines Landes werden die Anzahl der Patentanmeldungen der ansässigen Bevölke-

rung sowie die Anzahl der Veröffentlichungen von Artikeln in Fachzeitschriften natur- und in-

genieurwissenschaftlicher Forschungsbereiche einbezogen. Über die Aufnahme der nationa-

len Erwerbsquote – diese erfasst den Anteil der erwerbstätigen Personen an der Gesamtbe-

völkerung im Alter zwischen 15 und 64 Jahren – sowie die Berücksichtigung des Anteils der 

Langzeitarbeitslosen an den gesamten Arbeitslosen soll das Ausmaß der Einbeziehung der 
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Bevölkerung in den gesamtwirtschaftlichen Produktions- und Entwicklungsprozess und die 

Kapazitätsauslastung des Faktors Humankapital erfasst werden. 

Tabelle 5 zeigt die Anzahl der durchschnittlichen Schuljahre der erwerbsfähigen im Jahr 

2004. Diese Variable ist ein Indikator für das durchschnittliche Ausbildungsniveau der Bevöl-

kerung und damit für das im Land vorhandene Humankapital. Die komplexe Berechnung 

dieses Indikators, welcher explizit nach Bildungsabschlüssen und durchschnittlichen Ausbil-

dungszeiten differenziert, ist in Barro und Lee (2000) ausführlich beschrieben. Die Spitzen-

position bezüglich dieser Variable nehmen die USA ein, deren Wert von durchschnittlich 

12,25 Schuljahren deutlich über dem Wert von 9,19 Jahren liegt, der sich als Durchschnitt 

über alle Länder ergibt. Schlusslicht ist Portugal mit lediglich durchschnittlich 4,91 Schuljah-

ren in der betrachteten Bevölkerungsgruppe. Deutschland liegt mit einem Wert von 9,75 Jah-

ren leicht über dem Durchschnitt der einbezogenen Länder. Auffällig ist, dass die skandina-

vischen Staaten Dänemark, Finnland, Norwegen und Schweden alle im oberen Viertel des 

Ländersamples zu finden sind. Auch die in die Betrachtung einbezogenen OECD-Länder 

weisen im Vergleich alle hohe bis sehr hohe Werte auf. Im unteren Bereich der Länderaus-

wahl rangieren die Südeuropäer Portugal, Italien, Spanien, Malta und Griechenland sowie 

Slowenien und Frankreich. Dagegen liegt die Zahl der durchschnittlichen Schuljahre in den 

neuen EU-Staaten Estland, Slowakei, Litauen, Tschechien, Lettland und Polen oberhalb des 

EU-Durchschnittes von 8,81 Jahren. Diese Länder liegen damit im Mittelfeld aller hier be-

trachteten Länder.  

Tabelle 5: Durchschnittliche Schuljahre der erwerbsfähigen  

Bevölkerung im Jahr 2004 

Land 
Durchschnittliche 

Schuljahre 
 

Land 
Durchschnittliche 

Schuljahre 

Belgien 8,73  Niederlande 9,24 

Dänemark 10,09  Norwegen 11,86 

Deutschland 9,75  Österreich 8,80 

Estland 9,17  Polen 9,90 

Finnland 10,14  Portugal 4,91 

Frankreich 8,37  Schweden 11,36 

Griechenland 8,51  Schweiz 10,39 

Irland 9,02  Slowakei 9,19 

Italien 7,00  Slowenien 7,35 

Japan 9,72  Spanien 7,25 

Kanada 11,43  Tschechien 9,46 

Lettland 9,54  UK 9,35 

Litauen 9,30  Ungarn 8,81 

Luxemburg 8,55  USA 12,25 

Malta 7,57  Zypern 8,77 
Quelle: Robert J. Barro, Jong-Wha Lee: International Comparisons of Educational Attainment, 2000 
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Die Ergebnisse für das Themengebiet „Humankapital und Innovation“ sind in Abbildung 3 

abgebildet. Es zeigen sich zunächst erhebliche Unterscheide zwischen den einzelnen Län-

dern. So liegen die USA mit in etwa 72 Punkten auf Rang 1. Sie zeichnen sich in nahezu al-

len Kategorien durch überdurchschnittliche Punktwerte aus. Im Vergleich zu den anderen 

Ländern liegen die USA insbesondere im Bereich der wissenschaftlichen Publikationen so-

wie der Anzahl der angemeldeten Patente weit an der Spitze. Auch die Beschäftigtenanteile 

in den Bereichen Dienstleistung sowie Forschung und Entwicklung sind vergleichsweise 

hoch. 

Abbildung 3: Humankapital und Innovation 

 

Malta schließt das Feld mit lediglich 23 Punkten. Für Polen – als drittletztem Land des Ver-

gleichs – ergeben sich 33 Punkte. Die polnische Forschungsarbeit zeichnet sich durch eine 

sehr geringe Anzahl an Patentanmeldungen aus und bringt sehr wenige ingenieur- oder na-

turwissenschaftliche Publikationen hervor. Ein geringer Beschäftigtenanteil im Dienstleis-

tungs- und Forschungsbereich runden das Bild eines vergleichsweise innovationsschwachen 

Landes ab.  
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Deutschland belegt den zehnten Rang. Es zeichnet sich in nahezu allen Kategorien durch 

überdurchschnittliche Variablenausprägungen aus. Im Bereich der öffentlichen Bildungsaus-

gaben sowie der Bruttoeinschreibungsquote liegt die Bundesrepublik jedoch unterhalb des 

Durchschnitts der betrachteten Nationen. Eine Gegenüberstellung mit dem Vereinigten Kö-

nigreich verdeutlicht dies. Die Briten liegen lediglich einen Rang vor Deutschland. Sie zeich-

nen sich im Vergleich zu Deutschland jedoch durch einen größeren Anteil der öffentlichen 

Bildungsausgaben aus. Zudem weisen sie eine höhere Bruttoeinschreibungsquote auf. Da-

neben erreichen sie eine größere Anzahl an Patentanmeldungen und wissenschaftlichen 

Publikationen. 

Neben der nationalen Interpretation anhand des Balkendiagramms lassen sich auch einige, 

in sich teilweise sehr homogene Ländergruppen miteinander vergleichen. Abbildung 4 stellt 

einige Ländercluster anhand exemplarischer Kategorien aus dem vorliegenden Themenge-

biet gegenüber. 

Abbildung 4: Humankapital und Innovationen (Spinnennetz) 
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Die Gruppe der skandinavischen Länder schneidet dabei in nahezu allen Kategorien weit 

überdurchschnittlich ab. Lediglich im Bereich der wissenschaftlichen Publikationen und der 

Anmeldung vom Patenten (nicht im Bild) stehen sie vergleichsweise schwach. Die mittelost-

europäischen Staaten bilden den unteren Rand des regionalen Vergleichs. Beim Gros der 

Einzelindikatoren positionieren sie sich weitgehend geschlossen hinter allen anderen Län-

dern. Der EU-Durchschnitt liegt beträchtlich hinter den Skandinaviern jedoch auch klar vor 

den Osteuropäern. Dieser Sachverhalt verdeutlicht noch einmal die im Hinblick auf das zu-

künftige Wachstums- und Innovationspotenzial existierenden Diskrepanzen innerhalb Euro-

pas. Die relative Position Deutschlands zeichnet sich in der Übersicht durch eine zum EU-

Durchschnitt vergleichsweise hohe Anzahl wissenschaftlicher Publikationen aus. Die USA ist 

hier allerdings mit großem Abstand die führende Nation. Die Bundesrepublik liegt jedoch im 

Bereich der öffentlichen Bildungsausgaben deutlich unterhalb des EU-Durchschnitts. 

2.1.2 Staat und Institutionen 

Die institutionelle Ausgestaltung der Wirtschaftsordnung stimuliert sowohl die Innovationstä-

tigkeit als auch die Akkumulation von Sach- und Humankapital innerhalb eines Landes (Rod-

rik, 2004). Sie trägt damit wesentlich zum langfristigen Wachstum einer Volkswirtschaft bei. 

Für den Wachstumsprozess spielt zudem die Gewährleistung politischer Stabilität eine wich-

tige Rolle, da sie die Möglichkeit zur Durchsetzung politischer Reformprogramme fördert. 

Zugleich erweisen sich das Vertrauen der Bürger in das staatliche Rechtssystem und die 

wirtschaftliche Planungssicherheit für die Entwicklung einer Ökonomie als erfolgsentschei-

dend (Knack/Keefer, 1995). Korruption und Schattenwirtschaft wirken sich in aller Regel ne-

gativ auf das gesamtwirtschaftliche Wachstum aus (Mauro, 1995). 

Die länderspezifische Ausgestaltung des Steuersystems zieht Konsequenzen für die Ein-

kommensverteilung nach sich. Der gesellschaftliche Konsens kann dabei die Produktivitäts-

entwicklung in einer Ökonomie begünstigen. Darüber hinaus wirken sich die steuerlichen 

Rahmenbedingungen einer Volkswirtschaft in der Regel auf das Arbeitsangebot der privaten 

Haushalte sowie auf das unternehmerische Engagement aus.  

Eine ausgedehnte Staatstätigkeit kann mittel- bis langfristig mit der Gefahr einer überhöhten 

Bürokratie einhergehen. Ein umfangreiches staatliches Güterangebot erweist sich dabei oft-

mals als wohlfahrtstheoretisch ungünstig, da die Bereitstellung durch den privaten Sektor in 

vielen Fällen vergleichsweise effizienter erfolgen kann. Die Regulierungsdichte innerhalb ei-

nes Landes wirkt sich über die Beeinflussung der Wettbewerbsverhältnisse und Transakti-

onskosten einer Ökonomie in vielfältiger Weise auf deren Marktprozesse aus (Ali/Crain 

1999). Sie berührt dadurch die gesamtwirtschaftliche Ressourcenallokation. Grundsätzlich ist 
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dabei eine Hemmung der ökonomischen Entfaltung gesellschaftlicher Wachstumsprozesse 

durch eine staatliche Beeinträchtigung denkbar. 

Zur Abbildung der staatlich institutionellen Rahmenbedingungen für die Entwicklung des ge-

samtwirtschaftlichen Wachstumspotentials werden verschiedene Kenngrößen eingesetzt, die 

in Tabelle 6 dargestellt sind und im Folgenden kurz beschrieben werden sollen. Der so ge-

nannte Index für politische Stabilität basiert auf der Wahrscheinlichkeitswahrnehmung, dass 

die Regierung durch nicht verfassungsmäßige oder gewaltsame Mittel destabilisiert oder 

umgestürzt wird. Er umfasst darüber hinaus die Häufigkeit inländischer Gewaltverbrechen 

sowie terroristischer Aktivitäten innerhalb eines Landes. 

Tabelle 6: Überblick über die Indikatoren „Staat und Institutionen“ 

Index für politische Stabilität 

Index für die Qualität der öffentlichen Dienstleistungen, die Qualität 
der Zivilverwaltung sowie den Grad ihrer Unabhängigkeit von politi-
schem Druck 

Index, wie Regulierung den privaten Sektor positiv beeinflusst 

Staatskonsum im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

Höchster Grenzsteuersatz für private Haushalte 

Höchster Grenzsteuersatz für Unternehmen 

Zeit zur Steuervorbereitung und -zahlung 

Index für das Vertrauen der Bürger in die rechtliche Stabilität ihres 
Landes 

Index für das Ausmaß der Korruptionskontrolle 

Gini-Koeffizient der Einkommensverteilung 

 

Daneben werden Indizes für die Qualität der öffentlichen Dienstleistungen, für die Qualität 

der Zivilverwaltung sowie den Grad ihrer Unabhängigkeit von politischem Druck verwendet. 

Die Indikatoren bemessen zudem die Qualität politischer Zielformulierungen und Implemen-

tierung politischer Programme sowie die Glaubwürdigkeit von Regierungsversprechen..  

Als Kenngröße für das Ausmaß des staatlichen Güterangebots und den Umfang bürokrati-

scher Strukturen eines Landes wird der Staatskonsum im Verhältnis zum Bruttoinlandspro-

dukt (BIP) in die Untersuchung einbezogen. Der Staatskonsum beinhaltet alle laufenden 

Staatsausgaben für Güter- und Dienstleistungen (einschließlich der Entgelte für die Beschäf-

tigten im öffentlichen Sektor). Hinzu gehört auch der Großteil der staatlichen Verteidigungs- 

und Sicherheitsausgaben.  

Zur Identifikation möglicher Anreizwirkungen der Steuergesetzgebung werden im Bereich der 

Unternehmensbesteuerung sowie der Einkommensbesteuerung privater Haushalte die län-
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derspezifischen Steuerbelastungen auf Basis der höchsten Grenzsteuersätze verglichen. 

Neben der Höhe der steuerlichen Belastung wird zur Abbildung der Transaktionseffizienz 

des Steuer- und Abgabensystems die zur Steuervorbereitung und -zahlung durchschnittlich 

benötigte Zeit erfasst. 

Darüber hinaus werden Indikatoren für das Vertrauen der Bürger in die rechtliche Stabilität 

des Landes in die Untersuchung einbezogen. Es wird versucht abzubilden, in welchem Um-

fang die Wirtschaftsakteure den gesetzlichen Rahmen der Gesellschaftsordnung einhalten 

und in welchem Maße sie Vertrauen in die Vertragsdurchsetzung, in die Polizei sowie die 

Gerichte haben. Über einen weiteren Index wird das Ausmaß der Korruptionskontrolle wie-

dergegeben. Zudem erfolgt eine Einschätzung der möglichen Wirkungen der Einkommens-

verteilung auf das gesamtwirtschaftliche Wachstumspotenzial. Die Abbildung wird anhand 

des sogenannten Gini-Koeffizienten gegeben, welcher ein statistisches Maß für die Gleich-

heit der Einkommensverteilung in einer Volkswirtschaft darstellt. 

Tabelle 7: Index, wie Regulierung den privaten Sektor positiv beeinflusst  

im Jahr 2005 

Land 

Index, wie Regulie-
rung den privaten 
Sektor beeinflusst 

 

Land 

Index, wie Regulie-
rung den privaten 
Sektor beeinflusst 

Belgien 1.24  Niederlande 1.64 

Dänemark 1.69  Norwegen 1.46 

Deutschland 1.38  Österreich 1.52 

Estland 1.43  Polen 0.82 

Finnland 1.74  Portugal 1.20 

Frankreich 1.09  Schweden 1.47 

Griechenland 0.91  Schweiz 1.47 

Irland 1.56  Slowakei 1.16 

Italien 0.94  Slowenien 0.86 

Japan 1.17  Spanien 1.25 

Kanada 1.57  Tschechien 1.04 

Lettland 1.03  UK 1.53 

Litauen 1.13  Ungarn 1.11 

Luxemburg 1.79  USA 1.47 

Malta 1.24  Zypern 1.31 
Quelle: Worldwide Governance Indicators, Weltbank, 2006 

Ein wichtiger und aussagekräftiger Indikator zu diesem Themengebiet ist der Index, wie die 

Regulierung den privaten Sektor positiv beeinflusst. Die Weltbank konstruiert diesen Indika-

tor aus einer einzigartigen Datensammlung, die alle wesentlichen Aspekte der Regierungs-

qualität eines Landes abbildet. Tabelle 7 zeigt die aktuellen Ergebnisse für die Länder des 

LiMa-Benchmark. Insbesondere die skandinavischen Länder Finnland, Dänemark, Schwe-

den, aber auch das Vereinigte Königreich sowie Kanada schneiden in diesem Länderver-
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gleich sehr gut ab. Den Regierungen in diesen Ländern ist es in der Vergangenheit gelun-

gen, solide Gesetze und Verordnungen zu formulieren und umzusetzen, die dazu geeignet 

sind, die privatwirtschaftliche Entwicklung zu unterstützen und zu fördern. Unter den Län-

dern, für die noch einiger Nachholbedarf in Bezug auf die Regulierungsqualität zu konstatie-

ren ist, gehören die Länder Mittelosteuropas sowie die südeuropäischen Länder Griechen-

land und Italien. Deutschland befindet sich mit seinen aktuellen Indikatorausprägungen zu 

diesem wichtigen Teilaspekt des Themengebiets „Staat und Institutionen“ im Mittelfeld der 

Länderrangliste.  

Abbildung 5: Staat und Institutionen 

 

Abbildung 5 führt die Gesamtergebnisse zum Themengebiet „Staat und Institutionen“ anhand 

eines Balkendiagramms auf. Innerhalb des Ländervergleichs liegt die Schweizer Volkswirt-

schaft mit 79 Punkten auf Rang 1. Bei den Indizes zur politischen Stabilität und zur Verwal-

tungseffizienz des öffentlichen Sektors befindet sich die Schweiz deutlich vor dem Gros der 

anderen Staaten. Jedoch zeichnen sich die Schweizer durch einen vergleichsweise hohen 

Anteil des Staatskonsums am Bruttoinlandsprodukt aus. Daneben ist die Transaktionseffi-
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zienz des Steuer- und Abgabensystems aufgrund der hohen durchschnittlichen Zeit- und 

Verwaltungsaufwendungen als relativ niedrig einzustufen. 

Italien befindet sich mit 44 Punkten am Ende der Rangfolge. Es liegt in den Bereichen der 

politischen Stabilität, der Verwaltungseffizienz sowie dem Vertrauen der Bürger in ihr 

Rechtssystem deutlich unterhalb der durchschnittlichen Verhältnisse. Deutschland steht mit 

65 Punkten auf Rang 7 und ist damit oberhalb des EU-Durchschnitts positioniert. Es zeichnet 

sich durch eine im Ländervergleich überdurchschnittliche Transaktionseffizienz des Steuer- 

und Abgabensystems aus. In den Bereichen der allgemeinen Verwaltungseffizienz sowie der 

staatlichen Marktregulierung liegt die deutsche Volkswirtschaft im Mittelfeld. Der vergleich-

sweise hohe Anteil des Staatskonsums am Bruttoinlandsprodukt schlägt sich in der Bewer-

tung dagegen negativ nieder. Frankreich schneidet mit Rang 25 schwach ab. Spanien er-

reicht Position 17. Die großen kontinentaleuropäischen Länder zeigen sich innerhalb des 

Subindikators sehr unterschiedlich.  

Abbildung 6: Staat und Institutionen (Spinnennetz) 

 

Eine alternative Darstellung der Ergebnisse des Themengebietes „Staat und Institutionen“ 

gibt Abbildung 6. Sie zeigt eine Gegenüberstellung weitgehend homogener Ländergruppen 

sowie des EU-Durchschnitts für ausgewählte Subindikatoren. Die skandinavischen Staaten 

weisen in nahezu allen Bereichen weit überdurchschnittliche Ausprägungen auf. Lediglich in 

Bezug auf den Anteil des Staatskonsums am Bruttoinlandsprodukt liegt das Ländercluster 

relativ zurück. Die Skandinavier erhalten hier mit durchschnittlich 20 Punkten einen geringen 
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Punktwert, da die hohe Staatsquote mit einem negativen Vorzeichen innerhalb des Gesamt-

ranking erfasst wird.  

Die baltischen Länder liegen innerhalb des Themengebietes in allen Kategorien vor den üb-

rigen Osteuropäern. Eine Ausnahme unter den mittelosteuropäischen Staaten bildet lediglich 

Ungarn, welches im Gesamtvergleich – insbesondere aufgrund seiner geringen Staatsquote 

sowie den vergleichsweise starken Werten in Bezug auf die politische Stabilität – den zehn-

ten Platz erreicht. 

Der EU-Durchschnitt verzeichnet in Bezug auf die allgemeine Verwaltungseffizienz deutlich 

höhere Punktwerte als die mittelosteuropäischen Länder sowie das Baltikum. Dies deutet 

darauf hin, dass sich letztere auch im Vergleich zu Kontinentaleuropa durch eine weniger ef-

fiziente Bereitstellung des öffentlichen Güterangebots auszeichnen. Im Allgemeinen scheint 

die Höhe des Staatskonsums positiv mit der wahrgenommenen Qualität der öffentlichen 

Verwaltung sowie der Transaktionseffizienz des Steuer- und Abgabensystems einherzuge-

hen. Das diesbezüglich bereits im oberen Teil angesprochene Beispiel der Schweiz scheint 

hier jedoch eine Ausnahme darzustellen. 

2.1.3 Offenheit und Kapitalbildung 

Dieses Themengebiet fasst einige wesentliche Punkte zusammen, die den Erfolg und die At-

traktivität eines Landes als Handels- und Investitionsstandort abbilden und somit essentielle 

Voraussetzungen für dauerhaftes Wachstum in einer globalisierten Welt darstellen. Der Of-

fenheitsgrad und die internationalen Investitionsverflechtungen einer Volkswirtschaft sind ein 

wichtiger Indikator für die globale Integration und elementare Voraussetzungen für die Auf-

nahme, den Austausch und den Transfer von Technologie und Know-how. Einer zunehmen-

den Sachkapitalbildung werden langfristig wirksame Wachstumsimpulse zugeschrieben, da 

von diesen positive externe Effekte beispielsweise aufgrund von Lerneffekten ausgehen und 

kapitalgebundene Innovationen die Adaption neuer Technologien und somit die Produktivität 

fördern. 

Tabelle 8: Überblick über die Indikatoren „Offenheit und Kapitalbildung“ 

Bruttoanlageinvestitionen im Verhältnis zum BIP 

Nettozuflüsse ausländischer Direktinvestitionen 

Preisniveau der Investitionen in Kaufkraftparitäten 

Summe der Ausfuhren und Einfuhren von Waren 
und Dienstleistungen im Verhältnis zum BIP 
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Konkret gehen in diesen Subindikator folgende Variablen ein (vgl. Tabelle 8): Die Bruttoanla-

geinvestitionen im Verhältnis zum BIP als umfassendster Indikator für die Sachkapitalbildung 

in einer Volkswirtschaft. Darüber hinaus werden die Nettozuflüsse ausländischer Direktinves-

titionen berücksichtigt. Um relative Preise von Kapitalinvestitionen im internationalen Ver-

gleich zu erfassen, geht auch das Preisniveau der Investitionen in Kaufkraftparitäten in die 

Berechnung ein. Die Handelsoffenheit eines Landes wird über die Summe der Ausfuhren 

und Einfuhren von Waren und Dienstleistungen in Relation zum Bruttoinlandsprodukt erfasst. 

Die Werte dieser Variable für das Jahr 2004 sind in Tabelle 9 aufgeführt. 

Tabelle 9: Summe der Aus- und Einfuhren in Relation  

zum BIP im Jahr 2004 

Land 

Summe der Aus- 
und Einfuhren in 

Relation  
zum BIP 

 

Land 

Summe der Aus- 
und Einfuhren in 

Relation  
zum BIP 

Belgien 163.65  Niederlande 127.03 

Dänemark 86.44  Norwegen 71.36 

Deutschland 71.14  Österreich 97.26 

Estland 163.82  Polen 80.03 

Finnland 70.80  Portugal 69.09 

Frankreich 51.70  Schweden 83.76 

Griechenland 50.43  Schweiz 85.08 

Irland 150.21  Slowakei 156.73 

Italien 52.47  Slowenien 120.48 

Japan 24.35  Spanien 55.57 

Kanada 73.04  Tschechien 142.97 

Lettland 97.39  UK 53.42 

Litauen 112.57  Ungarn 134.51 

Luxemburg 270.78  USA 25.44 

Malta 164.21  Zypern 96.12 
Quelle: Penn World Table 6.2, 2006 

Hier nimmt Luxemburg mit deutlichem Abstand die vorderste Position ein. In der Summe er-

reichen seine Ein- und Ausfuhren mehr als das 2,5-fache seines Bruttoinlandsproduktes. 

Dahinter befindet sich Malta, das einen deutlich niedrigeren Wert von 164,21 Prozent er-

reicht. Die niedrigsten Werte haben Japan und die USA, deren Summe aus Ex- und Impor-

ten jeweils nur rund 25 Prozent ihres BIPs entspricht. Im Durchschnitt aller Länder erreichen 

die Ein- und Ausfuhren 100,06 Prozent des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts. Gute Werte in 

Bezug auf ihre Handelsoffenheit verzeichnen die neuen EU-Mitgliedstaaten, die – mit Aus-

nahme Polens – Werte nahe oder oberhalb des EU-Durchschnitts aufweisen. Die kontinen-

taleuropäischen Länder Frankreich, Deutschland und Italien liegen mit Werten zwischen 

51,70 und 71,14 Prozent im unteren Drittel und damit unterhalb des Durchschnitts der Ver-
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gleichsgruppe. Tendenziell sind es eher relativ kleine Staaten wie beispielsweise Luxem-

burg, Malta, Estland oder die Slowakei, die sich durch ihre Handelsoffenheit auszeichnen, 

während die großen Länder USA, Japan, Deutschland und Frankreich im unteren Drittel zu 

finden sind. Ausnahmen hiervon sind beispielsweise Griechenland und Finnland, die sich als 

relativ kleine Länder ebenfalls im hinteren Drittel befinden.  

Abbildung 7: Offenheit und Kapitalbildung 

 

Im aktuellen Vergleich der Gesamtergebnisse schneidet Luxemburg am besten ab (vgl. Ab-

bildung 7). Dieses Ergebnis ist jedoch fast ausschließlich durch die hohen Punktwerte in den 

Unterkategorien „Ausländische Direktinvestitionen“ sowie „Handelsoffenheit“ geprägt, worin 

sich vor allem Luxemburgs außergewöhnliche Stellung als international bedeutendes Fi-

nanzzentrum und Handelsplatz äußert. Insbesondere die Länder Mittel- und Mittelosteuro-

pas, darunter die beiden baltischen Volkswirtschaften Estland und Lettland an vorderster 

Stelle, dominieren dieses Themengebiet. Attraktive Standortbedingungen begünstigen den 

Zufluss von ausländischen Direktinvestitionen und sorgen im Zusammenspiel mit hohen 

Grenzerträgen für eine dynamische Kapitalbildung in diesen Ländern. Die starke Außen-
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orientierung trägt ebenfalls zum guten Ergebnis bei, hier weisen nur die Niederlande sowie 

Irland ähnlich robuste Kennzahlen auf. In der unteren Hälfte des Vergleichs rangieren die 

etablierten Volkswirtschaften Europas, wie Großbritannien und Deutschland, aber auch die 

Top-Performer des Gesamtbenchmarks Schweden, Finnland und die Schweiz. 

Abbildung 8: Offenheit und Kapitalbildung (Spinnennetz) 

 

Abbildung 8 stellt die Ergebnisse ausgewählter Länder bzw. Ländergruppen einander gegen-

über. Auffällig ist hier, dass alle betrachteten Ländergruppen in Bezug auf die ausländischen 

Direktinvestitionen (FDI) sehr geringe Punktzahlen aufweisen. Dies ist durch die im interna-

tionalen Vergleich auffällig hohen Zuflüsse ausländischer Direktinvestitionen nach Luxem-

burg zu erklären, die dazu führen, dass die meisten anderen der betrachteten Länder ledig-

lich einstellige Punktwerte erreichen. Die baltischen Staaten zeichnen sich vor allem durch 

ein geringes Preisniveau für Investitionen sowie eine hohe Sachkapitalbildung aus. Insge-

samt schneiden sie besser ab als die mittelosteuropäischen Staaten, die jedoch wiederum 

deutlich bessere Werte aufweisen als die drei anderen betrachteten Ländergruppen. Die 

Werte der kontinentaleuropäischen sowie der skandinavischen Länder liegen in allen be-

trachteten Bereichen unterhalb des EU-Durchschnitts. 
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2.1.4 Finanzmarktentwicklung 

Während traditionelle Wachstumstheorien den volkswirtschaftlichen Entwicklungsprozess auf 

den exogenen technologischen Fortschritt reduzieren und somit Finanzmärkten keine Be-

deutung beimessen, verstehen neue Wachstumstheorien Finanzmärkte als Katalysatoren ei-

ner durch privatwirtschaftliche Innovationen und Faktorakkumulation getriebenen Entwick-

lung. Hochentwickelte Finanzmärkte sammeln und verteilen Kapital effizient, verteilen Risi-

ken durch Investitionsdiversifikation, stellen Informationen bereit und bauen dadurch entwick-

lungshemmende Friktionen ab. Die wachstumswirksamen Effekte eines hochentwickelten 

Bankensektors sowie liquider und entwickelter Aktienmärkte werden inzwischen von mehre-

ren empirischen Studien nachgewiesen (Levine, 2005). 

Tabelle 10: Überblick über die Indikatoren „Finanzmarktentwicklung“ 

Verhältnis der Zentralbankaktive zum BIP 

Private Kredite von Depositenbanken und anderen Finanzdienstleis-
tern in Relation zum BIP 

Quotient aus den gesamten Depositen des Finanzsystems zum BIP 

Gemeinkosten der Banken im Verhältnis zum Gesamtvermögen 

Konzentration des Bankensektors 

Börsenmarktkapitalisierung aller notierten Unternehmen im Verhältnis 
zum BIP 

Aktienmarktturnover 

 

Die im Themengebiet „Finanzmarktentwicklung“ der Lissabon-Säule verwendeten Variablen 

sind in Tabelle 10 aufgeführt. Zunächst werden Indikatoren zur Größe und Effizienz des 

Bankensektors und der Aktienmärkte herangezogen. Ein wichtiger Größen- und Liquiditäts-

indikator des Bankensektors stellt das Verhältnis der Zentralbankaktiva zum Bruttoin-

landsprodukt dar. Das Ausmaß der Aktivität der Geschäftsbanken bezüglich der Kreditver-

gabe an den privaten Sektor wird über den Indikator „Private Kredite von Depositenbanken 

und anderen Finanzdienstleister in Relation zum Bruttoinlandsprodukt“ erfasst. Als weiterer 

umfassender Indikator zur Größe des Bankensektors wird der Quotient aus den gesamten 

Depositen des Finanzsystems zum Bruttoinlandsprodukt betrachtet. 

Neben diesen Kennzahlen zur Größe des Finanzsystems spielen vor allem Effizienzmaße 

eine wichtige Rolle. Hierzu gehören die Gemeinkosten der Banken im Verhältnis zum Ge-

samtvermögen sowie die Konzentration des Bankensektors, definiert als das Verhältnis zwi-

schen den Aktiva der drei größten Banken und den Aktiva des gesamten Bankensektors, 

welche ebenfalls in die Gesamtdimension dieses Themengebiets einbezogen werden. Die 

letzten beiden Indikatoren geben die Bedeutung der Aktienmarktentwicklung wieder. Die 
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Größe des Aktienmarktes wird dabei über die Börsenmarktkapitalisierung aller notierten Un-

ternehmen im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt abgebildet. Der Aktienmarktturnover, er-

rechnet als Quotient aus den Börsenumsätzen zur Aktienmarktkapitalisierung ist dagegen 

ein klassisches Effizienzmaß. Die relative Börsenmarktkapitalisierung wird in vielen Studien, 

die den Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und Finanzmarktentwicklung unter-

suchen, als einer der charakteristischsten Indikatoren für ein effizientes und modernes Fi-

nanzmarktsystem betrachtet. Erwartungsgemäß finden sich die angelsächsischen Länder, in 

denen die Aktien- und Beteiligungsmarktfinanzierung von Unternehmen traditionell stark im 

Vergleich zur Kreditfinanzierung ausgeprägt ist, in der Tabelle 11 mit hohen Werten wieder. 

Klassische Standorte der Hochfinanz wie Luxemburg und die Schweiz weisen die höchsten 

Quoten in diesem Ländervergleich auf. Die mittelosteuropäischen Länder sowie Lettland und 

Zypern haben dagegen vergleichsweise geringe Marktkapitalisierungskennziffern vorzuwei-

sen. Deutschlands Universalbankensystem steht für die Unternehmensfinanzierung über den 

traditionellen Bankenkredit, welcher in Deutschland nach wie vor eine hohe Bedeutung auf-

weist. Dementsprechend positioniert sich der Indikatorwert zur Marktkapitalisierung für 

Deutschland im unteren Mittelfeld. 

Tabelle 11: Börsenmarktkapitalisierung aller notierten Unternehmen 

im Verhältnis zum BIP im Jahr 2005 

Land 

Börsenmarkt-
kapitalisierung 

am BIP 

 

Land 

Börsenmarkt-
kapitalisierung 

am BIP 

Belgien 1.3768  Niederlande 0.9937 

Dänemark 0.5929  Norwegen 0.4859 

Deutschland 0.4328  Österreich 0.2493 

Estland 0.4762  Polen 0.2301 

Finnland 0.9783  Portugal 0.4046 

Frankreich 0.8304  Schweden 0.9916 

Griechenland 0.5902  Schweiz 2.2332 

Irland 0.5581  Slowakei 0.0901 

Italien 0.4341  Slowenien 0.2694 

Japan 0.7510  Spanien 0.8680 

Kanada 1.0919  Tschechien 0.2334 

Lettland 0.1058  UK 1.2622 

Litauen 0.2305  Ungarn 0.2346 

Luxemburg 1.4489  USA 1.3510 

Malta 0.4466  Zypern 0.1963 
Quelle: A New Database on Financial Development and Structure Thorsten Beck, Asli Demirgüç-Kunt 

und Ross Levine, 2006 

Entsprechend der Zusammensetzung des Subindikators resultieren die höchsten Gesamt-

punktwerte zum Themengebiet „Finanzmarktentwicklung“ für die Schweiz, Japan und die 

USA. Die Schweiz schneidet in fast allen Unterpunkten des Themengebiets sehr gut ab, 
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weist aber für den Effizienzindikator bezüglich der relativen Gemeinkosten der Banken un-

günstige Werte auf. Die Ergebnisse für Japan und die USA gehen auf eine ähnliche Zusam-

mensetzung der Einzelfaktoren zurück. Auch für diese Länder fallen die betrachteten Effi-

zienzindikatoren vergleichsweise ungünstig aus, während vor allem die Größen- und Liquidi-

tätsindikatoren zum Finanzsystem sehr gut ausgeprägt sind. Generell schneiden die Länder, 

die erst kürzlich zur EU beigetreten sind, tendenziell schlechter ab als die alten EU-Länder. 

Ausnahmen bilden Malta und Zypern, die hier gute Positionen im Ländervergleich besetzen. 

Abbildung 9: Finanzmarktentwicklung 

 

Im Bereich der Finanzmarktentwicklung zeigen sich im Vergleich zwischen EU- und EWU-

Durchschnitt keine gravierenden Unterschiede (vgl. Abbildung 10). Bei genauerer Betrach-

tung ist jedoch zu erkennen, dass die Länder der EWU in fünf der sechs betrachteten Berei-

che durchschnittlich leicht besser abschneiden als die EU-Staaten. Lediglich in Bezug auf die 

Börsenmarktkapitalisierung liegt der EU-Durchschnitt über dem der EWU. Die Angelsächsi-

schen Länder weisen in Bezug auf die Vergabe privater Kredite einen sehr hohen Wert auf. 

Zudem erreichen sie im Hinblick auf den Aktienmarktturnover und die Börsenmarktkapitali-
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sierung höhere Werte als alle anderen betrachteten Gruppen. In diesem Ergebnis zeigt sich 

deutlich die kapitalmarktdominierte Ausrichtung des angelsächsischen Bankensystems im 

Gegensatz zur eher bankenorientierten Aufstellung des kontinentaleuropäischen Systems. 

Auch in Bezug auf die Bankenkonzentration liegt die durchschnittliche Punktzahl der angel-

sächsischen Länder deutlich oberhalb des EU-Durchschnitts. Dies ist ein Zeichen für die 

Wettbewerbsorientierung der Finanzmärkte in diesen Ländern und rechtfertigt somit die hohe 

Punkteausprägung. Die mittelosteuropäischen Länder bleiben insgesamt hinter dem EU-

Durchschnitt zurück, dennoch übertreffen sie die kontinentaleuropäischen Länder bei der 

Bankenkonzentration und den Gemeinkosten der Banken. Das Verhältnis der Zentralbank-

aktiva zum Bruttoinlandsprodukt weist in allen betrachteten Ländergruppen relativ niedrige 

Werte auf. 

Abbildung 10: Finanzmarktentwicklung (Spinnennetz) 
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2.1.5 Bevölkerungsstruktur 

Der demographische Wandel geht mit tief greifenden gesamtwirtschaftlichen Strukturverän-

derungen einher und wirkt sich damit nachhaltig auf die Wachstumsentwicklung eines Lan-

des aus. In vielen Industrienationen sind derzeit zwei Trends zu beobachten: rückläufige Fer-

tilitätsraten und eine steigende Lebenserwartung (Jokisch, 2006). Die demographischen Ver-

änderungen betreffen insbesondere die sozialen Sicherungssysteme und bringen teilweise 

enorme fiskalische Lasten mit sich, welche sich auf die Lebensverhältnisse zukünftiger Ge-

nerationen auswirken werden. 

Die Bevölkerungsstruktur beeinflusst das Wachstum einer Volkswirtschaft dabei direkt über 

den Arbeitsmarkt. Neben einem altersbedingten Rückgang des Arbeitsangebots sind jedoch 

auch Verschiebungen in der gesamtwirtschaftlichen Güternachfragestruktur zu erwarten 

(Börsch-Supan, 2006). Eine niedrige Geburtenrate führt zu einem zukünftigen Rückgang der 

Erwerbspersonenzahl. Ein Absinken der Beschäftigung kann dadurch Produktionsverluste 

verursachen und so zu einer Verlangsamung des wirtschaftlichen Wachstums führen (Batini 

et al., 2006). In Bezug auf die Finanzmärkte sind Veränderungsprozesse aus der Verände-

rung des Konsum- und Sparverhaltens zu erwarten (Börsch-Supan, 2004). Der eintretende 

Bedürfniswandel verlangt dabei ein erweitertes Leistungsangebot, welches zwischen den 

einzelnen Ländern teilweise beträchtlich differiert (Maddaloni et al., 2006). 

Denkbare Maßnahmen in Bezug auf die Arbeitsmarktwirkungen der Bevölkerungsentwick-

lung sind eine Erhöhung der Partizipationsrate der Frauen sowie eine Anhebung des effekti-

ven Renteneintrittsalters. Eine Umsetzung erscheint hierbei durch eine entsprechende Ge-

staltung der Anreizwirkungen der nationalen Steuer- und Rentensysteme denkbar (Maddalo-

ni et al., 2006). Daneben sind die mittel- bis langfristige Konsolidierung der öffentlichen 

Haushalte und ein Umbau der Systeme zur staatlichen Altersvorsorge bei gleichzeitiger Wei-

terentwicklung des Finanzmarktangebots unabdingbar (Fehr et al., 2003). 

Tabelle 12: Überblick über die Indikatoren „Bevölkerungsstruktur“ 

Wachstumsrate der Bevölkerung eines Landes 

Demographischer Verstädterungsgrad 

Fertilitätsrate 

Alterslastquotient 

 

In die Berechnung des Index zum Themengebiet Demographie sind Daten über die Wach-

stumsrate der Bevölkerung eines Landes, den demographischen Verstädterungsgrad, die 

Fertilitätsrate und den ökonomischen Alterslastquotienten einbezogen (vgl. Tabelle 12). Die 

Wachstumsrate der Bevölkerung eines Landes erfasst die Veränderung der Anzahl aller An-
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sässigen, ungeachtet ihrer Rechtsstellung oder Staatsbürgerschaft – ausgenommen sind 

Flüchtlinge, die nicht dauerhaft in dem Zufluchtsland leben. Ein hohes Bevölkerungswach-

stum treibt den gesamtwirtschaftlichen Wachstumsprozess dabei in erster Linie über die an-

gebotsseitigen Wirkungen eines steigenden Arbeitsangebots sowie nachfrageseitig über 

Veränderungen im Volumen und der Struktur der gesamtwirtschaftlichen Güternachfrage. 

Ergänzend wird in der Untersuchung die Geburtenrate berücksichtigt. 

Der demographische Verstädterungsgrad kennzeichnet den Anteil der in Städten lebenden 

Bevölkerung eines Landes. Aus wachstumstheoretischer Perspektive sind Städte die 

Schwerpunkte ökonomischer Aktivitäten und die Motoren des Wirtschaftswachstums. Sie 

stellen Zentren für Bildung, Kultur, technische Innovationen und die Unternehmerschaft dar. 

Eine vergleichsweise hohe Bevölkerungskonzentration deutet im Ländervergleich auf infrast-

rukturelle Vorteile in Bezug auf Wachstum und Beschäftigung hin. 

Der generationsspezifische Abhängigkeitsquotient (oftmals auch als ökonomischer Alters-

lastquotient bezeichnet) gibt das Verhältnis der ökonomisch nicht aktiven Bevölkerung (Al-

tersgruppen zwischen 0-14 und ab 65 Jahren) zur erwerbsfähigen Bevölkerung (Altersgrup-

pe zwischen 15 und 64 Jahren) an. Ein Anstieg dieser Kenngröße entspricht einer Verringe-

rung der Anzahl von Personen, die in der ökonomisch aktiven Altersgruppe sind. 

Tabelle 13: Verhältnis der nicht-erwerbsfähigen zur erwerbsfähigen 

Bevölkerung (Abhängigkeitsquotient) im Jahr 2004 

Land 
Abhängigkeits- 

quotient 
 

Land 
Abhängigkeits- 

quotient 

Belgien 0.5248  Niederlande 0.4767 

Dänemark 0.5091  Norwegen 0.5322 

Deutschland 0.4892  Österreich 0.4747 

Estland 0.4689  Polen 0.4217 

Finnland 0.4959  Portugal 0.4891 

Frankreich 0.5342  Schweden 0.5352 

Griechenland 0.4802  Schweiz 0.4802 

Irland 0.4546  Slowakei 0.4073 

Italien 0.5091  Slowenien 0.4196 

Japan 0.4994  Spanien 0.4450 

Kanada 0.4477  Tschechien 0.4090 

Lettland 0.4829  UK 0.5174 

Litauen 0.4675  Ungarn 0.4505 

Luxemburg 0.4882  USA 0.4976 

Malta 0.4556  Zypern 0.4772 
Quelle: Weltbank, 2006 

Die Tabelle 13 zeigt, in welchem Ausmaß die potenzielle Erwerbstätigkeit in den westlichen 

Industrieländern bereits heute von einer alternden Bevölkerung und sinkenden Geburtenra-
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ten geprägt ist. An den Quotienten, die im Wertebereich zwischen 0.4073 und 0.5352 im 

Ländervergleich schwanken, ist deutlich zu erkennen, dass die meisten Länder ähnliche 

Strukturen hinsichtlich dieser demographischen Kennziffer aufweisen. Dennoch treten ein-

zelne Länder und Länder-Cluster in dieser Gegenüberstellung hervor. Die mittelosteuropä-

ischen Länder haben aufgrund einer relativ jungen Bevölkerungsstruktur vergleichsweise 

niedrige Abhängigkeitsquotienten, während vor allem Schweden, Frankreich und Norwegen 

durch einen relativ hohen Anteil ökonomisch nicht aktiver Bevölkerungsanteile auffallen.  

Die meisten EU- und OECD-Länder sehen sich bereits heute und insbesondere in den kom-

menden Jahrzehnten einem Alterungsprozess ihrer Bevölkerung gegenüber, welcher auf an-

haltend niedrige Fertilitätsraten bei gleichzeitig steigender Lebenserwartung zurückzuführen 

ist. Diese demographischen Veränderungen werden künftig zu erheblichen Verschiebungen 

in der Altersstruktur der Bevölkerung führen. Während der Anteil der Bevölkerung im Er-

werbsalter (Altersgruppe zwischen 15-64 Jahren) zurückgehen wird, steigt der Anteil der Be-

völkerung im Rentenalter (Altersgruppe ab 65 Jahren) stark an. 

Abbildung 11: Bevölkerungsstruktur 
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In der Gesamtschau zu diesem Themengebiet ist Luxemburg das Land mit der allgemein 

günstigsten demographischen Entwicklung (vgl. Abbildung 11). An zweiter Stelle steht Irland. 

Beide Staaten zeichnen sich durch ein sehr hohes Bevölkerungswachstum sowie eine ver-

gleichsweise geringe intergenerative Lastenabhängigkeit aus. Im Mittelfeld befinden sich die 

Länder Tschechien, die Niederlande und Deutschland. Deutschland positioniert sich lediglich 

im Bereich der städtischen Bevölkerungskonzentration überdurchschnittlich. Bei einer rück-

läufigen Bevölkerungsentwicklung spitzt sich für die Deutschen die Versorgungslast zukünf-

tiger Generationen weiter zu. Die Länder Lettland, Slowenien und Litauen nehmen die letz-

ten drei Plätze ein. Litauen und Lettland weisen die niedrigsten Geburtenraten des gesamten 

Ländervergleichs auf. Slowenien ist das Land mit dem geringsten Verstädterungsgrad und 

weist damit im Hinblick auf sein zukünftiges Wachstumspotenzial vergleichsweise schwache 

infrastrukturelle Rahmenbedingungen auf. 

Abbildung 12: Bevölkerungsstruktur (Spinnennetz) 

 

Ergänzend zur Positionierung einzelner Länder lassen sich auch innerhalb des Subindikators 

„Bevölkerungsstruktur“ in sich relativ homogene Ländergruppen ausmachen. Abbildung 12 

führt eine solche Darstellung exemplarisch auf. So lässt die Region Nordamerika (die USA 

und Kanada) nahezu alle EU-Länder in allen Variablenausprägungen hinter sich. 

Innerhalb der EU sind jedoch auch regionale Entwicklungsmuster zu erkennen. Dabei liegt 

die Gruppe der baltischen Staaten geschlossen am unteren Ende der Skala. Die Länder sind 

durch eine stark rückläufige Bevölkerungsentwicklung gekennzeichnet und weisen zudem 
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einen geringen Verstädterungsgrad auf. Der Durchschnitt aller EU-Staaten liegt insbeson-

dere im Bereich der Geburtenraten sowie der Verstädterung oberhalb der baltischen Mitg-

liedsländer. 
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2.2 Die Maastricht-Säule 

Die Maastricht-Säule des LiMa-Benchmark dient dazu, die Performance im Bereich der fiska-

lischen Nachhaltigkeit zu messen. Wie die Lissabon-Säule ist auch die Maastricht-Säule de-

zidiert langfristig ausgerichtet. Grundanliegen der hier verwendeten analytischen Fundierung 

ist es, über aktuelle Momentaufnahmen von Defiziten und Schulden hinauszukommen, wie 

sie das derzeitige fiskalische Monitoring in der EU charakterisieren. Zusätzlich sollen viel-

mehr Merkmale der fiskalischen Situation in die Bewertung mit einfließen, die Auskunft über 

langfristig zu erwartende Be- und Entlastungen der budgetären Situation geben. Aus diesem 

Grund werden neben dem Themengebieten „Status Quo“, das wesentlich durch die Betrach-

tung gängiger gegenwartsbezogener Kennzahlen wie Defizit- und Schuldenquoten geprägt 

ist, weitere Themenkomplexe mit einbezogen. So werden Informationen über die Themen 

„Ausgabenstruktur“ und „Steuer- und Abgabensystem“ auf die Frage hin ausgewertet, inwie-

weit das jeweilige Land einen zukunftsträchtigen Ausgabenmix aufzuweisen hat oder inwie-

weit überhaupt noch Spielraum für Konsolidierungsmaßnahmen auf beiden Seiten des Bud-

gets besteht. Im Themenfeld „altersabhängige Ausgaben“ werden die absehbaren fiskali-

schen Lasten, die sich aus dem demographischen Wandel ergeben, abgebildet. 

Die Themenfelder werden in den Folgeabschnitten im Hinblick auf ihre Zusammensetzung 

noch genauer beschrieben. Zunächst erfolgt jedoch eine Gesamtbewertung des Länderran-

king in der Maastricht-Säule. Dieses ist der Abbildung 13 zu entnehmen. 

Für jedes Land ist der skalierte Punktwert abgetragen, welcher sich durch Aggregation der 

Punktwerte aus den vier Themengebieten ergibt. Annahmegemäß liegt dieser Wert zwischen 

0 und 100, wobei sich in einem höheren Punktwert auch ein besseres Abschneiden aus-

drückt. Als klarer „Sieger“ der Säule ist mit 68 Punkten Irland auszumachen. Die USA folgen 

an zweiter Position mit 66 Punkten vor Norwegen (63 Punkte). Ebenfalls mehr als 60 Punkte 

erreichen Luxemburg, Estland, Lettland, Kanada und Dänemark. Unter diesen ersten Acht 

befinden sich also bereits drei der fünf OECD-Vergleichsländer, die Schweiz steht an zwölf-

ter Position, lediglich Japan liegt mit 48 Punkten unter dem EU-Durchschnitt. Interessant ist 

ebenfalls, dass sich der EU-Durchschnitt mit 53 Punkten knapp über dem EWU-Durchschnitt 

einfindet. Die beiden Aggregate belegen die Positionen 18 und 19. Am anderen Ende der 

Skala finden sich die Länder Italien, Deutschland und Belgien. 
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Abbildung 13: Die Maastricht-Säule 

 

Weiterhin ist eine Clusterbildung sowohl im oberen als auch im unteren Drittel des Ranking 

festzustellen. Innerhalb der im LiMa-Benchmark behandelten Länderauswahl lassen sich ty-

pischerweise fünf Cluster bilden. Zunächst ist es sinnvoll die drei großen und langjährigen 

EU-Mitgliedsländer Deutschland, Frankreich und Italien zu einem Cluster der „großen Konti-

nentaleuropäer“ zusammen zu fassen. Dabei schneidet Frankreich tendenziell besser ab als 

der Clusterdurchschnitt. Zum „angelsächsischen Cluster“ sind Irland und das Vereinigte Kö-

nigreich zu zählen. Weiterhin sind ein „mittelosteuropäisches Cluster“ (Polen, Slowakei, Slo-

wenien, Tschechien, Ungarn), ein „baltisches Cluster“ (Estland, Lettland, Litauen) und das 

„skandinavische Cluster“ (Dänemark, Finnland, Schweden) zu erkennen. Die OECD-

Vergleichsländer werden in die Clusteranalyse nicht einbezogen. 

Die angelsächsisch geprägten Länder Irland und UK sowie die baltischen Staaten finden sich 

in der Spitzengruppe der EU-Länder wieder, während die großen „Kontinentaleuropäer“ Ita-

lien, Deutschland und Frankreich allesamt im unteren Drittel der Skala anzutreffen sind. 

Interessant ist zudem die Tatsache, dass die skandinavischen Staaten – allen voran Norwe-
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gen – ausschließlich Positionen oberhalb des EU-Durchschnitts einnehmen. Dagegen sind 

die Osteuropäer – mit Ausnahme der baltischen Staaten – als Ländergruppe in der unteren 

Hälfte des Ranking angesiedelt.  

Abbildung 14: Maastricht-Säule (Spinnennetz 1) 

 

In Abbildung 14 sind für die fünf Ländercluster Durchschnittspunktzahlen auf vier Achsen 

abgetragen, wobei jede Achse für ein Themengebiet steht. Die großen Kontinentaleuropäer 

nehmen, abgesehen vom Bereich „Status Quo“, in allen Themengebieten die letzte Position 

ein und liegen besonders in den Bereichen „Ausgabenstruktur“ und „Steuer- und Abgaben-

system“ zurück. Im Themengebiet „Status Quo“ stellt dagegen das mittelosteuropäische 

Cluster das Schlusslicht dar. Die Skandinavier zeichnen sich durch vergleichsweise hohe 

Punktwerte in den Gebieten „Status Quo“ sowie „Altersabhängige Ausgaben“ aus, während 

sich bei der „Ausgabenstruktur“ und dem „Steuer- und Abgabensystem“ komparative Schwä-

chen offenbaren. Deutliche Stärke des Baltikums ist die „Ausgabenstruktur“. Das angelsäch-

sische Cluster kann durchweg mit hohen Punktwerten überzeugen. Es bleibt zudem festzus-
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tellen, dass im Maastricht-Ranking sämtliche skandinavischen, baltischen und angelsächsi-

schen Teilnehmer über dem EU- und EWU-Durchschnitt liegen. 

Über die Analyse von Länderclustern hinaus ist es zudem sinnvoll, deskriptive Analysen für 

einzelne Länder zu betreiben. In Abbildung 15 sind Irland als bestes Land, Italien als 

schlechtestes, Deutschland, die USA sowie der EU-Durchschnitt im Vergleich veranschau-

licht. Die Grafik verdeutlicht, dass die zwei Themengebieten „Status Quo“ und „Steuern und 

Abgaben“ von Irland dominiert werden. Dagegen nehmen die insgesamt zweitplatzierten 

USA in den Bereichen „Ausgabenstruktur“ und „Altersabhängigen Ausgaben“ den besten 

Rang ein. Erwähnenswert ist außerdem, dass sowohl Irland als auch die USA in allen The-

mengebieten über dem EU-Durchschnitt liegen. 

Abbildung 15: Maastricht-Säule (Spinnennetz 2) 

 

Am anderen Ende der Skala liegt Italien, als letztplatziertes Land des Maastricht-

Benchmarks, komplett innerhalb der „EU-Raute“, d.h. das Land nimmt in jedem Themenge-

biet Punktwerte unterhalb des EU-Durchschnitts ein. Die Bundesrepublik Deutschland, wel-

che auf vorletzter Position zu finden ist, hat nur im Themengebiet „Status Quo“, also bei den 

Verschuldungskennzahlen, einen Wert oberhalb des Durchschnitts der EU Staaten vorzu-

weisen. In den übrigen Bereichen, insbesondere bei der „Ausgabenstruktur“ sowie dem 
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„Steuer- und Abgabensystem“, ergeben sich vergleichsweise ungünstige Punktwerte. Hier 

schneidet Deutschland sogar schlechter ab, als das letztplatzierte Italien.  

2.2.1 Status Quo 

Im Maastricht-Vertrag von 1992 beschlossen die EU-Mitgliedstaaten die so genannten Kon-

vergenzkriterien (Artikel 121 EG-Vertrag), welche diejenigen Staaten, die der dritten Stufe 

der Europäischen Währungsunion beitreten und den Euro einführen wollten, erfüllen muss-

ten.1 Diese Kriterien betreffen neben dem Wechselkurs, der Inflationsrate und dem Zinssatz 

auch die öffentlichen Finanzen. Die finanzielle Situation eines Mitgliedstaates wird dabei zum 

einen durch die Höhe des öffentlichen Defizits (Nettoneuverschuldung), zum anderen durch 

die Höhe des öffentlichen Schuldenstandes beurteilt (Artikel 104 (2) EG-Vertrag): Das ge-

samtstaatliche Defizit darf drei Prozent des Bruttoinlandsproduktes, der Schuldenstand 60 

Prozent des Bruttoinlandproduktes nicht überschreiten. Durch Verständigung auf den Stabili-

täts- und Wachstumspakt (SWP) auf dem EU-Gipfel in Dublin im Jahre 1996 wurde be-

schlossen, die Einhaltung des Defizitkriteriums auch nach Beitritt eines Landes zur EWU 

einzufordern und diesbezügliche Regelverletzungen mit Sanktionen zu belegen. Mit dem 

Stabilitäts- und Wachstumspakt sollte verhindert werden, dass einzelne Mitgliedstaaten über 

eine allzu expansive Fiskalpolitik das Vertrauen in die wirtschaftliche Stabilität der Euro-Zone 

gefährden. Darüber hinaus sollte die politische Unabhängigkeit der Europäischen Zentral-

bank (EZB) gestärkt werden, da Mitgliedstaaten mit einem hohen Defizit ein Interesse an ei-

ner inflationsbedingten Verringerung ihrer Verbindlichkeiten haben und somit eher dazu ge-

neigt sind, Druck auf die EZB auszuüben, um diese zu einer „Niedrigzinspolitik“ zu bewegen. 

Um die Glaubwürdigkeit im europäischen Wirtschaftsraum zu sichern, wurde es darum für 

nötig erachtet, den fiskalpolitischen Handlungsspielraum auf drei Prozent des Bruttoinland-

produktes einzuschränken.  

Kritiker lasteten dem Stabilitäts- und Wachstumspakt aber von Anfang an einen zu stark ak-

tuellen Fokus an: Erstens enthält der jeweilige Jahressaldo konjunkturelle Einflüsse, wodurch 

die Auswirkungen der Finanzpolitik eines Staates unter Umständen verschleiert werden. 

Zweitens werden selbst bei Einhaltung der „Drei-Prozent-Grenze“ weitere Schulden ange-

häuft, die zu immer weiter ansteigenden Zinszahlungen für zukünftige Generationen führen. 

Unter anderem deshalb wurde der Stabilitäts- und Wachstumspakt auf dem Frühjahrsgipfel 

im Jahre 2005 reformiert. Danach werden den Mitgliedstaaten vorübergehende Abweichun-

gen von ihrer jeweiligen mittelfristigen Haushaltsplanung gestattet, wenn dies zu einer Ver-

besserung der Tragfähigkeit der langfristigen öffentlichen Finanzen führt. Darüber hinaus 

kann in wirtschaftlich schlechten Phasen die Konsolidierung der Haushalte durchaus gerin-

                                                
1
 Für eine detaillierte Beschreibung der Geschichte der Wirtschafts- und Währungsunion siehe Hil-

lenbrand (2002). 
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ger ausfallen, wenn – im Gegenzug – unerwartete Einnahmen in wirtschaftlich guten Zeiten 

(die Produktion übersteigt das Potenzial) zum Abbau der Defizite verwendet werden (vgl. 

Deutsche Bundesbank, 2005).  

Tabelle 14: Überblick über die Indikatoren „Status Quo“ 

Gleitender Durchschnitt der Defizitquoten 

Schuldenstandsquote 

Bonitätsrating von Moody´s  

 

Mit dem Maastricht-Benchmark soll nun ein Indikator berechnet werden, der die langfristige 

Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen der hier betrachteten Staaten beurteilt. Die in die Be-

rechnung eingehenden Indikatoren sind in Tabelle 14 aufgeführt. Da die gesamtstaatliche 

Defizitquote lediglich den jährlichen Saldo der öffentlichen Haushalte (bezogen auf das Brut-

toinlandsprodukt) angibt, kann eine nachhaltige Entwicklung an ihr alleine nicht abgelesen 

werden. Trotzdem ist ein Fehlbetrag am Ende eines Jahres immer kritisch zu bewerten, denn 

schließlich könnte er Teil einer sich noch weiter fortsetzenden Serie von ansteigenden Defizi-

ten sein. Stellt das Defizit jedoch lediglich einen kurzfristigen Einbruch unter ansonsten 

nachhaltigen Salden dar, besteht keinerlei Veranlassung, die fiskalische Wirtschaftspolitik 

des entsprechenden Landes anzuprangern. Darüber hinaus wird die Nettoneuverschuldung 

auch durch konjunkturelle Schwankungen beeinflusst, so dass die tatsächliche Situation der 

öffentlichen Finanzen durch den Konjunkturzyklus und seine budgetären Folgen überdeckt 

sein kann. Aus diesem Grund versucht der Status-Quo-Indikator eine Bereinigung eben sol-

cher Einflüsse vorzunehmen, indem die Einflussgröße „Defizit“ durch einen gleitenden 

Durchschnitt der jeweils aktuellen Defizitquoten und der Defizitquoten der vier vorausgegan-

gen Jahre berechnet wird. Somit bezieht der Maastricht-Indikator die gegenwärtige haus-

haltspolitische Lage in seinen jeweiligen Benchmarkwert mit ein, ohne dabei zu sehr auf kon-

junkturelle Schwankungen zu reagieren. 

Tabelle 15 zeigt diesen gleitenden Durchschnitt der Defizitquoten für die 30 Länder, die im 

LiMa-Benchmark untersucht werden, für das Jahr 2005. Dem Vergleich in Tabelle 15 ent-

sprechend sind drei Länder-Cluster zu identifizieren. In einer ersten Gruppe befinden sich 

ausschließlich Länder, die das Maastricht-Kriterium, nach dem das gesamtstaatliche Defizit 

nicht mehr als drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts betragen darf, verletzen. Diese Grup-

pe umfasst elf Staaten, von denen zehn der EU-25 angehörig sind. Unter diesen Ländern 

weisen Ungarn und Portugal mit einem gesamtstaatlichen Defizit von über minus sechs Pro-

zent den höchsten Wert auf. Neben diesen beiden Ländern gehört auch Deutschland, das 

ein gesamtstaatliches Defizit von etwas über minus drei Prozent aufweist, zu dieser Gruppe. 

Mit den USA und Japan hätten zwei der zum Vergleich herangezogenen Nicht-EU-25-Länder 



 40 

das Maastricht-Kriterium ebenfalls nicht erfüllt. Japan hätte es mit gut minus sechs Prozent 

sogar um mehr als das Doppelte überschritten. Eine zweite Gruppe, die von Frankreich (-

2,88 Prozent) und den Niederlanden (-0,28 Prozent) umschlossen wird, besteht aus neun 

der EU-25-Länder sowie der Schweiz. Diese zehn Länder sind zwar alle durch negative 

Budgetsalden gekennzeichnet, diese liegen aber noch in dem von der EU vorgegebenen 

Rahmen. Schließlich besteht eine dritte Gruppe aus Staaten, die durchweg Überschussquo-

ten aufweisen. In dieser Gruppe liegen die skandinavischen Länder an der Spitze, wobei 

Norwegen mit einer Überschussquote von über 16 Prozent den höchsten Wert erreicht. Aber 

auch die baltischen Staaten Estland und Lettland weisen eine Überschussquote auf. Das 

einzige Land, das nicht der EU-25 zugehörig ist und eine Überschussquote aufweist, ist Ka-

nada. 

Tabelle 15: Gleitender Durchschnitt der Defizitquoten im Jahre 2005 

Land 

Defizitquote  
(in % des 
BIP) 

 

Land 

Defizitquote 
(in % des 
BIP) 

Belgien -2,30  Niederlande -0,28 

Dänemark 4,89  Norwegen 16,16 

Deutschland -3,23  Österreich -1,51 

Estland 2,35  Polen -2,46 

Finnland 2,65  Portugal -6,04 

Frankreich -2,88  Schweden 3,02 

Griechenland -5,24  Schweiz -1,41 

Irland 1,08  Slowakei -3,12 

Italien -4,10  Slowenien -1,40 

Japan -6,52  Spanien 1,13 

Kanada* 0,65  Tschechien -3,62 

Lettland 0,13  UK -3,33 

Litauen -0,52  Ungarn -6,58 

Luxemburg -0,99  USA -3,68 

Malta -3,18  Zypern -2,37 
* 
gleitender Durchschnitt der Defizitquote  

für das Jahr 2004
 

Quellen: EUROSTAT, SourceOECD und eigene Berechnungen. Aktualisiert von AMECO und DG EC-

FIN. 

Im Gegensatz zur Defizitquote ist die Schuldenstandsquote eines Staates auch zukunftsbe-

zogen, denn Schulden führen zwangsläufig zu Zinsverbindlichkeiten, die zusätzlich zur Til-

gung der eigentlichen Schulden bedient werden müssen. In Deutschland beispielsweise be-

trugen die Zinszahlungen im Jahre 2005 etwa 64 Milliarden Euro, was circa sechseinhalb 

Prozent des Gesamtbudgets ausmachte (Quelle: Eurostat). Darüber hinaus gibt der aktuelle 

Schuldenstand Auskunft über die Nachhaltigkeit der Finanzpolitik vergangener Perioden. 
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Denn hat ein Staat einen hohen Schuldenberg angehäuft, so kann dies einen Indiz für eine 

schlechte (und kurzsichtige) Haushaltsplanung in der Vergangenheit darstellen. 

Tabelle 16: Schuldenstandsquoten im Jahre 2005 

Land 
Schuldenstands-

quote (in % des BIP) 
 

Land 
Schuldenstands-

quote (in % des BIP) 

Belgien 93,32  Niederlande 52,67 

Dänemark 35,86  Norwegen 54,00 

Deutschland 67,90  Österreich 63,38 

Estland 4,45  Polen 42,02 

Finnland 41,34  Portugal 64,05 

Frankreich 66,57  Schweden 50,43 

Griechenland 107,50  Schweiz 54,48 

Irland 27,40  Slowakei 34,47 

Italien 106,60  Slowenien 28,01 

Japan 172,22  Spanien 43,12 

Kanada 70,15  Tschechien 30,42 

Lettland 12,13  UK 43,04 

Litauen 18,69  Ungarn 58,32 

Luxemburg 6,01  USA 64,64 

Malta 74,19  Zypern 70,33 

Quellen: EUROSTAT, SourceOECD und eigene Berechnungen. Aktualisiert von AMECO und DG EC-

FIN. 

Tabelle 16 zeigt die Schuldenstandsquoten der LiMa-Teilnehmer für das Jahr 2005. Aus die-

ser Tabelle ist ersichtlich, dass sich die Schuldenstandsquoten zwischen den Länder stark 

unterscheiden. Estland weist mit einer Quote von circa 4 Prozent den niedrigsten Wert auf, 

wohingegen Japan mit circa 172 Prozent den höchsten Wert zu verzeichnen hat. Neben Est-

land ist auch Luxemburg mit einem Schuldenstand von circa 6 Prozent des Bruttoin-

landsproduktes durch eine relativ niedrige Schuldenstandsquote gekennzeichnet. Allerdings 

zeigt ein weiterer Blick auf Tabelle 16, dass diese Länder Extrembeispiele darstellen. Die 

Schuldenstandsquoten der meisten Länder bewegen sich in einem Bereich von circa 34 bis 

68 Prozent. Weiterhin ist auffällig, dass neben dem Baltikum auch die restlichen mittelosteu-

ropäischen Staaten – mit Ausnahme Ungarns und Polens – vergleichsweise niedrige Schul-

denstandsquoten aufweisen. So liegen die Schuldenstandsquoten von Slowenien, der 

Tschechischen und der Slowakischen Republik bei circa 30 Prozent. Erwähnenswert ist auch 

Irland, das mit einem Schuldenstand von circa 27 Prozent des Bruttoinlandsproduktes eben-

falls weiter vorne angesiedelt ist. All diese Länder erfüllen damit das Maastricht-Kriterium, 

nach dem der Schuldenstand nicht mehr als 60 Prozent des Bruttoinlandsproduktes betra-

gen darf. Dies ist auch für das Vereinigte Königreich, Schweden, Finnland, Spanien und die 

Niederlande der Fall. Demgegenüber erfüllen die meisten kontinentaleuropäischen Staaten 
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wie beispielsweise Deutschland und Frankreich dieses Kriterium nicht; die Schuldenstand-

squoten beider Länder liegen bei etwa 67 Prozent. Das EU-Schlusslicht stellt mit gut 107 

Prozent Griechenland dar. Schließlich würden die beiden nordamerikanischen Staaten USA 

und Kanada mit Quoten von knapp 65 und 71 Prozent ebenfalls an diesem Kriterium schei-

tern. 

Der dritte Subindikator, der in das Themengebiet „Status Quo“ eingeht, besteht aus einem 

Länderrating der Ratingagentur Moody’s. Dieses Rating bildet über die Bewertung der jewei-

ligen Staatsanleihen die Kreditwürdigkeit der einzelnen Länder ab. Darüber hinaus bezieht 

die Agentur auch wirtschaftliche, soziale und politische Parameter in diese Bewertungen mit 

ein. Das Rating umfasst dabei eine Skala von Aaa („Triple A“, beste Qualität) bis D (zah-

lungsunfähig). Neben dem Aspekt der Stabilität (der Haushalte) soll über dieses Rating auch 

eine Bewertung des jeweiligen Landes durch die Finanzmärkte in den Maastricht-Indikator 

mit eingehen. 

Tabelle 17: Länderrating von Moody´s für das Jahr 2005 

Land Rating  Land Rating 

Belgien Aa1  Niederlande Aaa 

Dänemark Aa1  Norwegen Aaa 

Deutschland Aaa  Österreich Aaa 

Estland A1  Polen A2 

Finnland Aaa  Portugal Aa2 

Frankreich Aaa  Schweden Aaa 

Griechenland A1  Schweiz Aaa 

Irland Aaa  Slowakei A2 

Italien Aa2  Slowenien Aa3 

Japan Aaa  Spanien Aaa 

Kanada Aaa  Tschechien Baa1 

Lettland A2  UK Aaa 

Litauen A3  Ungarn A1 

Luxemburg Aaa  USA Aaa 

Malta A2  Zypern A2 

 Legende:  

 Aaa – höchste Qualität (Q), minimales Kreditrisiko (KR); Aa – hohe Q, sehr geringes KR; A 
– „obereMittelklasse“: geringes KR; Baa – mittlere Q, gewisses KR, mitunter spekulative 
Elemente (sE); Ba – enthält sE, erhebliches KR; B – spekulativ, hohes KR; Caa – geringe 
Q, sehr hohes KR; Ca – hochgradig spekulativ, Zahlungsstörung (Z) möglicherweise schon 
eingetreten oder steht kurz bevor; C – schlechte Q, Z in der Regel schon eingetreten, Aus-
sicht auf Zins- und/oder Kapitalrückzahlung schlecht; Zusatz: Die Zahlen 1,2 und 3 stehen 
für oberes, mittleres und unteres Drittel in der jeweiligen Klasse. 

Quelle: Moody’s Investors Service 

Das Länderrating von Moody´s ist für die Länder des LiMa-Benchmarks in Tabelle 17 dar-

gestellt. Wie aus der Tabelle ersichtlich ist, erhält die Hälfte aller am Benchmark teilnehmen-
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den Länder ein „Triple A“, d.h. die Staatsanleihen dieser Länder weisen sowohl die 

höchstmögliche Qualität als auch das geringste Kreditrisiko auf (siehe auch Legende zu Ta-

belle 17).  

Unter den Ländern, die ein „Triple A“ aufweisen befinden sich 10 EU-25-Staaten (unter ande-

rem auch Deutschland) sowie Japan, Kanada, Norwegen, die Schweiz und die Vereinigten 

Staaten. Auffällig ist auch, dass – mit Ausnahme von Tschechien und Slowenien – alle Län-

der, die am 01.05.2004 der Europäischen Union beigetreten sind, lediglich mit einem „A“ be-

wertet werden. Slowenien ist das einzige Land dieser Gruppe, dessen Kreditwürdigkeit et-

was höher eingestuft wird („Aa3“). In Relation zu den anderen hier betrachteten Ländern 

weist Tschechien mit einem Rating von „Baa1“ die geringste Kreditwürdigkeit auf. 

Im folgenden Abschnitt werden die Ergebnisse des Themengebiets „Status Quo“ vorgestellt 

und die Bestimmungsgründe für die jeweilige Positionierung eines Landes genauer analy-

siert. Darüber hinaus werden die Ausprägungen der Subindikatoren einzelner, ausgewählter 

Staaten und Staatengruppen zusätzlich visualisiert.  

In die Zusammenfassung zum Themengebiet „Status Quo“ gehen die drei vorgestellten Sub-

indikatoren Schuldenstandsquote, gleitende Defizitquote und Bonitätsrating mit einer Wer-

tung von jeweils einem Drittel ein, wobei das Themengebiet „Status Quo“ bei der Berech-

nung der Maastricht-Säule wiederum mit einem Gewicht von einem Viertel berücksichtigt 

wird. Abbildung 16 zeigt den Ländervergleich zu diesem Themengebiet. Der Index kann 

Werte im Bereich zwischen 0 und 100 annehmen, wobei höhere Indexwerte für eine bessere 

finanzpolitische Situation im Ausgangsjahr („Status Quo“) stehen. 

Deutschland belegt im Ländervergleich Position 18 und liegt damit im unteren Mittelfeld. Es 

befindet sich leicht oberhalb des EU-Durchschnitts jedoch unter dem EWU-Durchschnitt. 

Demgegenüber belegen die nordischen Länder Norwegen, Finnland, Dänemark und Schwe-

den sowie Luxemburg und Irland die obersten Positionen. Diese Länder weisen im interna-

tionalen Vergleich im Hinblick auf alle drei Subindikatoren (Schuldenstandsquote, gleitende 

Defizitquote und Bonitätsrating) jeweils Spitzenpositionen auf, wohingegen Deutschland vor 

allem bei der Schuldenstandsquote und der Defizitquote eher im unteren Drittel angesiedelt 

ist. Im Gegensatz zu dieser Spitzengruppe finden sich am unteren Ende des Länderver-

gleichs Japan, Griechenland, Malta, Tschechien und Zypern wieder. Bis auf Tschechien und 

Japan sind die Ausprägungen aller drei Subindikatoren dieser Länder im unteren Drittel an-

gesiedelt. Tschechien fällt dagegen durch ein sehr gutes Abschneiden im Hinblick auf die 

Schuldenstandsquote auf, während Japan durch eine hohe Bonität gekennzeichnet ist. 

Schließlich lassen sich im Mittelfeld noch zwei Ländergruppen identifizieren. Zum oberen 

Mittelfeld gehört eine Ländergruppe, welche die Schweiz, Estland, das Vereinigte Königreich, 
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die Niederlande, Kanada und Österreich umfasst. All diese Länder sind durch ein sehr hete-

rogenes Abschneiden in Bezug auf die drei Subindikatoren gekennzeichnet. So belegt bei-

spielsweise Estland sowohl bei der Schuldenstandsquote als auch bei der Defizitquote eine 

der obersten Positionen. Hinsichtlich der Kreditwürdigkeit schneidet Estland jedoch ver-

gleichsweise schlecht ab. Im Gegensatz dazu belegt Kanada im Hinblick auf die Schuldens-

tandsquote eine der untersten Positionen, schneidet aber bei den beiden anderen Subindika-

toren sehr gut ab. Das untere Mittelfeld, welches neben Deutschland auch noch Frankreich, 

die Vereinigten Staaten, Slowenien und Lettland umfasst, ist durch ähnliche Charakteristika 

gekennzeichnet. 

Abbildung 16: Status Quo 

 

Im Folgenden sollen nun für einzelne Staaten und Staatengruppen die Ausprägungen der 

drei Subindikatoren Schuldenstandsquote, gleitende Defizitquote und Bonitätsrating noch 

einmal visualisiert werden, um ein differenzierteres Bild von den Einflussgrößen des The-

mengebiets „Status Quo“ zu bekommen.  
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Abbildung 17 zeigt den Drittplatzierten des Themengebietes „Status Quo“, Finnland, als ei-

nen Vertreter der nordischen (europäischen) Länder im Vergleich zu Deutschland und den 

beiden südeuropäischen Ländern Griechenland und Italien. Daraus ist ersichtlich, dass Finn-

land besonders bei der gleitenden Defizitquote (im Falle Finnlands eine Überschussquote) 

einen großen Vorsprung gegenüber den anderen drei Ländern aufweist. Dahinter kommen 

Deutschland und Italien, die hinsichtlich der gleitenden Defizitquote ungefähr gleichauf lie-

gen. Das Schlusslicht in dieser Kategorie stellt Griechenland dar. Bei der Schuldenstand-

squote liegt wiederum Finnland mit knapp 80 Punkten vorne. Bei diesem Subindikator plat-

ziert sich Deutschland mit gut 60 Punkten genau zwischen Finnland und den beiden Ländern 

Italien und Griechenland, die sich in dieser Kategorie den letzten Platz teilen. Die Heteroge-

nität bezüglich der Platzierungen ist bei dem dritten Subindikator, dem Bonitätsrating von 

Moody’s, am geringsten. Hier schneiden alle vier Länder relativ gut ab, wobei sich Finnland 

zusammen mit Deutschland den ersten Rang (mit jeweils 100 Punkten) teilt. Insgesamt lässt 

sich feststellen, dass die hier betrachteten Länder – mit Ausnahme Finnlands – bei dem 

Themengebiet „Status Quo“ die meisten Punkte durch die gleitende Defizitquote verlieren, 

wohingegen das Bonitätsrating überwiegend positiv in die Bewertung dieses Themengebiet 

eingeht. 

Abbildung 17: Status Quo (Spinnennetz 1) 

 

Interessant ist sicherlich auch ein Vergleich zwischen den Ländern, die Mitglieder der Euro-

päischen Währungsunion (EWU) sind, und allen EU-Mitgliedstaaten. Abbildung 18 zeigt ei-
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nen solchen Vergleich für die drei Subindikatoren des Themengebiets „Status Quo“, wobei in 

die Graphik zusätzlich Norwegen, als Vertreter sowohl eines Nicht-EWU- als auch Nicht-EU-

Staates, aufgenommen wurde. Bei Betrachtung der Abbildung fällt unmittelbar auf, dass 

Norwegen sowohl bei der gleitenden Defizitquote als auch beim Bonitätsrating mit jeweils 

100 Punkten am besten abschneidet. Für den dritten Subindikator, die Schuldenstandsquote, 

gilt dies aber nicht mehr. Hier liegen die Länder der Europäischen Union mit (im Durch-

schnitt) gut 74 Punkten vor Norwegen, das in dieser Kategorie ungefähr 70 Punkte erhält. 

Die EWU schneidet dagegen mit gut 67 Punkten am schlechtesten ab. Weiterhin ist auffällig, 

dass die EU-Länder bei der gleitenden Defizitquote mit den EWU-Ländern ungefähr glei-

chauf liegen. Demgegenüber liegt die EWU aber beim Bonitätsrating mit 90 Punkten deutlich 

vor der EU (mit gut 76 Punkten), weshalb die EWU beim Themengebiet „Status Quo“ gege-

nüber der EU auch besser abschneidet (siehe Abbildung 16). 

Abbildung 18: Status Quo (Spinnennetz 2) 

Schließlich wird in Abbildung 19 ein Vergleich zwischen dem skandinavischen (Dänemark, 

Finnland, Schweden), baltischen (Estland, Lettland, Litauen), mittelosteuropäischen (Polen, 

Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn), kontinentaleuropäischen (Deutschland, Frank-

reich, Italien) sowie dem angelsächsischen (Irland und das Vereinigte Königreich) Cluster 

vorgenommen. Dem Diagramm ist zu entnehmen, dass die Staaten des skandinavischen 

Clusters in fast allen Kategorien Spitzenpositionen einnehmen. Die einzige Ausnahme stellt 

dabei die Schuldenstandsquote dar, hier liegen die Länder des skandinavischen Clusters mit 

gut 77 Punkten an vierter Stelle. Damit positionieren sie sich in dieser Kategorie genau in der 
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Mitte der fünf Ländercluster. Darüber hinaus schneidet auch das angelsächsische Länder-

cluster insgesamt recht gut ab, wobei hier anzumerken ist, dass das Vereinigte Königreich 

innerhalb dieses Clusters deutlich hinter Irland zurückliegt. Eine kleine Schwäche ist lediglich 

bei der gleitenden Defizitquote festzustellen, hier liegen die Angelsachsen mit gut 40 Punk-

ten auf Position drei.  

Abbildung 19: Status Quo (Spinnennetz 3) 

Weiterhin ist auffällig, dass das baltische und das mittelosteuropäische „Dreieck“ in Abbil-

dung 19 eine ähnliche Form aufweisen. Ein nennenswerter Unterschied liegt bei beiden 

Staatengruppen bei der Ausprägung der Schuldenstandsquoten sowie den Defizitquoten vor. 

Die kontinentaleuropäischen Staaten sind schließlich dadurch gekennzeichnet, dass sie so-

wohl bei der gleitenden Defizitquote als auch bei der Schuldenstandsquote (im Vergleich zu 

den restlichen Länderclustern) sehr schlecht abschneiden. Bei der gleitenden Defizitquote 

belegen sie mit knapp 28 Punkten den zweitletzten, bei der Schuldenstandsquote mit knapp 

55 Punkten sogar den letzten Platz. Da Italien beim Bonitätsrating lediglich ein „Aa2“ (siehe 

Tabelle 17) erhält, liegen die kontinentaleuropäischen Länder in dieser Kategorie ebenfalls 

nur auf Position drei. 
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2.2.2 Ausgabenstruktur 

Das Themengebiet „Ausgabenstruktur“ dient dazu, den Aspekt der „Qualität öffentlicher Fi-

nanzen“ in die Analyse einzubeziehen. So werden neben der absoluten Höhe der Ausgaben 

in Relation zum Bruttoinlandsprodukt auch die Budgetanteile verschiedener Ausgabenkate-

gorien bei der Beurteilung der Zielerreichung in der Maastricht-Säule berücksichtigt (vgl. Ta-

belle 18).  

Tabelle 18: Überblick über die Indikatoren „Ausgabenstruktur“ 

Gesamtausgabenquote 

Anteil der Bildungsausgaben an den Primärausgaben 

Anteil der FuE-Ausgaben an den Primärausgaben 

Anteil der Investitionsausgaben an den Primärausgaben 

Anteil der Transfers und Subventionen an den Primärausgaben 

Anteil des Schuldendienstes an den Gesamtausgaben 

 

Die inhaltliche Fundierung für dieses Vorgehen ergibt sich aus einer breiten empirischen Li-

teratur, die sich mit den Erfolgsaussichten verschiedener Konsolidierungsstrategien beschäf-

tigt. Zwei robuste Ergebnisse lassen sich aus dieser Literatur ableiten. Erstens: Erfolgreiche 

Konsolidierung findet in den meisten Fällen auf der Ausgabenseite öffentlicher Budgets statt. 

Zweitens: Erfolgreiche Konsolidierungsphasen gehen häufig einher mit einer qualitativen 

Verbesserung der Ausgabenstruktur, d.h. einer Verringerung des Budgetanteils „konsumti-

ver“ Ausgaben und einer stärkeren Gewichtung „produktiver“ Ausgabenkategorien. Darauf 

aufbauend gehen im Rahmen des Themengebiets „Ausgabenstruktur“ die absolute Höhe der 

Ausgabenquote sowie der Anteil der Zins-, Transfer- und Subventionsausgaben negativ in 

die Bewertung ein. Positiv bewertet werden dagegen höhere Budgetanteile in den Bereichen 

Bildung, Forschung und Entwicklung sowie öffentliche Investitionen. 

Nachhaltigkeit drückt sich nach den Grundzügen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes in 

erster Linie über einen niedrigen Schuldenstand und ein ausgeglichenes Budget aus. Im 

Hinblick auf letztgenanntes ist die Betrachtung der Ausgaben der öffentlichen Haushalte von 

entscheidender Bedeutung. In Europa belaufen sich die aktuellen Staatsausgaben durch-

schnittlich auf knapp die Hälfte des Bruttoinlandsproduktes, während Regierungen vor 100 

Jahren nur cirka 10 Prozent der Wirtschaftskraft für öffentliche Leistungen aufwandten. Mit 

Beginn der öffentlichen Finanzierung des Bildungs- und Gesundheitssystems sowie anderer 

öffentlicher Güter Anfang der 60er Jahre hatten die Ausgaben etwas weniger als 30 Prozent 

des BIP erreicht, bevor sie im Zuge eines rasanten Ausbaus des modernen Wohlfahrtsstaa-

tes zu einem ebenso starken Anstieg auf cirka 45 Prozent des BIP in den frühen 80er Jahren 

des letzten Jahrhunderts ansetzten (vgl. für Details Tanzi und Schuknecht, 2000). Seit dieser 
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Zeit bemühen sich Regierungen zunehmend und mehr oder weniger erfolgreich um fiskali-

sche Haushaltskonsolidierung. Frühe Konsoliderungsphasen sind etwa im Vereinigten Kö-

nigreich in den frühen 80er Jahren festzustellen. Im Rahmen dieser fiskalischen Anpassung 

erfolgte eine Reduktion des Verschuldungsgrads um rund 11 Prozent des BIP. Weitere ambi-

tionierte Haushaltskonsolidierungen folgten; beispielsweise zu Beginn der 1999er Jahre in 

Schweden. Hier konnte die Staatsverschuldung sogar um knapp 20 Prozent verringert wer-

den, was größtenteils auf eine deutliche Reduktion der Staatsquote (= Ausgaben gemessen 

am BIP) zurückzuführen war. Weniger Erfolg hatten andere Länder wie beispielsweise 

Deutschland oder auch Frankreich, die trotz partieller Ausgabenreduktionen keine nachhalti-

ge Senkung der Staatsquote realisieren konnten (siehe z.B. Hauptmeier et al. (2006) für ei-

nen Überblick über verschiedene OECD Ausgabenreformen der letzten Jahrzehnte). Das 

Problem hoher Staatsausgaben sowie einer damit einhergehenden Tendenz hoher Ver-

schuldungsquoten besteht nach wie vor, insbesondere in zahlreichen kontinentaleuropä-

ischen Ländern (siehe dazu Tabelle 16 in Abschnitt 2.2.1). 

Tabelle 19: Gesamtausgabenquoten 2005 

Land 
Staatsausgaben 
 (in % des BIP) 

 
Land 

Staatsausgaben 
 (in % des BIP) 

Belgien 50,13  Niederlande 45,38 

Dänemark 53,09  Norwegen 42,64 

Deutschland 46,82  Österreich 49,86 

Estland 34,21  Polen 42,77 

Finnland 50,04  Portugal 47,75 

Frankreich 53,78  Schweden 56,61 

Griechenland 46,16  Schweiz 36,71 

Irland 34,34  Slowakei 36,83 

Italien 48,24  Slowenien 46,86 

Japan 39,50  Spanien 38,20 

Kanada 40,48  Tschechien 43,50 

Lettland 36,06  UK 44,94 

Litauen 33,66  Ungarn 50,61 

Luxemburg 43,16  USA 34,76 

Malta 47,14  Zypern 44,70 

Quelle: EUROSTAT, SourceOECD und eigene Berechnungen. Aktualisiert von AMECO und DG EC-

FIN. 

Die Konsolidierungs- und Reformversuche vergangener Jahre bieten der empirischen Litera-

tur Nährboden für Analysen. Hierbei verdeutlicht sich zunächst, dass hohe Ausgaben in ein-

deutiger Verbindung mit anhaltenden Defiziten und ansteigenden Schuldenständen stehen 

und weitere Verbindlichkeiten im Zuge des demographischen Wandels nach sich ziehen. 

Dadurch ergibt sich nicht nur eine Gefährdung der Nachhaltigkeit öffentlicher Finanzen; hohe 

Staatsquoten, umfangreiche Sozialsysteme und der Hang zur staatlichen Überregulierung 
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können zudem negative Konsequenzen für Beschäftigung und Wachstum haben. Tabelle 19 

liefert einen Überblick über die Gesamtausgabenquoten aller EU-25-Staaten sowie der Ver-

gleichsländer Japan, Kanada, Norwegen, Schweiz und der USA im Jahr 2005. Es zeigt sich, 

dass die Höhe der Staatsquoten im betrachteten Ländersample erheblich variiert. Die Diffe-

renz zwischen dem Minimal- und Maximalwert liegt, bezogen auf die jeweilige Wirtschafts-

kraft, immerhin bei rund 23 Prozentpunkten. Während Litauen mit 33,7 Prozent ziemlich ge-

nau ein Drittel des BIP ausgibt, fließt in Schweden mit 56,6 Prozent deutlich über die Hälfte 

aus staatlichen Kassen. Der durchschnittliche Wert der Ausgabenquote in der betrachteten 

Tabelle liegt bei rund 44 Prozent. Darüber ist Deutschland mit einer Ausgabenquote von 

knapp 47 Prozent des BIP angesiedelt. Erwartungsgemäß führen die stark ausgeprägten 

Sozialversicherungssysteme in den skandinavischen Länder Dänemark, Finnland und 

Schweden zu vergleichsweise hohen Ausgabenanteilen am Bruttoinlandsprodukt. Vergleich-

bare Werte erreichen auch Frankreich, Belgien und Ungarn. Das Baltikum, Irland und die 

USA benötigen zur Finanzierung ihrer deutlich schwächer ausgeprägten Gemeinschaftskas-

sen die geringsten Staatsausgaben. Alle fünf Nicht-EU-25-Mitgliedstaaten bewegen sich 

(zum Teil deutlich) unter dem Durchschnitt von 44 Prozent. 

Neben dem absoluten Niveau der Staatsausgaben wird im Rahmen des Themengebiets 

„Ausgabenstruktur“ auch die Zusammensetzung öffentlicher Budgets berücksichtigt. Diese 

Vorgehensweise ist motiviert durch eine umfangreiche empirische Literatur, die sich mit den 

Erfolgsaussichten verschiedener Konsolidierungsstrategien beschäftigt und mehrheitlich zu 

dem Ergebnis kommt, dass Konsolidierung auf der Ausgabenseite als erfolgversprechender 

zu bewerten ist, insbesondere im Vergleich zu Konsolidierungsbemühungen, die rein auf ei-

ne Erhöhung der Einnahmen aus Steuern und Abgaben abzielen. Mitte der 1990er Jahre 

wurden im Rahmen zweier viel beachteter Studien der Autoren Alesina und Perotti (1995, 

1996) fiskalische Anpassungen in 20 OECD-Staaten untersucht. Sie kommen zu dem Er-

gebnis, dass expansive Fiskalpolitik vor allem durch Erhöhungen der Ausgaben, insbesonde-

re der Transferzahlungen, kontraktive Fiskalpolitik hingegen von Steuererhöhungen geprägt 

ist. Klar unterschieden wird im Rahmen der Analysen zwischen kurzfristigen fiskalischen An-

passungen, welche nur eine temporäre Entlastung des Haushalts nach sich ziehen, und 

nachhaltigen Haushaltskonsolidierungen mit entsprechenden Langfristeffekten. Als Haupt-

aussage lässt sich festhalten, dass fiskalische Anpassungen mit einem Schwerpunkt auf der 

Ausgabenseite des Budgets mit höherer Wahrscheinlichkeit zu einer nachhaltigen Konsoli-

dierung beitragen. Dabei sind insbesondere Ausgabenreformen hervorzuheben, die Ein-

schnitte in politisch sensitiven Bereichen, etwa bei staatlichen Transferprogrammen oder 

dem öffentlichen Personal, beinhalten. Nicht oder weniger erfolgreiche Konsolidierungen ba-

sieren hingegen auf Einnahmeerhöhungen eventuell sogar bei gleichzeitiger Erhöhungen der 

Ausgaben. Aufbauend auf den Studien von Alesina und Perotti präzisieren Perotti, Strauch 
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und von Hagen (1998) im Rahmen einer Analyse zur Bewertung der Nachhaltigkeit öffentli-

cher Finanzen den Begriff einer erfolgreichen Konsolidierung genauer: Eine Reduktion des 

Staatsdefizit bzw. eine Konsolidierung ist dann nachhaltig erfolgreich, wenn sie auch in den 

beiden darauf folgenden Jahren spürbar ist. Auch die Betrachtung dieser Autoren führt zu 

dem Ergebnis, dass erfolgreiche Konsolidierungen das Hauptaugenmerk auf umfangreiche 

Ausgabenreduktionen legen.  

Neben dem robusten empirischen Ergebnis, dass nachhaltige fiskalische Konsolidierung und 

eine Rückführung der Staatsquote Hand in Hand gehen, rückt zunehmend der Aspekt der 

„qualitativen Konsolidierung“ in den Mittelpunkt. Nicht nur die absolute Höhe der Ausgaben-

reduktionen spielt bei der Beurteilung der Erfolgsaussichten von Haushaltskonsolidierungen 

eine Rolle, sondern auch Anpassungen der Ausgabenstruktur, also der Zusammensetzung 

öffentlicher Ausgaben. Alesina und Perotti (1995) unterstreichen bereits die wichtige Rolle, 

welche Rückführungen von staatlichen Transferzahlungen bzw. Personalausgaben im Rah-

men erfolgreicher Konsolidierungen spielen. Perotti, Strauch und von Hagen bestätigen die-

sen Punkt und merken an, dass das Problem des Kontrollverlusts über das Budget und seine 

Zusammensetzung am Ursprung, nämlich bei den oftmals überhöhten Wohlfahrtsausgaben, 

gelöst werden müsse. Hauptmeier et al. (2006) nehmen eine umfangreiche Analyse zahlrei-

cher Ausgabenreformen der letzten 20 Jahre in OECD Staaten vor und teilen diese auf Basis 

eines Klassifizierungsschemas in ambitionierte und zurückhaltende Konsolidierungsbemü-

hungen ein. Dabei zeigt sich, dass bei beiden Reformtypen das Senken der Ausgaben zu ei-

ner Verringerung des Schuldendiensts führt. Jedoch stellt der Rückgang der Zinsausgaben 

bei zurückhaltenden Reformen einen erheblich höheren Anteil des Ausgabenrückgangs dar. 

Bei ambitionierten Ausgabenreformen spielt der Zinseffekt nur eine untergeordnete Rolle; 

dagegen beruhen etwa zwei Drittel der Ausgabenreduktion im Rahmen nachhaltiger Budget-

konsolidierungen auf Kürzungen bei den öffentlichen Personalkosten sowie den Transfers 

und Subventionen. Neben der reinen Rückführung der Ausgabenquote spielt also die qualita-

tive Restrukturierung des Budgets bei langfristig erfolgreichen fiskalischen Anpassungen ei-

ne entscheidende Rolle. So konnten ambitionierte Reformländer im Zeitraum vom Beginn 

der Reformphase bis zum Ende des Betrachtungshorizonts (2004) durchschnittlich eine Ver-

ringerung der Verschuldung um 20 Prozent des BIP realisieren. 
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Tabelle 20: Ausgabenstruktur 2005 

(Anteile an Primärausgaben sowie Schuldendienst an Gesamtausgaben) 

Land Bildung FuE Investitionen 
Transfers 

und Subventionen Schuldendienst 

Belgien 13,51 1,26 3,90 59,38 9,87 

Dänemark 15,88 1,41 3,50 44,42 5,10 

Deutschland 9,18 1,73 3,06 67,10 6,43 

Estland 18,24 1,15 9,38 40,41 0,53 

Finnland 12,26 2,12 5,44 46,60 3,41 

Frankreich 12,62 1,83 6,35 54,66 5,29 

Griechenland 7,15 0,67 7,54 39,96 0,67 

Irland 13,84 1,26 9,70 43,43 3,47 

Italien 11,42 1,48 5,43 51,33 10,80 

Japan 11,62 1,98 10,27 53,80 9,81 

Kanada 12,50 1,82 7,33 33,30 13,88 

Lettland 16,97 0,56 6,48 33,46 1,73 

Litauen 18,12 1,09 10,58 40,23 2,49 

Luxemburg 11,55 0,65 10,76 58,12 0,32 

Malta 13,74 0,44 12,51 40,75 9,12 

Niederlande 11,90 1,66 7,43 52,59 5,66 

Norwegen 14,01 1,71 6,44 47,11 2,97 

Österreich 12,10 1,38 2,34 62,42 6,13 

Polen 14,98 0,21 8,40 49,11 5,86 

Portugal 16,78 1,63 6,30 48,92 5,95 

Schweden 13,54 1,63 5,45 44,14 3,55 

Schweiz 13,00 2,03 7,14 54,10 5,10 

Slowakei 9,74 0,95 6,01 52,31 4,97 

Slowenien 12,78 1,33 7,88 49,36 3,61 

Spanien 11,86 2,35 9,76 45,94 4,94 

Tschechien 11,61 1,31 11,76 48,20 2,73 

UK 13,75 1,69 4,46 39,04 5,03 

Ungarn 12,79 0,89 8,61 48,36 8,31 

USA 18,03 3,33 8,20 37,16 8,79 

Zypern 13,91 0,71 7,71 42,31 8,28 

Durchschnitt 13,31 1,41 7,34 47,60 5,49 

Quellen: EUROSTAT, SourceOECD und eigene Berechnungen. Aktualisiert von AMECO und DG EC-
FIN. 

Zur Beurteilung der Ausgabenstruktur eines öffentlichen Haushalts ist es notwendig, die 

Qualität einzelner Ausgabenkategorien zu bewerten. Unterschieden werden dabei typi-

scherweise „konsumtive“ Ausgaben von Ausgaben, die einen „investiven“ Charakter haben. 

Thöne (2005) entwickelt in diesem Zusammengang einen Indikator, der zukunftswirksame 

Ausgaben im Hinblick auf die Qualität staatlicher Ausgabenpolitik besser erfassen soll als 

traditionelle Methoden. Ziel der Studie ist die Identifizierung von Ausgabenpositionen mit po-

sitiver Wirkung für das Wirtschaftswachstum sowie eine nachhaltige Entwicklung. Diese 
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Ausgabenkategorisierung wird auf Basis einer umfangreichen empirischen Literatur zu den 

Effekten zahlreicher Ausgabenarten vorgenommen. So wird insbesondere von signifikant 

positiven Auswirkungen von öffentlichen Investitionen, Bildungsausgaben sowie Ausgaben 

für Forschung- und Entwicklung ausgegangen. Dagegen ist bei Ausgaben in den Bereichen 

Sozialtransfers und Subventionen von einem rein „konsumtiven“ Charakter auszugehen. Ta-

belle 20 gibt einen Überblick über die Ausgabenstruktur der im Rahmen des LiMa Bench-

marks untersuchten öffentlichen Haushalte. 

Sofort fällt der vergleichsweise hohe Ausgabenanteil der Transfer- und Subventionszahlun-

gen am Budget auf. Im Durchschnitt über alle betrachteten Länder wird fast die Hälfte der 

gesamten Staatsausgaben ohne Zinszahlungen (Primärausgaben) in diesem Bereich aus-

gegeben. Zahlreiche große mitteleuropäische Länder verzeichnen Anteile der Sozialtransfers 

und Subventionen an den Primärausgaben, die jenseits der 50 Prozent angesiedelt sind; 

Deutschland führt das Feld mit einem Wert von 67,1 Prozent an. Zwischen dem negativen 

„Spitzenreiter“ Deutschland und Kanada, dem Land mit dem niedrigsten Anteil von Transfers 

und Subvention an den Primärausgaben, klafft eine Lücke von rund 34 Prozentpunkten, wel-

che die erhebliche Varianz in diesem Ausgabenbereich deutlich macht. Ebenfalls lediglich 

ein Drittel ihres Primärbudgets geben auch die USA für Transfers und Subventionen aus; 

hier wird sichtbar, wie sich ein geringer sozialer Leistungskatalog im Budget bemerkbar 

macht. Der geringste Anteil am Gesamtbudget wird im betrachteten Ländersample für For-

schung und Entwicklung ausgegeben. Der Anteil von nur rund eineinhalb Prozent verdeut-

licht den niedrigen Stellenwert dieses Bereichs, der im Rahmen des europäischen Lissabon-

Prozesses bis 2010 als Schlüsselbereich identifiziert wurde; als Zielvorgabe wurde ein Ni-

veau von drei Prozent formuliert. Besonders jüngere EU-Mitgliedstaaten wie Lettland, Polen 

oder Ungarn weisen hier mit Anteilen von weniger als einem Prozent des Budgets für FuE 

Defizite auf. Der Bildungsbereich nimmt dagegen ein stärkeres Gewicht im öffentlichen Aus-

gabenmix ein; der Mittelwert liegt hier immerhin bei gut 13 Prozent. Dennoch zeigt sich auch 

in diesem Bereich eine ausgeprägte Variation im Ländersample. Die USA bilden mit den drei 

baltischen Staaten und Portugal eine Spitzengruppe, deren Bildungsausgaben sich mit etwa 

18 Prozent der Primärausgaben deutlich von der Masse abheben. Deutschland liegt in Be-

zug auf den Anteil der öffentlichen Ausgaben, die in das Bildungssystem fließen, fast schon 

abgeschlagen und nur noch von Griechenland unterboten, hinter Vergleichsländern wie Ös-

terreich, Frankreich oder England zurück. 

Das Ausgabenfeld der öffentlichen Investitionen führt Malta mit 12,51 Prozent seines Pri-

märbudgets – fast fünfmal mehr als Österreich – an. Vor allem jüngere EU-Mitgliedsländer 

wie Tschechien, Litauen und Estland zeichnen sich durch vergleichsweise hohe Investitions-

anteile aus; z.T. begünstigt durch die Kofinanzierung im Rahmen der EU-Strukturfondsmittel 
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findet hier ein „Aufholprozess“ gegenüber älteren Industrienationen wie etwa Deutschland, 

Belgien und dem Vereinigten Königreich statt. Die letztgenannten Länder sind im unteren 

Drittel der Skala wiederzufinden und wenden nur etwa drei bis vier Prozent ihres Budgets für 

Investitionen auf. Der durchschnittliche Budgetanteil der Investitionen liegt bei 7,34 Prozent; 

in dieser Größenordnung investieren Länder wie die Schweiz, die Niederlanden oder die 

USA. 

Der Subindikator des zweiten Themengebietes „Ausgabenstruktur“ in der Maastricht-Säule 

des LiMa-Benchmark setzt sich gleichgewichtig aus der Staatsquote (Anteil der gesamtstaat-

lichen Ausgaben am BIP), dem Anteil der Zinszahlungen am Gesamtbudget und dem Anteil 

der Transfers und Subventionen an den Primärausgaben als negativen Einflussgrößen sowie 

den Anteilen von Bildung, Forschung und Entwicklung und Investitionen, jeweils an den Pri-

märausgaben, als positiven Einflussfaktoren für eine nachhaltige Budgetstruktur, zusammen. 

Abbildung 20: Ausgabenstruktur 
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Die Abbildung 20 veranschaulicht das Länderranking im Themengebiet „Ausgabenstruktur“. 

An der Spitze der EU-Ländergruppe befinden sich die baltischen Staaten Estland und Litau-

en. Sie zeichnen sich vor allem durch niedrige Ausgabenquoten und Zinsanteile sowie einen 

vergleichsweise hohen Budgetanteil der Bildungsausgaben aus. Am anderen Ende der Skala 

liegen Deutschland und Österreich, deren schlechte Positionen insbesondere in niedrigen 

Budgetanteilen der öffentlichen Investitionen sowie einem hohen Gewicht staatlicher Trans-

fers und Subventionen begründet sind.  

Ein Vergleich des Rankings der EU-Ländergruppe mit dem der Euroländer zeigt, dass letzte-

re eine geringere Performance im Themengebiet „Ausgabenstruktur“ aufweisen. Begründet 

ist dies vor allem in vergleichsweise schlechten Positionen der großen kontinentaleuropä-

ischen Länder Deutschland, Italien und Frankreich. Dagegen nehmen die baltischen Staaten 

sowie die angelsächsisch geprägten EU-Mitglieder – hier ist Irland hervorzuheben – Spitzen-

positionen ein. Diese Ländergruppe setzt sich im Ranking vor den Großteil der OECD-

Vergleichsländer und muss sich nur den USA „geschlagen“ geben, welche mit einer niedri-

gen Ausgabenquote, einem geringen Anteil staatlicher Transfers und Subventionen und ho-

hen Budgetanteilen in den Ausgabenkategorien Bildung sowie Forschung und Entwicklung 

im Themengebiet „Ausgabenstruktur“ den Maßstab setzen.  

Eine genauere Betrachtung des Balkendiagramms lässt zwei sichtbare Abstufungen erken-

nen. So heben sich die drei ersten und die letzten drei Ränge tendenziell vom übrigen Feld 

ab. Auf den ersten drei Rängen befinden sich die USA, Estland und Lettland, wobei sich die 

USA als Themengebietssieger noch einmal um mehr als drei Punkte von Estland absetzen 

können. Das Baltikum wird auf Rang vier von Lettland komplettiert, liegt also geschlossen 

noch vor dem Gesamtsieger Irland. Es folgen Spanien und danach, eine Stufe tiefer, Tsche-

chien, welches ein sehr breites, eng zusammenliegendes Mittelfeld anführt, das bis hinunter 

zu Frankreich auf Platz 28 reicht. Direkt auf Tschechien folgen allerdings erst einmal die vier 

verbleibenden OECD-Vergleichsländer, die sich damit alle ins erste Tabellendrittel schieben. 

Direkt danach folgt mit dem Vereinigten Königreich das zweite Land des angelsächsischen 

Clusters. Beide europäischen Durchschnitte liegen weit hinter der OECD-Referenz zurück 

auf den Plätzen 17 und 24 des Ausgabenstruktur-Rankings. Die EU-Länder setzen sich hier-

bei im Aggregat von den Euroländern ab. Das liegt vor allem am Abschneiden der großen 

kontinentaleuropäischen EWU-Mitglieder Frankreich, Italien und Deutschland. Sie befinden 

sich außerdem in Gesellschaft ihrer Nachbarn Belgien und Österreich. Während Frankreich 

gerade noch an den großen Mittelblock des Rankings Anschluss halten kann, ergibt sich zu 

Italien eine Lücke, eine weitere zu Belgien und den beiden Letztplatzierten Österreich und 

Deutschland. Anschließend an die Gesamtübersicht sollen nun die sechs Subindikatoren der 

Ausgabenstruktur näher betrachtet werden. 



 56 

Abbildung 21: Ausgabenstruktur (Spinnennetz 1) 

In Abbildung 21 sind die Durchschnitte der EU und EWU abgetragen, außerdem Irland als 

Gesamtbester und Italien als Gesamtletzter und zum OECD-Vergleich der Themengebiets-

sieger USA. Vergleicht man die EU und die USA, so sieht man die Vereinigten Staaten in 

drei der sechs Kategorien weit enteilt. Besonders deutlich distanzieren sie den Rest des 

Teilnehmerfeldes bei den FuE-Ausgaben, etwas weniger stark im Bildungsbereich. Bezüglich 

der Gesamtausgabenquote liegen sie ebenfalls weit vorne, müssen sich jedoch hier dem 

EU-Mitglied Irland geschlagen geben. Die relativ starke Betonung von Eigenverantwortung 

und passivem Staat in den USA schlägt sich in der günstigen Wertung der Transfer- und 

Subventionsausgaben nieder. Weniger gut stellen sich die amerikanischen Ergebnisse im 

Bereich Schuldendienst dar, auch im Hinblick auf öffentliche Investitionen finden die USA 

nicht den Weg in die Spitzengruppe. EU und EWU können sich einzig im Subindikator 

Schuldendienst besser stellen als der Themengebietssieger. Interessant ist zudem, dass der 

Durchschnitt der Euroländer einzig im Bereich der FuE-Ausgaben günstigere Punktwerte als 

der EU-Durchschnitt aufweist. In allen anderen Subindikatoren schneidet die EWU vergleich-

sweise schlecht ab; neben höheren Gesamtausgaben ist, verglichen mit dem Gesamtdurch-

schnitt der EU, auch ein insgesamt ungünstigerer Ausgabenmix zu konstatieren. Geringere 

Anteile an Bildungs- und Investitionsausgaben sowie ein stärkeres Gewicht der Sozialtrans-

fers und Subventionen führen dazu, dass das Vieleck der EWU-Länder in dem Diagramm 
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nahezu komplett von der EU-Fläche umschlossen wird. Italien kann in keinem Bereich über-

zeugende Punkte aufweisen, liegt bei FuE sowie Transfers und Subventionen aber immerhin 

im mittleren Drittel aller am LiMa-Benchmark teilnehmenden Länder. 

Abbildung 22: Ausgabenstruktur (Spinnennetz 2) 

 

Wie schon in den vorangegangenen Kapiteln ergeben sich aufschlussreiche Resultate aus 

der Betrachtung des Länderclustervergleichs. Dabei bilden im Themengebiet 1 „Ausgaben-

struktur“ vor allem die skandinavischen Länder, das Baltikum und die drei großen Kontinen-

taleuropäer homogene Gruppen hinsichtlich ihrer Punktwerte. Die auch im Ranking auf den 

vordersten EU-Plätzen positionierten Balten dominieren in Abbildung 22 deutlich, fallen aber 

bei den Ausgaben für FuE an die letzte Stelle zurück. In den übrigen fünf Kategorien liegen 

sie jeweils vorne und vergrößern ihren Vorsprung dabei ausgehend von den Investitionsaus-

gaben im Uhrzeigersinn in jeder Kategorie des Diagramms bis zu den Bildungsausgaben. 

Ein ähnlicher Verlauf ergibt sich für die beiden Angelsachsen Irland und das Vereinigte Kö-

nigreich – wobei hier Irland hervorzuheben ist. Vergleicht man das angelsächsische mit dem 

skandinavischen Vieleck, lassen sich die verschiedenen Philosophien bezüglich Funktion 

und Umfang der Staatstätigkeit deutlich ablesen. Vergleichsweise hoch fallen daher bei den 

Skandinaviern die Staatsausgabenquote und der Anteil der Transfer- und Subventionszah-
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lungen aus. Trotzdem halten sich die Zinsverbindlichkeiten in Grenzen und auch in den 

Themenbereichen Bildung und FuE kann das skandinavische Cluster hohe Punktwerte errei-

chen. In Deutschland, Frankreich und Italien fällt das Staatsbudget vergleichsweise groß 

aus; auch der Anteil der Transfers und Subventionen am Primärbudget nimmt für das konti-

nentale Ländercluster vergleichsweise hohe Werte an. Gleichzeitig sind ein niedriger Bil-

dungsanteil und hohe Zinsverpflichtungen zu beobachten. Unter den Ländern des mittelost-

europäischen Clusters lässt sich keine einheitliche Ausgabenstrategie ausmachen. Im Ge-

samtranking sind sie daher stark verstreut. Tschechien ist auf Rang 7 am erfolgreichsten. 

Grund hierfür sind vor allem günstige Indikatorwerte im Bereich der öffentlichen Investitio-

nen. 

2.2.3 Steuer- und Abgabensystem 

Das Steuer- und Abgabensystem spielt bei der Beurteilung der finanzpolitischen Tragfähig-

keit eines Landes eine wichtige Rolle. So stellt sich die Frage, ob auf eventuelle Konsolidie-

rungserfordernisse mit einnahmeseitigen Maßnahmen reagiert werden kann. Dies gilt glei-

chermaßen für öffentliche Haushalte und Sozialversicherungssysteme.  

Grundsätzlich werden im Rahmen des Themengebiets „Steuer- und Abgabensystem“ zwei 

Arten von Indikatoren bewertet. Das sind zum einen Indikatoren, die auf das Niveau und die 

Struktur der Einnahmen abstellen. Hierunter fallen die Steuereinnahmen und Sozialversiche-

rungsbeiträge gemessen am Bruttoinlandsprodukt, wobei hohe Quoten auf wenig Spielraum 

für eine einnahmeseitige Konsolidierung hindeuten. Darüber hinaus ist im Hinblick auf eine 

Verstetigung der Einnahmebasis öffentlicher Haushalte eine stärkere Inanspruchnahme indi-

rekter Steuern als günstiger zu erachten, da die fortschreitende weltwirtschaftliche Integrati-

on die Besteuerung mobiler Produktionsfaktoren zunehmend erschwert. Neben Niveau und 

Struktur wird auch die Anreizwirkung des nationalen Steuer- und Abgabensystems berück-

sichtigt. So ist davon auszugehen, dass hohe Durchschnitts-, Grenz- bzw. Effektivsteuerbe-

lastungen von Unternehmen und Haushalten zur Erosion der Steuerbasis führen und somit 

negativ zu bewerten sind. Gleichermaßen sollte eine hohe Beitragsbelastung des Faktors 

Arbeit die Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung hemmen und da-

durch den Sozialversicherungssystemen die Finanzierungsgrundlage entziehen. 

Der Aufbau des Themengebiets „Steuer- und Abgabensystem“ ist in Abbildung 23 

schematisch dargestellt. Zunächst wird die thematische Zweiteilung in die Bereiche Steuern 

und Sozialabgaben vorgenommen. Beide Teilbereiche gehen im Rahmen einer 

Gleichgewichtung zu 50 Prozent in den Indikatorwert des Themengebiets ein. In diesen 

beiden Teilbereichen findet dann eine weitere Aufgliederung in Niveau- bzw. Struktur- und 

Belastungsvariablen statt.  
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Abbildung 23: Aufbau des Themengebiets „Steuer- und Abgabensystem“ 

 

Tabelle 21 gibt einen Überblick über die im Themengebiet „Steuer- und Abgabensystem 

verwendeten Indikatoren. 

Tabelle 21: Überblick über die Indikatoren „Steuer- und Abgabensystem“ 

Steuerquote  

Indirekte Steuerquote 

Indirekter Steueranteil 

Durchschnittssteuersatz der Einkommensteuer 

Grenzsteuersatz der Einkommensteuer 

Durchschnittliche Gesamtsteuerbelastung 

Effektive Unternehmensstuersätze 

Sozialbeitragsquote 

Sozialbeitragssatz 

 

Konkret fliessen in den Teil „Steuern“ die Gesamtsteuereinnahmen sowie die Summe der 

Steuereinnahmen aus indirekten Steuern, jeweils bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt, ein. 

Eine hohe Steuerquote deutet darauf hin, dass im Falle von Konsolidierungserfordernissen 
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nur noch bedingt Spielraum besteht, einen Haushaltsausgleich durch einnahmeseitige 

Maßnahmen zu erreichen. Eine bereits vergleichsweise hohe Steuerquote wird daher im 

Rahmen des Benchmarks negativ gewertet. Die Quote der indirekten Steuern am BIP geht 

dagegen positiv in den Indikator ein. Die weltwirtschaftliche Integration nimmt im Rahmen 

der zunehmenden Internationalisierung der Faktormärkte weiterhin zu und wird in Zukunft die 

Besteuerung mobiler Produktionsfaktoren, insbesondere hochqualifizierter Arbeit und 

Kapital, erschweren. Im Hinblick auf eine Verstetigung der nationalen Steuerbasis ist daher 

von einem Trend zur Umschichtung von direkten zu indirekten Steuern auszugehen. Auf 

diese Weise kann einer Erosion der Steuerbasis Einhalt geboten werden.  

Tabelle 22: Steuern, Quoten (in Prozent des BIP) 

Land Steuerquote 
Indirekte 

Steuerquote 
Indirekter 

Steueranteil 

 (1) (2) (3) = (2)/(1) 

Belgien 30,54 13,00 42,57 

Dänemark 48,42 17,66 36,47 

Deutschland 22,00 11,79 53,59 

Estland 20,53 12,32 60,01 

Finnland 31,71 13,86 43,71 

Frankreich 27,47 15,56 56,64 

Griechenland 22,70 13,77 60,66 

Irland 25,57 13,07 51,11 

Italien 28,09 14,06 50,05 

Japan 15,88 8,20 51,64 

Kanada 28,87 12,99 44,99 

Lettland 19,64 11,76 59,88 

Litauen 20,31 11,18 55,05 

Luxemburg 26,71 13,23 49,53 

Malta 27,49 15,32 55,73 

Niederlande 24,55 12,64 51,49 

Norwegen 36,12 12,90 35,71 

Österreich 28,03 14,56 51,94 

Polen 19,26 12,85 66,72 

Portugal 22,91 14,22 62,07 

Schweden 36,37 16,86 46,36 

Schweiz 21,97 7,15 32,54 

Slowakei 18,41 12,40 67,35 

Slowenien 24,72 16,25 65,74 

Spanien 22,49 11,86 52,73 

Tschechien 21,16 11,77 55,62 

UK 28,78 13,10 45,52 

Ungarn 25,48 16,19 63,54 

USA 18,89 7,32 38,75 

Zypern 26,27 17,39 66,20 

Quellen: EUROSTAT, OECD und eigene Berechnungen 

Auch aus allokativen Gesichtspunkten heraus ist ein verstärkter Fokus auf indirekte Steuern, 

wie etwa die Mehrwertsteuer in Deutschland, wegen der geringeren verzerrenden Wirkungen 
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positiv zu bewerten. Joumard (2002) argumentiert beispielsweise, dass durch ein stärkeres 

Gewicht der indirekten Besteuerung die Investitions-Spar-Entscheidung weniger stark 

beeinflusst wird, so dass eine symmetrischere Behandlung von Arbeits-, Transfer- und 

Kapitaleinkommen gewährleistet ist. 

Wie aus Tabelle 22 ersichtlich wird, bestehen hinsichtlich der Steuerquote erhebliche 

Unterschiede zwischen den Ländern. Japan findet sich mit knapp 16 Prozent am unteren 

Rand; günstige Werte weisen außerdem die USA, das Baltikum und die Osteuropäer Polen 

und die Slowakei auf. Deutschland hat mit einer relativ niedrigen Steuerquote von 22 Prozent 

ebenfalls komparative Vorteile in diesem Bereich. Am oberen Ende finden sich 

typischerweise die skandinavischen Staaten; Dänemark erreicht sogar einen Wert von 48 

Prozent der Wirtschaftskraft. Tabelle 22 zeigt zusätzlich die indirekten Steuern als Quote des 

BIP. Die Spanne ist hier geringer und umfasst den Bereich zwischen etwa 7 und 18 Prozent. 

Der Durchschnitt liegt bei 13,18 Prozent. Interessant ist vor allem, wie hoch der Anteil der 

Steuereinnahmen aus der indirekten Besteuerung ist (siehe Spalte (3) der Tabelle 22). 

Vergleichsweise günstige Werte weisen hier die Balten, Estland und Lettland auf, aber auch 

die jüngeren mittelosteuropäischen EU-Mitgliedsländer. Mit rund 67 Prozent der 

Steuereinnahmen verlässt sich die Slowakei am stärksten auf indirekte Steuerarten, dicht 

gefolgt von Slowenien und Polen. Ein geringes Gewicht der indirekten Steuern ist dagegen in 

der Schweiz, in Norwegen und Dänemark sowie in den USA festzustellen. 

Um die Anreizwirkungen der nationalen Steuersysteme abzubilden, werden darüber hinaus 

Durchschnitts- und Grenzsteuerbelastungen von Haushalten sowie Effektivsteuerbe-

lastungen von Unternehmen berücksichtigt. Hintergrund für diese Vorgehensweise ist die 

Tatsache, dass alleine aus dem Niveau der Steuerquote eines Landes noch keine Rück-

schlüsse auf die tatsächliche Steuerbelastung gezogen werden können. In diesem 

Zusammenhang ist die sogenannte Laffer-Kurve (z.B. Canto et al., 1983; Fullerton, 1982) zu 

nennen, welche den einfachen Zusammenhang zwischen den Steuereinnahmen und dem 

Steuersatz beschreibt und auf der Argumentation beruht, dass ab einem bestimmten Punkt 

eine Erhöhung des Steuersatzes zu einem Rückgang der Steuereinnhamen führt. Dies 

bewirkt dann aus theoretischer Sicht, dass Steuersatz induzierte Verdrängungseffekte ab 

einem gewissen Niveau der Grenzsteuerbelastung so stark werden, dass eine Erhöhung des 

Steuersatzes in einer Verringerung des Steueraufkommens resultiert. In einer solchen 

Situation stellt die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage, etwa durch die Streichung von 

steuerrechtlichen Ausnahmetatbeständen, bei einer gleichzeitigen Absenkung des 

Steuersatzes einen erfolgversprechenden Weg zur Verbesserung der Einnahmebasis dar 

(vgl. bspw. Andreoni et al., 1998). Ausnahmetatbestände bei der Besteuerung, welche die 

Bemessungsgrundlage verkleinern, tragen in der Regel wenig zur Verbesserung der Anreiz-
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wirkung eines Steuersystems bei; auch internationale Organisationen wie zum Beispiel der 

internationale Währungsfonds (IMF) oder die OECD argumentieren daher für eine breite 

Bemessungsgrundlage, die Vermeidung von Ausnahmen sowie geringe Steuersätze (u.a. 

Shome, 1995; Joumard, 2002).  

Tabelle 23: Durchschnittliche Steuersätze (Einkommensteuer) 

für Familien mit zwei Berufstätigen (in Prozent) 

Land  Einkommensteuer 

 Durchschnittssteuersatz Grenzsteuersatz 

Belgien 20,68 66,43 

Dänemark 26,95 43,71 

Deutschland 7,69 59,60 

Estland - - 

Finnland 21,22 54,95 

Frankreich 8,45 48,32 

Griechenland 4,79 54,08 

Irland 6,50 33,18 

Italien 10,05 53,90 

Japan 4,17 29,24 

Kanada 13,86 44,35 

Lettland - - 

Litauen - - 

Luxemburg 1,16 38,22 

Malta - - 

Niederlande 7,95 51,00 

Norwegen 19,16 43,24 

Österreich 10,30 57,31 

Polen 5,04 45,83 

Portugal 3,22 38,59 

Schweden 22,18 48,81 

Schweiz 6,76 33,30 

Slowakei 2,21 43,78 

Slowenien - - 

Spanien 9,22 45,50 

Tschechien 5,21 44,91 

UK 13,59 40,60 

Ungarn 10,50 77,15 

USA 5,32 33,98 

Zypern - - 

Quelle: OECD 

Einen Einblick in die Steuerbelastungen in verschiedenen Ländern gibt Tabelle 23. Die von 

der OECD für ihre Mitgliedstaaten berechneten Daten gelten durchschnittlich für eine Familie 

mit zwei Kindern, in der beide Partner berufstätig sind (der Hauptverdiener zu 100 Prozent 
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und der Nebenverdiener zu 33 Prozent). Es sind der Durchschnitts- und der Grenzsteuersatz 

der Einkommensteuer angegeben.  

Die OECD-Durchschnittswerte liegen bei 10,26 bzw. 47,08 Prozent. Die Länder mit der 

niedrigsten Durchschnittssteuerbelastung sind Luxemburg, die Slowakei und Portugal. Die 

stark ausgebauten Sozialstaaten Skandinaviens sind am Ende der Skala zu finden. Japan, 

Irland, die Schweiz und die USA sind durch die geringsten Grenzsteuersätze charakterisiert, 

welche maßgeblich die Anreizwirkung des Steuersystems widerspiegeln. Vergleichsweise 

ungünstig sind in dieser Hinsicht die Steuersysteme Österreichs, Deutschlands, Belgiens 

und Ungarns zu bewerten; hier liegen die Grenzsteuerbelastungen zum Teil weit über 50 

Prozent. Neben der Durchschitts- und Grenzsteuerbelastung im Rahmen der Einkommen-

steuer fliesst für alle OECD-Länder darüber hinaus die durchschnittliche Gesamtsteuer-

belastung in die Bewertung ein. 

Um auch Anreizwirkungen im Bereich der Unternehmensbesteuerung zu erfassen, wurden 

neben der Steuerbelastung von Haushalten auch effektive Unternehmenssteuersätze, wie 

sie beispielsweise in Overesch (2005) berechnet wurden, berücksichtigt. Dabei handelt es 

sich um Effektivsteuersätze, die auf Basis des sogenannten "Devereux-Griffith-Modells" 

kalkuliert wurden. Diese Berechnungen effektiver Steuerbelastungen berücksichtigen sowohl 

auf Unternehmens- als auch auf Anteilseignerebene die wichtigsten Steuern, welche für die 

Investitionsentscheidungen relevant sind. Aus diesem Grund fliessen in die Berechnung zum 

einen gesetzliche Steuersätze und zum anderen auch die wichtigsten Regelungen bezüglich 

der Definition der Steuerbemessungsgrundlage, also beispielsweise Abschreibungs-

regelungen, ein. 

Der zweite Teilbereich „Abgaben“ des Themengebiets ist von der Struktur her identisch 

aufgebaut, indem zum einen die Summe der Sozialabgaben gemessen an der Wirtschafts-

kraft und zum anderen die durchschnittliche Belastung von Haushalten durch Sozialver-

sicherungsbeiträge aufgenommen werden. Auch bei den Sozialbeiträgen fliessen hohe BIP-

Quoten negativ in die Bewertung ein, da sie tendenziell signalisieren, dass Einnahmequellen 

weitgehend ausgeschöpft sind. Die Argumentation bei den durchschnittlichen 

Sozialbeitragssätzen kann analog zu den Anreizen im Steuersystem geführt werden. 

Wiederum wirken hohe Sätze verzerrend auf Arbeitsangebot- und nachfrage. Eine hohe 

Belastung des Faktors Arbeit mit Sozialversicherungsbeiträgen birgt die Gefahr der 

Verdrängung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung und damit der Erosion der 

Finanzierungsgrundlage der sozialen Sicherungssysteme. 
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Tabelle 24: Sozialbeitragsquoten (in Prozent am BIP) und durchschnittliche 

Sozialbeitragsbelastungen für Arbeitnehmerfamilien mit zwei Berufstätigen (in 

Prozent, je nach Verfügbarkeit) 

Land Sozialbeitragsquote Sozialbeitragssatz 

Belgien 14,10 11,05 

Dänemark 1,14 11,94 

Deutschland 16,89 20,85 

Estland 10,68 - 

Finnland 12,08 6,24 

Frankreich 16,36 13,60 

Griechenland 12,15 16,00 

Irland 4,65 3,87 

Italien 12,33 9,19 

Japan 9,82 11,84 

Kanada 4,89 6,63 

Lettland 8,73 - 

Litauen 8,27 - 

Luxemburg 10,63 13,89 

Malta 6,79 - 

Niederlande 13,15 19,30 

Norwegen 9,08 7,80 

Österreich 14,59 18,06 

Polen 13,43 25,62 

Portugal 11,27 11,00 

Schweden 13,95 7,00 

Schweiz 7,47 11,05 

Slowakei 12,00 12,65 

Slowenien 14,67 - 

Spanien 12,16 6,35 

Tschechien 15,07 12,50 

UK 7,60 8,18 

Ungarn 13,47 13,50 

USA 7,01 7,92 

Zypern 7,84 - 

Quellen: EUROSTAT, SourceOECD und eigene Berechnungen 

Aktuelle Sozialbeitragsquoten der Ländern, die im Rahmen der LiMa-Studie untersucht 

werden, sind in der ersten Spalte von Tabelle 24 aufgeführt. Deutschland, Frankreich und 

Tschechien haben bezogen auf die Wirtschaftskraft die höchsten Einnahmen aus 

Sozialabgaben (zwischen 15 und 17 Prozent des BIP). Andere Länder, wie zum Beispiel die 

nordamerikanischen Staaten Kanada und USA oder die Europäer Irland und Dänemark (nur 

1,14 Prozent des BIP) setzen stärker auf eine soziale Grundsicherung bzw. wie etwa im 

Falle Dänemarks auf die Steuerfinanzierung und weisen daher deutlich geringere 

Einnahmen aus Sozialabgaben auf. Wie die zweite Spalte von Tabelle 24 zeigt, erlegt Irland 
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dem Arbeitsmarkt mit 3,87 Prozent den geringsten Sozialabgabensatz auf. Polen, 

Deutschland, die Niederlande und Österreich belasten den Faktor Arbeit mit 

Sozialbeitragssätzen zwischen rund 18 bis fast 26 Prozent am stärksten. Durchschnittlich 

fließen bei einem Satz von 11,92 Prozent 10,74 Prozent des BIPs als Sozialabgaben in die 

Staatskassen. Analog zum Steuersystem werden auch zur Bewertung der Anreize im 

Abgabensystem, neben den in Tabelle 24 aufgeführten Sozialbeitragssätzen für Familien mit 

zwei Kindern und zwei Berufstätigen, durchschnittliche Abgabensätze für Alleinstehende und 

für Familien, in denen nur ein Partner berufstätig ist, einbezogen. 

Abbildung 24: Steuer- und Abgabensystem 

 

Abbildung 24 gibt einen Überblick über das Länderranking im Themengebiet „Steuer- und 

Abgabensystem“. Irland setzt sich hier vor allem aufgrund seiner niedrigen Sozialbeitrags-

quote sowie der relativ geringen Steuer- und Abgabenbelastung von Unternehmen und 

Haushalten an die Spitze des Feldes. Zwar liegt Zypern mit 72 Punkten nur rund zwei Punkte 

dahinter, das drittplatzierte Litauen hat allerdings fast zehn Punkte Rückstand. Nach Litauen 

folgen die beiden Nordamerikaner, USA und Kanada, mit dem zweiten baltischen Staat Lett-
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land in ihrer Mitte. Japan und die Schweiz komplettieren die Gruppe der OECD-

Vergleichsstaaten fast, so dass fast alle OECD-Vergleichsländer hier wieder deutlich im vor-

deren Bereich liegen. Nur Norwegen reiht sich in der Mitte der Abbildung näher an seinen 

europäischen Nachbarn ein. Deutschland nimmt trotz einer vergleichsweise geringen Steu-

erquote aufgrund der hoher Durchschnitts- und Grenzbelastung durch Steuern und Abgaben 

sowie einer hohen Sozialbeitragsquote den letzten Rang ein.  

Die Performance der EWU-Ländergruppe liegt im Themengebiet „Steuer- und Abgabensys-

tem“ unterhalb des EU-Durchschnitts. So finden sich neben Deutschland zahlreiche weitere 

kontinentaleuropäische Euroländer im unteren Drittel der Skala wieder. Zu nennen sind hier 

insbesondere Belgien, Österreich sowie Frankreich. Eine eindeutige Clusterbildung in der 

Spitzengruppe ist nicht festzustellen. Nennenswert ist jedoch die Tatsache, dass sich sämtli-

che angelsächsisch geprägten sowie die baltischen Staaten in der oberen Hälfte des Ran-

king befinden. Gleiches gilt, außer für Norwegen, auch für die OECD-Vergleichsländer. 

Interessant ist zudem, dass die mittelosteuropäischen Staaten Polen, Tschechien und Slo-

wenien im Themengebiet „Steuer- und Abgabensystem“ Plätze unterhalb des EU-

Durchschnitts einnehmen. Nur die Slowakei erreicht aufgrund einer relativ niedrigen Steuer-

quote sowie einer niedrigen Steuer- und Abgabenbelastung einen Platz im oberen Drittel des 

Benchmarks. 

Irlands Dominanz im Themengebiet „Steuer- und Abgabensystem“ wird durch die Disaggre-

gation in die vier Subindikatoren noch deutlicher (siehe Abbildung 25). In drei der vier Kate-

gorien sammelt Irland jeweils rund 80 Punkte. In Irland konzentriert man sich eher auf die 

Erhebung von Steuern statt von Abgaben, zudem werden günstige Anreize sowohl für priva-

te Haushalte als auch für die Ansiedlung von Unternehmen gesetzt. Ganz anders stellt sich 

das deutsche Steuer- und Abgabensystem dar. Insbesondere die hohe Belastung durch So-

zialbeiträge und eine vergleichsweise hohe Sozialabgabenquote schlagen sich negative in 

der Bewertung im Themengebiet „Steuer- und Abgabensystem“ nieder. Auffällig ist, dass 

Deutschland sowohl bezüglich der Anreize durch Einkommensteuersätze für Familien als 

auch der Höhe der Steuerquote im Teilnehmerfeld im oberen Drittel gerankt ist. Daneben 

überwiegen allerdings ungünstige Punktwerte aufgrund einer hohen Belastung durch Sozial-

versicherungsbeiträge sowie hohe effektive Unternehmenssteuersätze. 

Beim Vergleich des von Irland aufgespannten Vierecks mit dem der USA fällt auf, dass sich 

diese bezüglich ihrer Form stark ähneln. Jeweils ergeben sich komparative Schwächen im 

Hinblick auf die Steuerquote; die Punktwerte bei den Anreizvariablen sowie den auf die Wirt-

schaftskraft bezogenen Sozialabgaben fallen dagegen in beiden Fällen im Vergleich zu EU 

und EWU deutlich besser aus. Erwähnenswert ist, dass mit Ausnahme Norwegens sämtliche 

OECD-Vergleichsländer im Themengebiet „Steuer- und Abgabensystem“ vor dem Aggregat 
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der EU- und EWU-Länder liegen. Positiv anzumerken ist zwar, dass die Europäer bei den 

Steuerquoten relativ gut abschneiden. Dies könnte allerdings zum Teil auf Verdrängungsef-

fekte durch hohe Grenz- und Effektivsteuerbelastungen der Haushalte und Unternehmen 

und eine Abwanderung von Steuersubstrat zurückzuführen sein. Abbildung 25 weist zudem 

auf die starke Fokussierung vor allem der EWU- aber auch der EU-Länder auf beitragsfinan-

zierte Sozialversicherungssysteme hin. 

Abbildung 25: Steuer- und Abgabensystem (Spinnennetz 1) 

 

Die Clusteranalyse (Abbildung 26) zeigt, dass es den angelsächsisch geprägten Ländern,  

insbesondere Irland aber auch dem Vereinigten Königreich, im Hinblick auf das Steuer- wie 

auch das Abgabensystem überwiegend gelingt, überdurchschnittliche Punktwerte zu erzie-

len. Ein starker Fokus auf die Steuerfinanzierung geht einher mit vergleichsweise positiven 

Anreizen durch das Steuer- und Abgabensystem. Das baltische Cluster weist in diesem 

Themengebiet Datenlücken auf, weshalb keine Aussagen über die Anreizwirkungen im 

Rahmen des Abgabensystems getroffen werden. Zudem beziehen sich die im Abbildung 26 

abgetragenen Punkte im Bereich Anreize (Steuern) auf die effektiven Unternehmenssteuer-

sätze, die in allen baltischen Ländern äußerst niedrig sind. Sowohl beim Steuer- als auch 

beim Abgabensystem liegen die Quoten im besten Drittel. Dabei ist jedoch auf die niedrigen 
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indirekten Steuerquoten hinzuweisen. Die Skandinavier Schweden, Dänemark und Finnland 

weisen typischerweise einen ausgeprägten öffentlichen Sektor auf, der einhergeht mit hohen 

Steuerquoten und -sätzen. Insgesamt gute Punktwerte im Bereich „Steuer- und Abgabensys-

tem“ sind daher nur durch die vergleichsweise niedrigen Abgabenquoten sowie die geringe 

Belastung der Haushalte und Unternehmen durch Sozialversicherungsbeiträge möglich. Die 

kleinste Fläche im Spinnennetz wird vom kontinentaleuropäischen Viereck umschlossen, 

wozu maßgeblich die niedrigen Punktwerte durch das deutsche Abgabensystems beitragen. 

Einzig die niedrige durchschnittliche Steuerquote ermöglicht einen Teilerfolg des kontinental-

europäischen Clusters, bei den Anreizwirkungen sowohl des Steuer- als auch des Abgaben-

systems muss man sich mit Rängen am unteren Ende der Skala zufrieden geben. Das Vie-

reck der mittelosteuropäischen Staaten offenbart deren Schwächen im Bereich der Abga-

bensysteme, deutet allerdings auf komparative Vorteile im Steuersystem hin. Hier können 

die neuen mittelosteuropäischen EU-Mitgliedsländer ähnlich gute Punktwerte wie das angel-

sächsische Cluster vorweisen 

Abbildung 26: Steuer- und Abgabensystem (Spinnennetz 2) 
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2.2.4 Altersabhängige Ausgaben 

Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels, der in zahlreichen (europäischen) 

Staaten in den kommenden Jahrzehnten stattfinden wird, soll das Themengebiet „altersab-

hängige Ausgaben“ einen Indikator für die damit verbundenen zukünftigen Belastungen der 

öffentlichen Haushalte liefern. Denn die dauerhafte Handlungsfähigkeit einer Haushaltspolitik 

erfordert, dass zukünftige Leistungsansprüche, die langfristig zu einer überproportionalen 

Belastung bzw. zu einer hohen defizitären Entwicklung der Haushalte beitragen können, 

durch geeignete (kompensatorische) Maßnahmen unter Kontrolle gehalten werden (vgl. Wis-

senschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen, 2001). Mit diesem Themenge-

biet soll somit die Nachhaltigkeit der Renten-, Gesundheits-, aber auch der Familienpolitik in 

den einzelnen Ländern bewertet werden. 

Die Haupteinnahmequellen eines Staates stellen sicherlich die Steuereinnahmen und Abga-

ben (wie beispielsweise die Sozialversicherungsbeiträge) dar. Dabei werden Teile der Steu-

ereinnahmen über die Lohnsteuer erwirtschaftet, während die Abgaben von der Anzahl der 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten eines Landes abhängig sind. Somit hängen die 

Hauptbestandteile der Einnahmeseite sehr stark vom Umfang der arbeitenden Bevölkerung 

eines Landes ab. Auf der anderen Seite verwendet der Staat große Teile dieser Einnahmen 

für die Finanzierung der Alters- und Gesundheitssicherung, d.h. die Ausgaben für Alte, Kran-

ke oder Pflegebedürftige werden über die „laufenden Einnahmen der zumeist lohnproportio-

nalen Beiträge der erwerbstätigen Generationen“ (Fetzer und Raffelhüschen, 2005) finan-

ziert. Damit besteht von Generation zu Generation ein Abhängigkeitsverhältnis („Generatio-

nenvertrag“). Da in vielen Ländern aber die Lebenserwartungen stetig ansteigen und die Ge-

burtenraten rückläufig sind und somit ein „doppelter Alterungsprozess“ (vgl. Fetzer und Raf-

felhüschen, 2005; Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen, 2001; 

OECD, 1998) stattfindet, entstehen ceteris paribus höhere Ausgaben in Verbindung mit sin-

kenden Einnahmen.  

Einer solchen Entwicklung sollte aber frühzeitig entgegengesteuert werden, da sich andern-

falls immer weiter ansteigende Finanzierungslücken auftun oder eine Anhebung der Bei-

tragssätze bzw. eine drastische Kürzung der (sozialen) Leistungen erfolgen muss. Eine star-

ke Absenkung der Renten beispielsweise birgt aber die Gefahr der Altersarmut, die den So-

zialstaat wiederum mit weiteren Kosten konfrontieren würde (vgl. Bundesministerium für Ge-

sundheit und Soziale Sicherung, 2003). Viele Reformvorschläge raten daher zu einem 

Wechsel auf kapitalgedeckte Rentensysteme und einer stärkeren privaten Altersvorsorge 

(vgl. Borgmann et al., 2001; Maddaloni et al., 2006). Zudem könnte eine Anhebung des Ren-

teneintrittsalters, wie es beispielsweise in Deutschland erst kürzlich beschlossen wurde, die 

Zeit einer Person, in der sie eine Rente bezieht, wieder verkürzen. Somit würden die Sozial-
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versicherungen wieder unabhängiger von den demographischen und konjunkturellen Ent-

wicklungen (vgl. OECD, 1998).  

Im Folgenden sollen nun die einzelnen Subindikatoren, die für das Themengebiet „Altersab-

hängige Ausgaben“ relevant sind, vorgestellt werden (vgl. für eine Übersicht auch Tabelle 

25). Im Anschluss daran erfolgt die Präsentation und Interpretation der Ergebnisse dieses 

Themengebiets. 

Tabelle 25: Übersicht über die Indikatoren „Altersabhängige Ausgaben“ 

Altenquotient 

Prognostizierter Höchststand des Altenquotienten 

Differenz des aktuellen Altenquotienten zum prognostizierten 
Höchststand 

Aktueller Bevölkerungsbestand 

Prognostiziertes Bevölkerungsminimum 

Jahr des prognostiziertes Bevölkerungsminimum 

Gesetzliches Renteneintrittsalter der Männer bzw. Frauen 

Tatsächliches Renteneintrittsalter der Männer bzw. Frauen 

Armutsgefährdungsquote für Personen im Alter von 65 und mehr 
Jahren 

Prognostiziertes Maximum des Anteils der Rentenausgaben am 
BIP 

Jahr des prognostizierten Maximums des Anteils der Rentenausga-
ben am BIP 

Differenz des aktuellen Anteils der Rentenausgaben am BIP zum 
prognostizierten Maximum 

Art der Finanzierung des Rentensystems 

Aktueller Anteil der privaten Altersvorsorge am Haushalteinkommen 

Zukünftiger Anteil der privaten Altersvorsorge am Haushaltsein-
kommen 

Prognostiziertes Maximum des Anteils der Gesundheitsausgaben 
am BIP 

Differenz des aktuellen Anteils der Gesundheitsausgaben am BIP 
zum prognostizierten Maximalwert 

 

Tabelle 26 zeigt den Altenquotienten, d.h. den Anteil der Personen, im Alter von 65 oder 

mehr Jahren, an den Personen im Erwerbsalter (zwischen 15 und 64 Jahren) für das Jahr 

2005 und die prognostizierten Höchststände dieses Quotienten ausgehend vom Basisjahr 

2005. Die Tabelle gibt Aufschluss darüber, wie sich der Anteil der älteren Bevölkerung gege-

nüber der jüngeren Bevölkerung, die sich im erwerbsfähigen Alter befindet, entwickelt. Eine 

steigende Tendenz dieses Quotienten bedeutet beispielsweise eine stärkere Belastung für 
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die erwerbstätige, jüngere Bevölkerung, da ein sozialversicherungspflichtig Beschäftigter in 

einem umlagefinanzierten Rentensystem nun mehr Rentner finanzieren muss. Somit stellt 

die Entwicklung des Altenquotienten ein gutes Maß für eine nachhaltige Familienpolitik dar. 

Tabelle 26: Altenquotienten für das Jahr 2005 und prognostizierte 

Höchststände des Altenquotienten 

Land 
Aktuell 
(2005) 

Prognostizierter 
Höchststand 

 
Land 

Aktuell 
(2005) 

Prognostizierter 
Höchststand 

Belgien 26,64 47  Niederlande 20,65 45 

Dänemark 22,46 40  Norwegen 22,99 42 

Deutschland 27,25 51  Österreich 24,24 55 

Estland 23,95 43  Polen 18,26 52 

Finnland 23,44 46  Portugal 25,20 55 

Frankreich 25,44 47  Schweden 26,30 42 

Griechenland 26,64 54  Schweiz 23,23 50 

Irland 15,90 44  Slowakei 16,49 54 

Italien 29,68 69  Slowenien 21,81 60 

Japan 28,82 71  Spanien 23,84 66 

Kanada 18,83 44  Tschechien 19,82 58 

Lettland 24,38 51  UK 24,16 38 

Litauen 22,53 50  Ungarn 21,86 51 

Luxemburg 20,59 35  USA 18,41 33 

Malta 19,31 49  Zypern 17,58 38 

Quellen: Weltbank, UN und eigene Berechnungen 

Aus der Tabelle ist ersichtlich, dass der Altenquotient aktuell Werte in einem Bereich von cir-

ca 16 bis 30 annimmt. Ein Blick auf die prognostizierten Höchststände zeigt aber, dass die 

Altenquotienten fast aller Länder dramatisch ansteigen werden. Mit einem Altenquotienten 

von 71 stellt Japan dabei den Spitzenreiter dar. Dies bedeutet, dass in Japan zu diesem 

Zeitpunkt 100 Personen, die sich im erwerbfähigen Alter befinden, mehr als 70 Rentner ge-

genüberstehen. Mit prognostizierten Höchstständen von 69 bzw. 66 weisen auch die beiden 

südeuropäischen Staaten Spanien und Italien sehr hohe Werte auf. Dagegen weisen die 

Vereinigten Staaten mit einem prognostizierten Höchststand von 33 den niedrigsten Wert 

auf. Deutschland bewegt sich mit einem Wert von gut 50 im Mittelfeld der insgesamt 30 Län-

der, die im LiMa-Benchmark untersucht werden. Neben der Höhe des aktuellen Altenquo-

tienten fließt in das Themengebiet „Altersabhängige Ausgaben“ auch die jeweilige Differenz 

des aktuellen Altenquotienten zum prognostizierten Höchststand negativ ein.  

Neben der Bevölkerungsstruktur ist für dieses Themengebiet auch die Entwicklung der Ge-

samtbevölkerung von Bedeutung. Die Bevölkerung für das Jahr 2005 und das prognostizier-

te Bevölkerungsminimum ist deshalb in Tabelle 27 für die 30 Länder des LiMa-Benchmark 

dargestellt. Die Tabelle zeigt, dass die Bevölkerung für die Hälfte der betrachteten Länder 
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nicht weiter zurückgehen wird, da in diesen Ländern der aktuelle Wert auch gleichzeitig dem 

prognostizierten Minimum entspricht. Ein Rückgang der Bevölkerung ist jedoch in allen mit-

telosteuropäischen und in einigen der mitteleuropäischen Länder zu verzeichnen, wobei die 

baltischen Staaten – mit einem Rückgang von beispielsweise über 27 Prozent in Lettland – 

mit den größten Bevölkerungseinbußen zu rechnen haben. Aber auch in nicht-europäischen 

Staaten wie beispielsweise Japan wird die Bevölkerung stark zurückgehen. Wie dies auch 

schon bei dem Altenquotienten der Fall war, fließt in das Themengebiet „Altersabhängige 

Ausgaben“ die Differenz aus der aktuellen Bevölkerungsgröße und dem prognostiziertem 

Minimum negativ in den Indikator ein. Darüber hinaus wird auch das Jahr des prognostizier-

ten Minimums berücksichtigt, wobei ein in ferner Zukunft liegendes Bevölkerungsminimum 

negativ bewertet wird. 

Tabelle 27: Bevölkerungsstand im Jahre 2005 und 

prognostiziertes Bevölkerungsminimum (in Mio.) 

Land 
Aktuell 
(2005) 

Prognostiziertes  
Minimum 

 
Land 

Aktuell 
(2005) 

Prognostiziertes  
Minimum 

Belgien 10,46 10,34  Niederlande 16,38 16,38 

Dänemark 5,42 5,42  Norwegen 4,62 4,62 

Deutschland 82,60 78,68  Österreich 8,21 8,09 

Estland 1,34 1,13  Polen 38,09 31,55 

Finnland 5,24 5,24  Portugal 10,57 10,57 

Frankreich 60,74 60,74  Schweden 9,02 9,02 

Griechenland 11,09 10,71  Schweiz 7,44 7,44 

Irland 4,13 4,13  Slowakei 5,38 4,59 

Italien 57,56 50,44  Slowenien 2,00 1,66 

Japan 127,99 112,11  Spanien 43,21 42,68 

Kanada 32,28 32,28  Tschechien 10,20 8,44 

Lettland 2,30 1,67  UK 60,10 60,10 

Litauen 3,42 2,55  Ungarn 10,08 8,25 

Luxemburg 0,46 0,46  USA 296,67 296,67 

Malta 0,40 0,40  Zypern 0,84 0,84 

Quellen: Weltbank, UN und eigene Berechnungen 

Für die Bewertung der „Altersabhängigen Ausgaben“ ist auch das (durchschnittliche) gesetz-

liche sowie das tatsächliche Renteneintrittsalter in den verschiedenen Ländern von Bedeu-

tung. Aus diesem Grund finden diese Größen als Subindikatoren des Themengebiets „Al-

tersabhängige Ausgaben“ ebenfalls Berücksichtigung. Die Ausprägungen beider Subindika-

toren für die 30 Länder des LiMa-Benchmarks können Tabelle 28 entnommen werden. Dar-

aus geht hervor, dass sowohl beim gesetzlichen als auch beim tatsächlichen Renteneintritts-

alter erhebliche Unterschiede zwischen den hier betrachteten Ländern bestehen. So liegt 

das gesetzliche Renteneintrittsalter beispielsweise in Tschechien unter 60 Jahren, während 

die Arbeitnehmer in Norwegen erst mit 67 Jahren eine abschlagsfreie Rente beziehen kön-
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nen. Deutschland liegt mit einem gesetzlichen Renteneintrittsalter von momentan 65 Jahren 

leicht über dem Durchschnitt, der sich für die hier betrachteten Länder bei 63,4 Jahren ergibt. 

Vergleicht man das gesetzliche Renteneintrittsalter mit dem tatsächlichen, nimmt die 

Spannweite unter den Ländern deutlich zu. So scheiden in Luxemburg die meisten Arbeit-

nehmer schon mit knapp 59 Jahren aus dem Erwerbsleben aus, wohingegen in Japan bis zu 

einem Alter von knapp 68 Jahren gearbeitet wird. Neben Griechenland und Tschechien ist 

Japan eines der wenigen Länder, in denen das tatsächliche Renteneintrittsalter über dem 

gesetzlichen liegt. In allen anderen Ländern scheiden die meisten Arbeitnehmer vor der vom 

Gesetzgeber vorgesehenen Zeit aus dem Erwerbsleben aus. Dabei gehen die Arbeitnehmer 

in Frankreich und Luxemburg mit einem durchschnittlichen Alter von knapp 59 Jahren am 

frühsten in den Ruhestand. Während in Tabelle 28 die Werte für Männer und Frauen zu ei-

nem Gesamtwert aggregiert wurden, gehen diese in das Themengebiet „Altersabhängige 

Ausgaben“ getrennt nach Geschlechtern ein. Höhere Ausprägungen werden aufgrund der 

stetig ansteigenden Lebenserwartungen positiv bewertet. 

Tabelle 28: Gesetzliches und tatsächliches Renteneintrittsalter 

in den 30 Länder des LiMa-Benchmarks 

Land 
Gesetzliches  

Renteneintrittsalter 

Tatsächliches  
Rentenein-
trittsalter 

 

Land 
Gesetzliches  

Renteneintrittsalter 

Tatsächliches  
Rentenein-
trittsalter 

Belgien 64,14 60,74  Niederlande 65,00 61,51 

Dänemark 65,00 60,97  Norwegen 67,00 63,10 

Deutschland 65,00 61,27  Österreich 62,78 59,90 

Estland 61,19 -  Polen 62,72 59,90 

Finnland 65,00 61,75  Portugal 65,00 63,05 

Frankreich 60,00 58,78  Schweden 65,00 63,68 

Griechenland 62,97 62,91  Schweiz 64,54 62,59 

Irland 65,50 64,02  Slowakei 62,00 59,52 

Italien 63,02 59,95  Slowenien 64,08 - 

Japan 60,00 67,99  Spanien 65,00 62,33 

Kanada 65,00 62,55  Tschechien 59,77 60,86 

Lettland 61,27 -  UK 62,71 62,71 

Litauen 61,03 -  Ungarn 62,00 60,07 

Luxemburg 65,00 58,84  USA 65,50 63,69 

Malta 60,67 -  Zypern 65,00 - 

Quellen: EUROSTAT, MISSOC, OECD und eigene Berechnungen 

Als Indikator für die Altersarmut, die in einem Land vorherrscht, wird die so genannte Ar-

mutsgefährdungsquote für Personen im Alter von 65 und mehr Jahren in das Themengebiet 

„Altersabhängige Ausgaben“ einbezogen. Diese Quote wird von Eurostat berechnet und gibt 

den Anteil der Personen an, die ein verfügbares Äquivalenzeinkommen aufweisen, das unter 

der Armutsgefährdungsschwelle liegt, wobei die Armutsgefährdungsschwelle auf 60 % des 
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nationalen verfügbaren Median-Äquivalenzeinkommens (nach Sozialtransfers) festgelegt ist. 

Ruhestands- und Hinterbliebenenrenten werden dabei als Einkommen vor Übertragungen 

und nicht als soziale Transferleistungen gezählt. 

Die bisher vorgestellten Einflussgrößen des Themengebiets „Altersabhängige Ausgaben“ wie 

Altenquotient, Bevölkerungsstand, Renteneintrittsalter und Armutsgefährdungsquote stellen 

eher gegenwartsorientierte Größen dar. Um nun das gesamte Ausmaß der (in vielen Län-

dern negativen) demographischen Entwicklung genauer zu erfassen, müssen Prognosen 

über die Entwicklung der relevanten Größen herangezogen werden. Prinzipiell stehen dafür 

zwei wissenschaftlich fundierte Konzepte zur Verfügung: (1) Das OECD-Konzept der „Fiscal 

Sustainablilty“ und (2) die Methode der Generationenbilanzierung.2 Beide Methoden basieren 

auf der intertemporalen Budgetrestriktion des Staates, allerdings unterscheiden sie sich in 

Bezug auf den betrachteten Zeithorizont. So unterstellt die Generationenbilanzierung übli-

cherweise einen Zeitraum von 200 bis 250 Jahren, wohingegen mit dem OECD-Konzept der 

„Fiscal Sustainability“ auch kürzere Zeiträume (z.B. 50 Jahre) sinnvoll betrachtet werden 

können. Einige empirische Studien zeigen mithilfe der Methode der Generationenbilanzie-

rung, dass mit dem demographischen Wandel erhebliche Probleme auf die öffentlichen 

Haushalte zukommen (siehe beispielsweise Cardarelli et al., 2000 für das Vereinigte König-

reich). Um also auch die (möglichen) zukünftigen Engpässe in den Renten- und Gesund-

heitssystemen der Länder in diese Analyse mit einzubeziehen, werden in das Themengebiet 

„Altersabhängige Ausgaben“ Prognosen der Renten- und Gesundheitsausgaben aufgenom-

men, wobei diese Prognosen auf Studien der EU bzw. der OECD basieren (vgl. Europäische 

Kommission, 2006a, b; Dang et al., 2001).  

Tabelle 29 zeigt die Rentenausgaben des Jahres 2005 sowie die prognostizierten Maximal-

werte dieser Ausgaben in Relation zum jeweiligen Bruttoinlandsprodukt für die 30 Länder 

des LiMa-Benchmarks. Aus dieser Tabelle ist ersichtlich, dass die Rentenausgaben in Irland 

momentan am niedrigsten sind (4,17 Prozent des Bruttoinlandsproduktes). Auf der anderen 

Seite fallen die Ausgaben für Rentenzahlungen in Italien, Deutschland und Österreich mit 

jeweils ungefähr 14 Prozent des Bruttoinlandsproduktes am höchsten aus. Weiterhin ist auf-

fällig, dass die beiden nordamerikanischen Staaten Kanada und USA mit jeweils ungefähr 5 

Prozent relativ geringe Rentenausgaben in Relation zum Bruttoinlandsprodukt haben. 

Durchschnittlich liegen die (aktuellen) Rentenzahlungen in den hier betrachteten Ländern bei 

ungefähr 10 Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Ein weiterer Blick auf Tabelle 29 zeigt 

aber, dass die Rentenzahlungen in fast allen Ländern deutlich ansteigen werden. Prozentual 

ist die Zunahme der Rentenausgaben in Irland und Kanada am höchsten; in diesen Ländern 

werden sich die Ausgaben für die Auszahlung der Renten mehr als verdoppeln. Demgege-

                                                
2
 Für eine Diskussion der beiden Methoden siehe Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium 

der Finanzen (2001) 
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nüber bleiben die Rentenzahlungen der baltischen Staaten auf einem relativ geringen Ni-

veau. In Lettland bleibt das Ausgabenniveau sogar unverändert bei 6,54 Prozent des Brut-

toinlandsproduktes. Vergleichsweise moderat, wenn auch auf ohnehin schon hohem Niveau, 

werden auch die Rentenausgaben in Italien, Österreich und Deutschland ansteigen.  

Tabelle 29: Rentenausgaben für das Jahr 2005 und prognostizierte 

Maximalwerte der Rentenausgaben (in % des BIP) 

Land 
Aktuell 
(2005)  

prognostizierter 
Maximalwert  

 
Land 

Aktuell 
(2005)  

prognostizierter 
Maximalwert  

Belgien 11,17 16,92  Niederlande 12,83 19,34 

Dänemark 11,10 15,77  Norwegen 8,69 17,20 

Deutschland 13,56 15,62  Österreich 14,64 15,40 

Estland 5,90 6,81  Polen 13,62 13,62 

Finnland 11,31 14,93  Portugal 12,46 23,40 

Frankreich 12,83 14,96  Schweden 12,70 13,86 

Griechenland 12,85 -  Schweiz 13,36 - 

Irland 4,17 9,78  Slowakei 7,21 8,99 

Italien 14,78 16,51  Slowenien 11,41 18,98 

Japan 9,26 9,82  Spanien 9,13 17,22 

Kanada 5,00 10,39  Tschechien 8,64 14,34 

Lettland 6,54 6,54  UK 10,75 13,95 

Litauen 6,37 8,11  Ungarn 9,65 15,90 

Luxemburg 10,34 18,31  USA 5,56 8,27 

Malta 9,55 13,15  Zypern 8,03 19,80 

Quellen: EUROSTAT, DG ECFIN, OECD (Economics Department) und eigene Berechnungen 

Die Rentenausgaben fließen in das Themengebiet „Altersabhängige Ausgaben“ zum einen 

über den prognostizierten Maximalwert, zum anderen aber auch über die Differenz aus 

prognostiziertem Maximalwert und aktuellem Wert ein, wobei sowohl ein höherer prognosti-

zierter Maximalwert als auch eine größere Differenz negativ in die Wertung eingehen. Darü-

ber hinaus wird auch das Jahr des prognostizierten Maximums berücksichtigt, wobei ein in 

ferner Zukunft liegender prognostizierter Maximalwert negativ bewertet wird. 

Um die Reihe der Subindikatoren, welche die Nachhaltigkeit der Rentensysteme der einzel-

nen Länder bewerten sollen, zu vervollständigen, werden in das Themengebiet „Altersab-

hängige Ausgaben“ noch drei weitere Einflussgrößen aufgenommen: Zum einen wird die Art 

der Finanzierung des Rentensystems bewertet, wobei ein kapitalgedecktes Rentensystem 

positiv und ein mittels Umlageverfahren finanziertes Rentensystem negativ bewertet wird 

(Datenquelle: Eurostat). Zum anderen werden zwei Subindikatoren aufgenommen, die so-

wohl den aktuellen als auch den zukünftigen Anteil der privaten Altersvorsorge am (Haus-

halts-) Einkommen messen, wobei diese Daten dem Bericht „Privately Managed Pension 

Provision“ der Europäischen Kommission (2005) entnommen wurden. 
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Die beiden letzten Subindikatoren, die in das Themengebiet „Altersabhängige Ausgaben“ 

eingehen, betreffen die Nachhaltigkeit der Gesundheitspolitik. Tabelle 30 stellt – analog zu 

den Rentenausgaben in Tabelle 29 – die Gesundheitsausgaben des Jahres 2005 sowie die 

prognostizierten Maximalwerte dieser Ausgaben in Relation zum jeweiligen Bruttoin-

landsprodukt für die 30 Länder des LiMa-Benchmarks dar. Die aktuellen Gesundheitsausga-

ben reichen dabei von gut 3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes in Lettland bis 8,5 Prozent 

in Deutschland. Im Vergleich zu den hier betrachteten Ländern leistet sich Deutschland da-

mit das teuerste Gesundheitssystem. Neben Deutschland weisen aber auch die skandinavi-

schen Länder Dänemark, Schweden und Norwegen recht hohe Gesundheitskosten auf. Ein 

Vergleich der aktuellen mit den prognostizierten Gesundheitsausgaben verdeutlicht, dass 

sich alle hier betrachteten Länder in den nächsten Jahren auf höhere Ausgaben einstellen 

müssen. Den höchsten Zuwachs haben dabei die beiden nordamerikanischen Staaten Ka-

nada und USA zu verzeichnen; in den Vereinigten Staaten werden sich die Gesundheitsaus-

gaben fast verdoppeln. Analog zu den Rentenausgaben fließen auch die Gesundheitsaus-

gaben in das Themengebiet „Altersabhängige Ausgaben“ zum einen über den prognostizier-

ten Maximalwert und zum anderen über die Differenz aus prognostiziertem Maximalwert und 

aktuellem Wert ein. Auch hier bewirken ein höherer prognostizierter Maximalwert und eine 

größere Differenz eine schlechtere Bewertung eines Landes.  

Tabelle 30: Gesundheitsausgaben für das Jahr 2005 und prognostizierte 

Maximalwerte der Gesundheitsausgaben (in % des BIP) 

Land 
Aktuell 
(2005) 

Prognostizierter 
Maximalwert 

 
Land 

Aktuell 
(2005) 

Prognostizierter 
Maximalwert 

Belgien 6,60 8,09  Niederlande 6,00 7,28 

Dänemark 7,40 8,37  Norwegen 8,30 12,98 

Deutschland 8,50 10,20  Österreich 5,10 6,54 

Estland 4,20 5,06  Polen 4,50 6,04 

Finnland 5,80 7,25  Portugal 6,80 7,31 

Frankreich 7,70 9,50  Schweden 8,10 9,31 

Griechenland 5,10 6,80  Schweiz 6,80 - 

Irland 5,70 7,85  Slowakei 5,10 7,30 

Italien 6,60 8,08  Slowenien 6,70 8,38 

Japan 6,61 9,05  Spanien 5,60 7,62 

Kanada 7,03 11,53  Tschechien 6,50 8,53 

Lettland 3,30 4,01  UK 7,00 8,90 

Litauen 4,90 6,09  Ungarn 6,00 7,09 

Luxemburg 6,20 7,66  USA 7,17 13,66 

Malta 7,20 10,46  Zypern 3,00 4,14 

Quellen: WHO, DG ECFIN, OECD (Economics Department) und eigene Berechnungen 

Analog zu den drei vorhergehenden Themengebieten des Maastricht-Benchmarks werden 

im folgenden Abschnitt nun die Ergebnisse des Themengebiets „Altersabhängige Ausgaben“ 
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vorgestellt und die Bestimmungsgründe für die jeweilige Positionierung eines Landes ge-

nauer analysiert. Auch hier werden die Ausprägungen einzelner Subindikatoren von ausge-

wählten Staaten und Staatengruppen zusätzlich visualisiert. 

Abbildung 27: Altersabhängige Ausgaben 

 

Die insgesamt 17 vorgestellten Subindikatoren gehen in das Themengebiet „Altersabhängige 

Ausgaben“ jeweils mit gleichem Gewicht ein. Bei der Berechnung der Maastricht-Säule wer-

den die altersabhängigen Ausgaben – wie auch schon in den vorangehenden Themengebie-

ten – mit 25 Prozent berücksichtigt. Die Ergebnisse dieses Themengebiets sind in Abbildung 

27 dargestellt. Auch dieser Index kann Werte zwischen 0 und 100 annehmen und die Werte 

steigen mit der Nachhaltigkeit der Politik des jeweiligen Landes. In der Auswertung lassen 

sich deutliche Ländergruppen identifizieren. So dominieren die Vereinigten Staaten, Däne-

mark, Schweden und die Niederlande diesen Ländervergleich mit Indikatorwerten, die sich 

untereinander nur geringfügig unterscheiden. Dies ist insbesondere auf die günstige demog-

raphische Entwicklung, die in diesen Ländern in den nächsten Jahren stattfinden wird, zu-

rückzuführen. 



 78 

Zypern, das Vereinigte Königreich, Estland, Norwegen und Polen bilden ein Länder-Cluster 

im oberen Mittelfeld, wohingegen Ungarn, Frankreich, Spanien und die Slowakei im unteren 

Bereich der Skala zu finden sind. Zuletzt stehen Italien und Tschechien. Sie weisen bei na-

hezu allen Subindikatorausprägungen vergleichsweise schwache Werte auf. Italien liegt le-

diglich beim Regelrenteneintrittsalter der Männer im oberen Feld des Rankings, Tschechien 

weist ausschließlich eine günstige Ausprägung des Altenquotienten auf. 

Deutschland befindet sich im unteren Mittelfeld und liegt damit sowohl unter dem EU- als 

auch dem EWU-Durchschnitt. Hier werden die Folgen der negativen demographischen Ent-

wicklung, welche in Deutschland in den nächsten 10 bis 20 Jahren besonders stark ausgep-

rägt sein werden, deutlich. Deutschland belegt neben Italien und Japan beim Altenquotienten 

einen der untersten Ränge. Dies spiegelt auch die immensen Ausgaben für das Renten- und 

Gesundheitssystem wider, welche die öffentlichen Haushalte in naher Zukunft belasten wer-

den. Lediglich bei der Ausprägung des Renteneintrittsalters schneidet Deutschland ver-

gleichsweise positiv ab. 

Im Folgenden sollen nun wieder für einzelne Staaten und Staatengruppen die Ausprägungen 

der verschiedenen Subindikatoren visualisiert werden, um ein besseres Verständnis für die 

Ergebnisse des Themengebiets „Altersabhängige Ausgaben“ zu bekommen. 

Abbildung 28 zeigt beispielsweise die Ausprägungen von fünf Subindikatoren für die Verei-

nigten Staaten im Vergleich zu den Ländern der EU bzw. EWU. Während die drei in Abbil-

dung 28 abgetragenen Differenzen jeweils den Unterschied zwischen dem aktuellen und 

dem prognostizierten Extremwert (Maximal- bzw. Minimalwert) angeben, ist für den Alten-

quotienten sowie für das durchschnittliche Erwerbsaustrittsalter (tatsächliches Rentenein-

trittsalter) der aktuelle Wert ausgewiesen. Zu dem Subindikator „durchschnittliches Erwerbs-

austrittsalter“ ist anzumerken, dass in Abbildung 28 (wie auch in Abbildung 29) immer ein mit 

der Frauenerwerbsquote gewichteter Mittelwert aus den bei der Benchmarkberechnung für 

Frauen und Männer getrennt bewerteten (tatsächlichen) Renteneintrittsaltern angegeben ist. 

Abbildung 28 verdeutlicht, dass die Ländergruppen EU bzw. EWU bei drei der fünf Subindi-

katoren fast identische Ausprägungen aufweisen. Lediglich beim Altenquotienten und bei der 

Entwicklung der Rentenausgaben existieren leichte Abweichungen. Bei diesen beiden Sub-

indikatoren liegt der EU-Durchschnitt vor dem EWU-Durchschnitt, wobei der Unterschied 

beim Altenquotienten deutlicher ausgeprägt ist. Auch bei den nicht im Abbildung 28 abgetra-

genen Maximalwerten der Rentenausgaben und der Finanzierung des Rentensystems liegt 

die EWU deutlich, in vielen weiteren Einflussfaktoren, leicht hinter der EU zurück. Die EWU 

kann lediglich bei der privaten Altersvorsorge deutlich mehr Punkte sammeln als die EU. 

Bemerkenswert ist auch, dass die EWU bei dem Subindikator „gesetzliches Renteneintrittsal-
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ter“ vor der EWU liegt, wohingegen das Umgekehrte für den Subindikator „tatsächliches 

Renteneintrittsalter“ der Fall ist. Weiterhin ist aus Abbildung 28 zu entnehmen, dass die Ver-

einigten Staaten im Vergleich zu den Ländern der EU bzw. EWU beim Altenquotienten sowie 

beim durchschnittlichen Erwerbsaustrittsalter deutlich bessere Werte aufweisen. Bei der 

Entwicklung der Rentenausgaben und der Bevölkerung liegen die Vereinigten Staaten dage-

gen mit den Ländern der EU bzw. EWU gleich auf. Eine erhebliche Divergenz ist jedoch bei 

der Entwicklung der Gesundheitsausgaben auszumachen. Im Vergleich zum Durchschnitt 

der Länder der EU bzw. EWU schneiden die Vereinigten Staaten hier deutlich schlechter ab. 

Abbildung 28: Altersabhängige Ausgaben (Spinnennetz 1) 

 

Schließlich wird in Abbildung 29 – wie auch bei den drei vorhergehenden Themengebieten – 

ebenfalls ein Vergleich zwischen dem skandinavischen (Dänemark, Finnland, Schweden), 

mittelosteuropäischen (Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn), kontinentaleuro-

päischen (Deutschland, Frankreich, Italien) sowie den angelsächsischen (Irland und das 

Vereinigte Königreich) Cluster vorgenommen. Aufgrund von Datenlücken wird das baltische 

Cluster (Estland, Lettland, Litauen) dieses Mal ausgeklammert. Stattdessen wird noch einmal 

die Gruppe der EU-Länder für einen Vergleich herangezogen.  
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Bei der Betrachtung des Diagramms fällt unmittelbar auf, dass keines der hier betrachteten 

Ländercluster als eindeutiger „Sieger“ hervorgeht. So liegt bei der Entwicklung der Gesund-

heitsausgaben das skandinavische Cluster auf vorderster Position, bei der Entwicklung der 

Rentenausgaben schneidet das kontinentaleuropäische Cluster am besten ab, und beim Al-

tenquotienten steht das mittelosteuropäische Cluster an erster Stelle. Lediglich das angel-

sächsische Cluster kann bei zwei der hier betrachteten Subindikatoren die vordersten Posi-

tionen einnehmen: Zum einen bei der Entwicklung der Bevölkerung und zum anderen beim 

durchschnittlichen Erwerbsaustrittsalter. 

Abbildung 29: Altersabhängige Ausgaben (Spinnennetz 2) 

 

Darüber hinaus ist in Abbildung 29 bei den Altenquotienten eine deutliche Abstufung in der 

Rangfolge feststellbar, wobei die kontinentaleuropäischen Länder mit gut 16 Punkten hier an 

letzter Stelle stehen. Danach kommt mit knapp 41 Punkten das skandinavische Cluster, dicht 

gefolgt von den Ländern der EU, die in dieser Kategorie knapp 51 Punkte erreichen. Die an-

gelsächsischen sowie die mittelosteuropäischen Länder liegen dagegen mit circa 70 bzw. 72 

Punkten fast gleich auf. Eine deutliche Abstufung in der Rangfolge ist auch beim durch-

schnittlichen Erwerbsaustrittsalter erkennbar. Hier teilen sich sowohl die mittelosteuropä-

ischen als auch die kontinentaleuropäischen Länder den letzten Rang, davor liegen die Län-
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der der EU, das skandinavische Cluster und schließlich die angelsächsischen Länder als 

Spitzengruppe. Weiterhin wird deutlich, dass die Prognosen der Bevölkerungsentwicklung für 

das skandinavische und das angelsächsische Cluster am besten ausfallen. Für die Länder 

dieser Gruppe werden keine Bevölkerungsverluste vorhergesagt (siehe auch Tabelle 27). 

Die kontinentaleuropäischen Länder schneiden in dieser Kategorie dagegen am schlechtes-

ten ab. Bei der Entwicklung der Rentenausgaben zeichnet sich genau das umgekehrte Mus-

ter ab. Hier liegen die kontinentaleuropäischen Länder mit gut 81 Punkten an der Spitze, wo-

hingegen die Gruppe der angelsächsischen Länder mit knapp 53 Punkten an letzter Stelle 

stehen. Bemerkenswert in dieser Kategorie ist auch die Tatsache, dass sowohl das mittel-

osteuropäische Cluster als auch der EU-Durchschnitt mit gut 68 Punkten gleich abschnei-

den. 
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2.3 LiMa-Benchmark 

Der LiMa-Benchmark ist ein zweidimensionaler Indikator, der die jeweilige Zielerreichung der 

Lissabon- und Maastricht-Säule gemeinsam abbildet. Lissabon- und Maastrichtindikator er-

geben sich als gewogene Durchschnitte der jeweiligen Teilindizes. Näheres zur Aggregation 

der Teilindizes und zur Ermittlung der Ergebnisse erläutert der Anhang. 

Abbildung 30: Der LiMa-Benchmark 

 

Abbildung 30 zeigt die aktuellen Ergebnisse, in die die jeweils aktuellen, international ver-

gleichbaren Werte einfließen. In der Abbildung bewertet die vertikale Achse die fiskalische 

Nachhaltigkeit eines Landes und damit die Maastricht-Dimension. Horizontal wird mit dem 

Wachstumspotenzial eines Landes die Lissabon-Zielsetzung erfasst. 

Die positive Korrelation zwischen dem relativen Abschneiden der Länder in Bezug auf beide 

Zielsetzungen deutet darauf hin, dass Strukturreformen und nachhaltige Fiskalpolitik als stra-

tegische Ziele der europäischen Politik harmonieren. Konflikte zwischen beiden sind offenbar 

höchstens kurzfristiger Natur, da der LiMa-Index konsequent langfristig ausgerichtet ist. Dies 

bedeutet, dass Europa langfristig eine im Grundsatz widerspruchsfreie wirtschaftspolitische 

Strategie verfolgt. 
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Ein weiteres zentrales Resultat ist, dass Europa insgesamt noch einen weiten Weg zum „dy-

namischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Erde“ vor sich hat, welcher darüber hi-

naus auch durch fiskalische Nachhaltigkeit geprägt sein sollte. Die Zielerreichung, die hier 

Länder wie die USA, Kanada oder auch die Schweiz vorzuweisen haben, wird bislang nur 

von wenigen EU-Staaten erreicht. EU- und auch EWU-Durchschnitte liegen weit abgeschla-

gen hinter Referenzländern wie den USA. 

Bei der Gesamtbetrachtung der volkswirtschaftlichen Performance im Lichte beider Dimen-

sionen stechen klar erkennbare Cluster ins Auge. 

Das "nordische Cluster" (im Nordosten der Grafik) weist eine hohe Zielerreichung bei beiden 

Dimensionen auf und hat den Anschluss an erfolgreiche OECD-Volkswirtschaften erreicht. 

Interessanterweise orientieren sich die Nicht-EU-Europäer wie die Schweiz und Norwegen 

an dieser Spitzengruppe. Im OECD-Vergleich weist das "nordische Cluster" viel Ähnlichkeit 

mit Nordamerika auf. Dies scheint dafür zu sprechen, dass zwei sehr unterschiedliche Ge-

sellschafts- und Sozialmodelle erfolgreich sein können: das nordische, wohlfahrtsstaatsorien-

tierte Modell und das angelsächsische, auf Eigenverantwortung und relativ geringe Staats-

quoten setzende Modell. Die kontinentaleuropäischen Modelle hingegen sind ihren Erfolgs-

beweis bislang noch schuldig geblieben.  

Im "kontinentalen Cluster" (im Süden und Südwesten der Grafik) befinden sich die großen 

kontinentalen Volkswirtschaften Deutschland, Frankreich und Italien, aber auch eine Reihe 

von neuen Mitgliedstaaten. Das Cluster ist gekennzeichnet durch Defizite in Bezug auf 

Maastricht. Hingegen zeigen sich die Volkswirtschaften als sehr heterogen bezüglich ihrer 

wachstumsbegünstigenden Strukturen. Deutschland, Österreich und Belgien liegen innerhalb 

dieses Clusters im Hinblick auf ihre Wachstumschancen deutlich vor Italien, Griechenland 

oder Polen.  

Schließlich ist noch ein „mittleres Cluster“ (im Mittelfeld der Grafik) auszumachen, das sich 

vom kontinentalen Cluster vor allem durch eine höhere fiskalische Nachhaltigkeit, jedoch 

weniger durch eine bessere Lissabon-Position auszeichnet. Dieses mittlere Cluster umfasst 

sehr unterschiedliche Volkswirtschaften wie die baltischen Staaten, aber auch Großbritan-

nien und Spanien. 

Bemerkenswert ist insgesamt die große Heterogenität innerhalb der EU, innerhalb der Euro-

zone sowie auch innerhalb der neuen EU-Staaten. Die EU-Mitglieder sind über das gesamte 

Feld verstreut und bilden kein zusammenhängendes Cluster. Dies gilt für kleine und große 

EU-Staaten gleichermaßen. So unterscheiden sich die großen Vier – Deutschland, Frank-

reich, Italien und Großbritannien – sehr stark. Zwischen Großbritannien auf der einen und 

Italien auf der anderen Seite liegen im Lichte der beiden Zieldimensionen „Welten“. Die Euro-
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Zone umfasst Spitzen-Performer wie Finnland, Luxemburg und Irland, aber auch das 

Schlusslicht Italien. Offenbar erzwingen weder die Euro-Aufnahmeprozedur (Konvergenzkri-

terien) noch die in der Eurozone wirkenden Mechanismen in Gestalt einer einheitlichen 

Geldpolitik und des Stabilitäts- und Wachstumspakts eine schnelle Konvergenz. Anders for-

muliert: Die Restriktionen der einheitlichen Geld- und Währungspolitik in Zusammenhang mit 

dem Stabilitäts- und Wachstumspakt sind offenbar wesentlich weniger eng als oft dargestellt. 

Vielleicht verbirgt sich hinter diesem Befund aber auch ein Hinweis darauf, dass Kosten und 

Nutzen der Eurozone sehr unterschiedlich verteilt sind (Irland als Gewinner, Italien als Verlie-

rer?). 

Bemerkenswert ist, dass sich die neuen EU-Staaten sehr stark unterscheiden und sich in der 

Gesamtbetrachtung auf zwei der drei genannten Cluster verteilen: Während die baltischen 

Staaten und Zypern zum mittleren Cluster mit einer guten bis sehr guten Maastricht-

Positionierung (und einer durchschnittlichen Lissabon-Position) gehören, fallen die anderen 

neuen Mitgliedstaaten dahinter deutlich zurück. Letztere gehören allesamt zum kontinentalen 

Cluster mit deutlichen Defiziten bei der fiskalischen Nachhaltigkeit sowie einer unterdurch-

schnittlichen Lissabon-Position. 

Aufschlussreich sind schließlich auch die in einigen Ländern auftretenden Diskrepanzen zwi-

schen den Zielerreichungen in der Lissabon- und der Maastricht-Säule. Irland nimmt zwar 

eine Spitzen-Position im Hinblick auf alle Merkmale einer fiskalisch nachhaltigen Situation 

ein, die Ausprägungen in Bezug auf die Dimensionen des Lissabon-Ziels entsprechen dage-

gen eher dem Mittelmaß. Auch die drei baltischen Staaten stechen durch gute Daten zur fis-

kalischen Nachhaltigkeit heraus, können aber im Hinblick auf Lissabon noch nicht zur Spit-

zengruppe aufschließen. Belgien und Deutschland stehen dagegen bezüglich ihrer langfristi-

gen Wachstumschancen im mitteleuropäischen Vergleich relativ gut da und müssen hier 

selbst den Vergleich mit Volkswirtschaften wie Großbritannien nicht scheuen. Hingegen fal-

len beide Volkswirtschaften in Bezug auf die fiskalische Nachhaltigkeit stark ab. 

Damit ist bereits die Kernbotschaft für Deutschland formuliert: Durchaus erfreulich ist der Be-

fund, dass die Voraussetzungen für ein langfristig höheres Wachstum offenbar gegeben 

sind. Demgegenüber besteht wenig Anlass, aus einer aktuell konjunkturell verbesserten 

Haushaltslage zu schließen, dass die fiskalische Nachhaltigkeit bereits hergestellt sei. Ganz 

im Gegenteil: Hier besteht den LiMa-Resultaten zufolge im OECD- und EU-Vergleich noch 

erheblicher Nachholbedarf. 
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2.4 Trends im Zeitverlauf 

Der LiMa-Benchmark wurde bis zum Jahr 1999 rückdatiert, um auf diese Weise den aktuel-

len statischen Vergleich durch eine dynamische Betrachtung zu ergänzen. Tabelle 31 zeigt 

die Differenzen, die sich in den Rangfolgen des Lissabon-Gesamtindex sowie der einzelnen 

Themengebiete zwischen den Jahren 2004 und 1999 ergeben haben. Um besonders präg-

nante Entwicklungen besser erkennen zu können, wurden die jeweiligen Rangverbesserun-

gen der Größenordnung 4 und höher grün und Rangverschlechterungen von mindestens 4 

Positionen rot markiert. 

Zunächst ist hervorzuheben, dass die beiden baltischen Staaten Lettland und Litauen in der 

Lissabon-Gesamtdimension eine enorme Verbesserung der Rangfolge zwischen den Jahren 

1999 und 2004 verzeichnet haben. Lettland konnte sogar acht Rangpositionen gewinnen und 

zeigt mit dieser Entwicklung eine einzigartige Dynamik im Ländervergleich. Aber auch Finn-

land kann seine aktuelle Platzierung in der obersten Ländergruppe auf eine über die letzten 

Jahre stetige Verbesserung der langfristigen Wachstumsaussichten zurückführen. Auf Seiten 

der Absteiger sind insbesondere die Niederlande sowie Griechenland zu nennen, die in der 

Lissabon-Gesamtdimension im Vergleich zu den restlichen Ländern die größten Perfor-

manceeinbußen im Zeitablauf zu verzeichnen hatten. Weiterhin fallen die zahlreichen Rang-

verschlechterungen im Themengebiet „Staat und Institutionen“ in Tabelle 31 auf. Acht Län-

der, darunter insbesondere die USA, das Vereinigte Königreich sowie Frankreich, sind hier 

innerhalb der letzten Jahre um mehrere, teilweise bis zu 10 Rangfolgen abgesunken. Ver-

antwortlich für diese Entwicklung ist die vergleichsweise stark gestiegene Zielerreichung 

wiederum der baltischen Staaten. Lettland und Litauen konnten sich bezüglich der Dimensi-

on „Staat und Institutionen“ um 12 beziehungsweise 11 Ränge verbessern. In der zeitlichen 

Entwicklung des Themengebiets „Offenheit“ fallen positiv die USA sowie Dänemark und Lett-

land auf. Auf der negativen Seite sind Norwegen, Ungarn, Malta und ganz speziell Irland zu 

nennen. Irland hat in puncto Handelsoffenheit und Kapitalbildung in den vergangenen Jahren 

wesentlich an Dynamik verloren, lediglich Norwegen verzeichnet eine ähnliche Entwicklung. 

Im Themengebiet „Finanzmarktentwicklung“ ist die Entwicklung Japans besonders erwäh-

nenswert. Japan ist hinsichtlich seiner Finanzmarktentwicklung nun wieder in der Spitzenliga 

der Industrieländer angekommen. Hier haben nicht zuletzt die Konsolidierungserfolge des 

Bankensektors dazu beigetragen, dass die Kreditversorgung wieder funktioniert und somit 

wichtige Finanzierungsquellen für japanische Unternehmen wieder zugänglich sind. Die Ent-

wicklung der entsprechenden Kennzahlen deutet zudem darauf hin, dass auch das Vertrau-

en in den japanischen Aktienmarkt wieder hergestellt ist. Die Entwicklungen im Themenge-

biet „Bevölkerungsstruktur“ verliefen erfreulich für Schweden, Irland, Spanien, Zypern, Öster-

reich und die Slowakei, während allen voran Japan, Deutschland und Griechenland hier mit 

zunehmend ungünstigen Entwicklungen zu kämpfen haben.  
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Tabelle 31: Dynamische Entwicklung des Lissabon-Benchmarks 

 Gesamt   Humankapital Staat     Offenheit   Finanzmarkt Bevölkerung 

 2004 1999 Diff. 2004 1999 Diff. 2004 1999 Diff. 2004 1999 Diff. 2004 1999 Diff. 2004 1999 Diff. 

Land (1) (2) 
(2) - 
(1) (1) (2) 

(1) - 
(2) (1) (2) 

(1) - 
(2) (1) (2) 

(1) - 
(2) (1) (2) 

(1) - 
(2) (1) (2) 

(1) - 
(2) 

Schweden 1 4 3 2 2 0 6 3 -3 27 27 0 6 6 0 11 16 5 

Finnland 2 6 4 3 7 4 2 2 0 26 26 0 9 9 0 17 17 0 

Luxemburg 3 3 0 15 16 1 3 5 2 1 1 0 4 5 1 1 1 0 

USA 4 1 -3 1 1 0 19 14 -5 19 25 6 3 4 1 3 3 0 

Schweiz 5 2 -3 8 8 0 1 1 0 25 23 -2 1 1 0 19 15 -4 

Kanada 6 5 -1 6 4 -2 5 6 1 12 13 1 16 17 1 4 5 1 

Norwegen 7 7 0 5 3 -2 4 4 0 30 22 -8 13 18 5 12 10 -2 

Dänemark 8 9 1 4 5 1 11 13 2 23 28 5 15 22 7 9 6 -3 

UK 9 8 -1 9 9 0 18 8 -10 28 29 1 7 8 1 8 7 -1 

Japan 10 11 1 7 6 -1 14 18 4 29 30 1 2 10 8 27 18 -9 

Irland 11 10 -1 16 18 2 7 7 0 24 14 -10 18 13 -5 2 9 7 

Belgien 12 15 3 11 13 2 20 23 3 10 12 2 10 12 2 7 4 -3 

Deutschland 13 12 -1 10 10 0 8 9 1 21 24 3 19 19 0 14 8 -6 

Estland 14 16 2 17 14 -3 13 15 2 2 5 3 22 26 4 22 29 7 

Spanien 15 18 3 18 20 2 17 10 -7 15 15 0 11 16 5 6 12 6 

Zypern 16 17 1 21 21 0 9 16 7 20 19 -1 5 2 -3 10 14 4 

Österreich 17 14 -3 13 11 -2 15 11 -4 16 17 1 21 21 0 18 21 3 

Niederlande 18 13 -5 12 15 3 27 21 -6 17 16 -1 8 3 -5 15 13 -2 

Frankreich 19 19 0 14 12 -2 25 17 -8 18 21 3 20 20 0 13 11 -2 

Lettland 20 28 8 20 19 -1 12 24 12 3 9 6 29 30 1 30 30 0 

Litauen 21 25 4 19 17 -2 16 27 11 7 8 1 28 29 1 28 28 0 

Ungarn 22 20 -2 24 27 3 10 12 2 8 2 -6 27 15 -12 23 26 3 

Slowenien 23 22 -1 22 22 0 23 19 -4 4 6 2 25 28 3 29 27 -2 

Portugal 24 21 -3 25 29 4 22 20 -2 13 11 -2 12 14 2 24 23 -1 

Malta 25 23 -2 30 30 0 21 26 5 11 7 -4 14 11 -3 5 2 -3 

Slowakei 26 27 1 29 23 -6 24 29 5 6 3 -3 26 25 -1 20 25 5 

Tschechien 27 29 2 23 24 1 29 30 1 5 4 -1 23 24 1 16 19 3 

Griechenland 28 24 -4 26 26 0 28 22 -6 14 18 4 17 7 -10 26 20 -6 

Polen 29 26 -3 28 25 -3 26 25 -1 9 10 1 30 27 -3 21 24 3 

Italien 30 30 0 27 28 1 30 28 -2 22 20 -2 24 23 -1 25 22 -3 

 

Auch für den Maastricht-Benchmarks soll die Entwicklung der letzten Jahre nicht außer Acht 

gelassen werden. Aus diesem Grund wurden in Tabelle 32 die aktuellen Berechnungen de-

nen des Jahres 1999 gegenübergestellt.  

In Zusammenhang mit den beschriebenen Länderclustern ergibt sich die interessante Frage, 

ob diese im Zeitverlauf als robust einzustufen sind bzw. ob es erst in den letzten Jahren zu 

einer Clusterbildung kam. Ein Vergleich des aktuellen Länderbenchmarks mit dem Ranking 

des Jahres 1999 lässt seit Ende der 1990er Jahre eine gewisse Dynamik sowie einige Ver-
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schiebungen im relativen Gefüge der analysierten Länder feststellen. So ist insbesondere für 

die baltischen Staaten eine günstige Entwicklung zu konstatieren, die auf erheblichen 

Punktwertzuwächsen in allen vier Themengebieten zurückzuführen ist. Zudem konnten vor 

allem die Slowakei aber auch Ungarn, welche im Jahre 1999 noch die letzten Positionen 

einnahmen, Ränge gutmachen. Die Slowakei verzeichnet zwischen 1999 und 2005 die 

höchste Dynamik und schiebt sich um 12 Ränge von Position 30 auf 18. Grund hierfür sind 

erhebliche relative Verbesserungen in den Bereichen „Status Quo“, „Ausgabenstruktur“ so-

wie „Steuer- und Abgabensystem“. 

Tabelle 32: Dynamische Entwicklung des Maastricht-Benchmarks 

 
Gesamt   Status Quo   Ausgabenstruktur 

Steuer- und Abgaben-
system 

Altersabhängige Aus-
gaben 

 2005 1999 Diff. 2005 1999 Diff. 2005 1999 Diff. 2005 1999 Diff. 2005 1999 Diff. 

Land (1) (2) (2) - (1) (1) (2) (1) - (2) (1) (2) (1) - (2) (1) (2) (1) - (2) (1) (2) (1) - (2) 

Irland 1 1 0 4 3 -1 5 7 2 1 1 0 7 10 3 

USA 2 2 0 15 7 -8 1 2 1 6 5 -1 1 1 0 

Norwegen 3 4 1 1 2 1 9 11 2 17 12 -5 13 12 -1 

Luxemburg 4 3 -1 2 1 -1 15 13 -2 13 14 1 6 7 1 

Estland 5 9 4 9 19 10 2 1 -1 16 21 5 12 8 -4 

Lettland 6 12 6 18 20 2 4 9 5 5 15 10 8 5 -3 

Kanada 7 11 4 12 17 5 10 22 12 4 3 -1 9 9 0 

Dänemark 8 7 -1 5 9 4 24 23 -1 11 11 0 2 2 0 

Finnland 9 10 1 3 4 1 17 17 0 20 22 2 5 6 1 

Litauen 10 18 8 20 26 6 3 4 1 3 13 10 19 16 -3 

UK 11 6 -5 10 5 -5 12 16 4 10 4 -6 11 11 0 

Schweiz 12 5 -7 8 6 -2 8 5 -3 8 6 -2 15 14 -1 

Spanien 13 15 2 7 16 9 6 10 4 14 10 -4 26 24 -2 

Schweden 14 14 0 6 12 6 23 24 1 22 20 -2 3 4 1 

Zypern 15 13 -2 26 22 -4 20 8 -12 2 8 6 10 13 3 

Niederlande 16 16 0 11 8 -3 19 20 1 27 29 2 4 3 -1 

Portugal 17 8 -9 21 15 -6 13 6 -7 9 7 -2 16 19 3 

Slowakei 18 30 12 22 30 8 21 28 7 12 17 5 27 26 -1 

Polen 19 22 3 23 23 0 18 14 -4 26 27 1 14 15 1 

Japan 20 17 -3 30 29 -1 11 3 -8 7 2 -5 18 17 -1 

Slowenien 21 20 -1 16 14 -2 16 18 2 24 24 0 28 28 0 

Frankreich 22 19 -3 14 11 -3 26 21 -5 25 25 0 25 25 0 

Malta 23 21 -2 28 25 -3 14 12 -2 15 9 -6 22 21 -1 

Österreich 24 23 -1 13 13 0 29 29 0 28 26 -2 20 20 0 

Tschechien 25 24 -1 27 21 -6 7 15 8 21 19 -2 29 30 1 

Ungarn 26 29 3 25 27 2 25 25 0 23 23 0 24 27 3 

Griechenland 27 26 -1 29 28 -1 22 19 -3 18 16 -2 23 22 -1 

Belgien 28 27 -1 19 18 -1 28 30 2 29 28 -1 17 23 6 

Deutschland 29 25 -4 17 10 -7 30 26 -4 30 30 0 21 18 -3 

Italien 30 28 -2 24 24 0 27 27 0 19 18 -1 30 29 -1 
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Die meisten Ränge eingebüßt hat Portugal, das sich 1999 noch im oberen Drittel befand und 

2005 nur noch Rang 17 einnimmt. Negative Entwicklungen in den Bereichen „Status Quo“ 

und „Ausgabenstruktur“ sind hier als Ursache anzuführen. Auch das Vereinigte Königreich 

und die Schweiz haben in den letzten Jahren im Rahmen des Maastricht-Benchmarks an 

Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt. So finden sich diese Länder, die vormals die Ränge 5 und 

6 einnahmen, nunmehr im oberen Mittelfeld wieder.  
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Anhang 

A 1 Methodische Vorgehensweise Lissabon-Säule 

Im Folgenden wird die statistisch-ökonometrisch gestützte Herangehensweise zur Konstruk-

tion der Indizes für die Lissabon-Säule ausführlicher beschrieben. Da für die Zielsetzung der 

Lissabon-Agenda eine beobachtbare Zielgröße vorliegt – nämlich das reale Wachstum des 

Bruttoinlandsprodukts pro Kopf – kann eine auf der Messung von statistischen Regelmäßig-

keiten beruhende Vorgehensweise für die Ableitung des Aggregationsschemas unterstüt-

zend eingesetzt werden. Für die Maastricht-Säule ist eine vergleichbare Analyse nicht mög-

lich, da hierfür keine quantifizierbare Bezugsgröße existiert. 

Die zahlreichen Faktoren, welche vom theoretischen und insbesondere empirischen For-

schungszweig der Wachstumsökonomie diskutiert werden, dienen als Grundlage für die  

Identifikation der relevanten Faktoren zur Erfassung der Zielerreichung der Lissabon-Säule. 

Diese Faktoren leiten sich üblicherweise direkt aus der ökonomischen Theorie ab. Einen 

ausführlichen Überblick über die in der empirischen Literatur betrachteten Wachstumsfakto-

ren, an welchen wir uns wesentlich orientiert haben, geben Durlauf, Johnson und Temple 

(2005).  

Die empirische Wachstumsforschung bezieht ihre Erkenntnisse üblicherweise auf der Grund-

lage von sehr breit angelegten Ländervergleichen, bei denen sowohl wirtschaftlich sehr hoch 

entwickelte Länder als auch Länder, die sich noch weit am Anfang des wirtschaftlichen Ent-

wicklungsprozess befinden, betrachtet werden. Ein konsistentes Vorgehen zur Erfassung der 

relevanten Wachstumsfaktoren für die Lissabon-Säule des LiMa-Benchmarks erfordert, dass 

die Robustheit der Ergebnisse der Wachstumsökonomie hinsichtlich des speziellen Länder-

Ensembles der vorliegenden Studie überprüft wird. Die hier betrachteten Volkwirtschaften 

sind überwiegend hoch entwickelte Industrienationen und Länder, die bereits im Transforma-

tionsprozess hin zu marktwirtschaftlich-orientierten Wirtschaftssystemen weit fortgeschritten 

sind. Insofern kann eine wesentliche Menge an Wachstumsfaktoren, die eindeutige Relevanz 

lediglich für Entwicklungs- und Schwellenländer besitzen, für den vorliegenden Länderquer-

schnitt a priori ausgeschlossen werden.  

Nach dieser ersten Stufe der Variablenauswahl haben wir den Bayesianischen Ansatz der 

Wachstumsempirie (Bayesian Averaging of Classical Estimates, BACE) von Sala-i-Martin, 

Doppelhofer und Miller (2004) verwendet, um die Robustheit der Faktoren hinsichtlich ihrer 

Wachstumsrelevanz zu prüfen. Technische Details zu dieser Methode sollen an dieser Stelle 

nicht ausgeführt werden, vielmehr soll auf die Intuition des Ansatzes und den Nutzen für die 

vorliegende Studie abgestellt werden. Das BACE-Verfahren resultiert in einer Liste von Fak-
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toren, welche mit Wahrscheinlichkeiten versehen sind, die angeben, inwieweit diese in einem 

statistischen Modell zur Beschreibung des Zusammenhangs zwischen dem längerfristigen 

Wirtschaftswachstum einen signifikanten Beitrag liefern. Statistische Modelle stellen selbst-

verständlich nur eine vereinfachte Abbildung realer Zusammenhänge und Wirkungsmecha-

nismen dar, die darüber hinaus auf die Verfügbarkeit von quantitativen Beobachtungen für 

das zu erklärende Phänomen angewiesen sind. In der hier betrachteten Datenzusammen-

stellung ist die Qualität der Indikatoren mit möglicher Relevanz für das Wirtschaftswachstum 

nicht von einheitlicher Güte. Beispielsweise kann bei internationalen Daten zur Volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnung aufgrund der Harmonisierungsvornehmungen der erhebenden 

Institutionen von einer guten Vergleichbarkeit zwischen den Ländern, aber auch über den 

Zeitverlauf ausgegangen werden. Indikatoren zu anderen Komplexen werfen dagegen öfter 

Probleme auf, die häufig mit der Vielschichtigkeit des zu erfassenden Phänomens und der 

vergleichsweise eindimensionalen Messung zusammenhängen. Der Bereich „Bildung und 

Humankapital“ beispielsweise ist von diesem Problem besonders betroffen, da hier üblicher-

weise nur unzureichende Indikatoren zur Quantifizierung der formalen Bildung sowie des 

Wissens und der erworbenen Fertigkeiten einer Person erfasst werden können.  

Insofern sind die Ergebnisse unserer Robustheitsanalyse als eine Art Prioritätenliste zu ver-

stehen, die angibt, mit welcher Genauigkeit und Wirkungsintensität ein bestimmter Indikator 

zur Verbesserung eines statistischen Modells mit dem Anspruch einer voraussehenden lang-

fristigen Wachstumsperspektive zu erklären beiträgt. Es werden also die prägnantesten Fak-

toren identifiziert. Die Ergebnisse wären falsch verstanden, wenn diese Liste als Bescheini-

gung für eine Irrelevanz der Wachstumswirkung eines bestimmten Themengebietes heran-

gezogen würde, nur weil der verfügbare statistische Indikator eventuell die Tiefe des Phä-

nomens nicht hinreichend abbildet. Aus diesem Grund betrachten wir die ökonometrische 

Analyse nicht als mechanistisches Verfahren, sondern als Hilfsmittel, welches im Zusam-

menspiel mit einer im Hinblick auf die ökonomische Signifikanz verbundenen Interpretation 

der Ergebnisse dazu dient, das Gewichtungsschema für die Aggregation des Gesamtindika-

tors entsprechend zu gestalten. 

Die Abbildung 31 zeigt das Konzept der Lissabon-Säule. Konkret umfasst das methodisch-

empirische Vorgehen folgende Schritte: 

 An erster Stelle wird ausgehend von einer umfassenden Synopse der aktuellen Er-

kenntnisse der Wachstumsliteratur eine quantitative Indikatorenauswahl für die Länder 

des LiMa-Benchmarks vorgenommen. 

 Diese Indikatorenauswahl ist der Ausgangspunkt für den nächsten Schritt, bei welchem 

auf Basis des BACE-Verfahrens diejenigen Faktoren identifiziert werden, die für die 
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Volkwirtschaften des LiMa-Benchmarks auf einen robusten Wachstumszusammen-

hang schließen lassen. 

 Um sicherzustellen, dass Wirkungsrichtungen korrekt erfasst werden, werden vorher-

bestimmte Indikatorenwerte verwendet, d.h. es werden Ausprägungen der Jahre 1990 

bis 1995 auf das nachfolgende Wachstum der Jahre 1995 bis 2004 regressiert. 

 Das BACE-Verfahren wird für eine Reihe von Parameterspezifikationen hinsichtlich der 

statistischen Modellgröße durchgeführt. Anschließend wird für die untersuchten Fakto-

ren eine zweiteilige Klassifizierung in Bezug auf die entsprechende Wachstumsrele-

vanz vorgenommen, die dann die Basis für die Aggregationsgewichtung bildet. 

Abbildung 31: Konzeption der Lissabon-Säule 
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Folgende Besonderheiten müssen allerdings bei der Interpretation der ökonometrischen Er-

gebnisse berücksichtigt werden. Die BACE-Ergebnisse ergeben sich aus der ökonomischen 

Performance der letzten 15 Jahre. Dieser Zeitraum ist konjunkturell und wachstumsbezogen 

von besonderen Ereignissen, wie beispielsweise dem Dotcom-Boom und der Rezession im 

Gefolge der Terroranschläge geprägt, welche für einige in der Studie betrachtete Indikatoren 

in den statistischen Schätzungen eine Wirkungsweise hervorbringen können, die in „norma-

leren“ Zeiten vermutlich anders ausgefallen wäre. Ein diesbezügliches Beispiel sind die Indi-

katoren zur Finanzmarktentwicklung, die in besonderer Weise von den Verwerfungen an den 

internationalen Finanzmärkten in der Zeit nach den Boomjahren Ende des letzten Jahrhun-

derts betroffen waren. Außerdem erscheinen Indikatoren, die wenig über den Querschnitt va-

riieren, als nicht robust, auch wenn sie wachstumsrelevant sind. Ein einschlägiges Beispiel 

stellen die Sachinvestitionen dar, die zumindest kurz- bis mittelfristige Wachstumsbeiträge 

entfalten. Andererseits zeigen bestimmte Indikatoren einen robusten Wachstumszusammen-

hang im statistischen Sinn, wie beispielsweise die Offenheit eines Landes sowie das Niveau 

der Schulbildung der arbeitsfähigen Bevölkerung, welcher nicht durch die Beschränkung auf 

eine bestimmte Epoche geprägt zu sein scheint, so dass es sich gebietet, den entsprechen-

den Indikator höher zu gewichten. Analog werden für Faktoren, die hier nur marginale oder 

keine statistischen Zusammenhänge erkennen lassen, Abschläge bei ihrer Gewichtung vor-

genommen. Weitere Informationen zu den daraus resultierenden Gewichten der Themenge-

biete werden im nächsten Abschnitt gegeben. 

A 2 Gewichtung und Aggregation der Indizes 

Im Folgenden wird die methodische Vorgehensweise bei der Berechnung des LiMa-

Benchmark näher erläutert. Bei der Berechnung der themengebietspezifischen Indikatoren 

ist zunächst dem Tatbestand Rechnung zu tragen, dass im Hinblick auf die einzelnen Input-

variablen in den Themengebieten bei einigen Variablen ein höherer, bei anderen hingegen 

ein niedrigerer Variablenwert eine günstigere Bewertung des jeweiligen Landes kennzeich-

net. So ist im Fall der Forschungs- und Entwicklungsausgaben ein höherer Wert, im Fall der 

Schuldenquote hingegen ein niedrigerer Wert als günstiger anzusehen. Zur Errechnung der 

Indizes für die Themengebiete ist jedoch eine einheitliche Handhabung der Bewertungsskala 

erforderlich, auch wenn dies in manchen Fällen bedeutet, dass die inhaltliche Interpretation 

weniger intuitiv ist. Daher wurden zunächst die Inputvariablen so umskaliert, dass für jede 

Inputvariable der besten Beurteilung der höchste und der schlechtesten Beurteilung der nied-

rigste Variablenwert zugerechnet wurde. 

Des Weiteren muss berücksichtigt werden, dass auch im Hinblick auf die Normierung und 

die Größenordnung der Inputvariablen die Skalierung sehr unterschiedlich ist. Während eini-



 93 

ge Variablen natürliche oder definierte Minimal- und Maximalwerte aufweisen (so beispiels-

weise die Grenzsteuersätze), ist dies für andere Variablen, wie z.B. die Patentanmeldungen 

oder die Aktienmarktkapitalisierung nicht der Fall. Auch im Hinblick auf die Größendimensio-

nen variieren die Skalierungen der Inputvariablen sehr stark: Während sich einige Skalen im 

Wertebereich zwischen Null und Eins bewegen (so beispielsweise der Anteil der Bildungs-

ausgaben am Bruttoinlandsprodukt), sind andere Variablen in ihrem Wertebereich gar nicht 

oder anders beschränkt.  

Bei der Verrechnung von Inputvariablen zu einem Subindikator können bereits wesentlich 

geringfügigere Skalierungsunterschiede erhebliche Verzerrungen verursachen und die Aus-

sagefähigkeit des Indikators stark beeinträchtigen. Um dies zu vermeiden, wurden vor der 

Verrechnung zu den einzelnen Subindikatoren alle Inputvariablen auf einen Wertebereich 

von [0; 100] normiert. Um der Problematik der teils vorhandenen, teils fehlenden natürlichen 

Ober- und Untergrenzen der Inputvariablen Rechnung zu tragen, wurde hierbei stets dem 

am besten bewerteten Land der Wert Einhundert, dem am ungünstigsten bewerteten Land 

der Wert Null zugeschrieben. Es wurden dabei die jeweiligen Variablenausprägungen über 

den gesamte Zeitraum, der sich in der Regel über den Zeitraum von 1999 bis 2004 erstreckt, 

als Referenz für die Ermittlung der Maximal- und Minimalwerte herangezogen, um die Daten 

so zu transformieren, dass Vergleiche über die einzelnen Jahre möglich sind. Die Bewertun-

gen der restlichen Länder wurden anschließend anhand einer entsprechenden linearen 

Transformation auf den dazwischen liegenden Wertebereich überführt. Bei Verwendung von 

jahresspezifischen Extremwerten wäre zwar eine Vergleichbarkeit der Länder untereinander 

für ein bestimmtes Jahr gegeben, allerdings nicht die Vergleichbarkeit der Indexwerte zu un-

terschiedlichen Jahren. Die Werte der Inputvariablen geben somit den Prozentsatz der Be-

wertung wieder, den das jeweilige Land gemessen am Wert des am besten bewerteten Lan-

des im entsprechenden Jahr erzielt. Aus den so transformierten Inputvariablen wurden an-

schließend die Subindikatoren der Themengebiete als gewogene arithmetische Mittelwerte 

errechnet.  

A 2.1 Aggregation der Lissabonindizes 

Der Lissabon-Säule liegt ein „Bottom-up“-Verfahren zur Ableitung der Gewichte zugrunde. 

Bei diesem Ansatz wird davon ausgegangen, dass zunächst alle Ursprungsvariablen gleiche 

Wachstumsrelevanz aufweisen. Die Zuordnung der einzelnen Variablen zu den Themenge-

bieten erfolgt dann im Nachhinein, um den Faktoren eine Ordnungsstruktur zu geben. Aus-

gehend von einer Gleichgewichtung, bei der jeder Variablen ein Punkt zugewiesen wird, er-

hält eine Variable einen zusätzlichen Gewichtungspunkt, wenn sie in der BACE-Analyse ei-

nen robusten Wachstumszusammenhang im Sinne eines im Vergleich zu den übrigen Va-
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riablen höheren statistischen Erklärungsgehalts des langfristigen Pro-Kopf-Wachstums des 

BIPs aufweist. Eine Variable erhält keinen zusätzlichen Punkt, wenn die BACE-Analyse le-

diglich einen schwachen Zusammenhang ergeben hat. Sensitivitätsanalysen haben gezeigt, 

dass die Rangfolgen der Länder in den einzelnen Subindikatoren der Themengebiete nicht 

stark auf die Punktedifferenz reagieren, die sich zwischen hochgewichteten und unveränder-

ten Variablen ergeben. Mit anderen Worten: Auch wenn die Gewichtungsunterschiede zwi-

schen robusten und weniger robusten Variablen weit stärker ausfallen, ist das Gesamter-

gebnis hiervon nur unwesentlich beeinflusst.  

A 2.2 Aggregation der Maastrichtindizes 

Für die Aggregation der Variablen, die der Abbildung der Maastricht-Säule zugrunde liegen, 

wurde ein „Top-down“-Verfahren gewählt, da hier maßgeblich die Gesamtphänomene der 

Themengebiete für die Erfassung der fiskalischen Nachhaltigkeit relevant sind. Beim „Top-

down“-Verfahren wurde auf Ebene der Themengebiete eine Gleichgewichtung vorgenom-

men, da a priori keinem Themengebiet eine hervorgehobene Bedeutung bescheinigt werden 

kann und dieses Vorgehen weitestgehend einem neutralen Gewichtungsschema entspricht. 

Da für die Maastricht-Säule keine beobachtbare Zielgröße für das Phänomen „fiskalische 

Nachhaltigkeit“ existiert, fällt für diese Säule die Verwendung eines ökonometriegestützen 

Ansatzes von vornherein aus. 

Die Abbildung 32 stellt die Gewichte der einzelnen Themengebiete der Maastricht- und Lis-

sabon-Säule dar, die sich aus den beiden Ansätzen ergeben. 

Abbildung 32: Gewichtung der Themengebiete 

 Gewicht 
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Humankapital und Innovation 32% 

Staat und Institutionen 30% 

Offenheit und Kapitalbildung 13% 

Finanzmarktentwicklung 17% 

Bevölkerungsstruktur 8% 
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Status Quo 25% 

Ausgabenstruktur 25% 

Steuer- und Abgabensystem 25% 

Altersabhängige Ausgaben 25% 
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A 3. Verwendete Daten und Umgang mit fehlenden Werten 

Die Verfügbarkeit qualitativ gehaltvoller und zeitnaher Daten ist von zentraler Bedeutung für 

die LiMa-Benchmark-Berechnung. Als primäre Datenquellen wurden die jährlichen Statisti-

ken der OECD und von EUROSTAT sowie die jährlich veröffentlichten Weltentwicklungs-

indikatoren der Weltbank verwendet. Diese Datenquellen garantieren durch Verwendung 

harmonisierter Datenerhebungen und Datenaufbereitungen eine hohe Vergleichbarkeit zwi-

schen den Ländern. 

Diese Primärdatenquellen werden um jeweils themenspezifische Datensätze verschiedener 

Institute und nationaler wie internationaler Forschungseinrichtungen ergänzt, wie z.B. die 

Worldwide Governance Indikatoren von Daniel Kaufmann et al., die Humankapitaldatensätze 

von Robert J. Barro und Jong-Wha Lee des Centre for International Development at Harvard 

University sowie die internationalen Finanzstatistiken von Thorsten Beck, Asli Demirgüç-Kunt 

und Ross Levine. 

Da auch die aktuellsten Datenveröffentlichungen der Weltbank oder der OECD Verzögerun-

gen von ein bis zwei Jahren aufweisen, geben die jeweiligen Länderindikatoren des Bench-

marks diese Verzögerungen auch wieder. Wegen der konzeptionellen Langfristausrichtung 

der Indikatoren bedeutet dies jedoch keine Einschränkung in der Interpretation über die je-

weiligen Wachstumspotenziale und die fiskalische Nachhaltigkeit der Volkswirtschaften. 

Die zeitliche Datenabdeckung ist für einzelne Variablen unterschiedlich. Einige wenige Fak-

toren, die in die Benchmark-Berechnung einfließen, werden nicht jährlich erhoben. Dies be-

trifft beispielsweise die Anzahl der durchschnittlichen Schuljahre der Erwerbsbevölkerung, 

welche nur in Fünfjahres-Intervallen gemessen werden. Da es sich bei diesen Faktoren al-

lerdings üblicherweise um sehr stetige Größen handelt, bedeutet eine jährliche Fortschrei-

bung der jeweils letzten Beobachtung keine Einschränkung für die Indikatorberechnung, zu-

mal jährliche Werte einheitlich für alle Länder fehlen. Im Gegensatz dazu stellt die Behand-

lung von fehlenden Variablenwerten für einzelne Länder ein größeres Problem dar, da hier 

der Ländervergleich für die betroffenen Faktoren keinen einheitlichen zeitlichen Informati-

onsstand garantiert. Insbesondere die mittelosteuropäischen Länder sind von diesen Daten-

lücken betroffen, während für die etablierten Volkswirtschaften des LiMa-Benchmark die Da-

tenabdeckung generell weitaus besser ist. Da aber bei der Auswahl der LiMa-Indikatoren be-

reits diese möglichen Einschränkungen berücksichtigt wurden, konnte das Ausmaß an feh-

lenden Werten auf ein Minimum reduziert werden, so dass letztlich hiervon insgesamt nur ei-

ne sehr geringe Informationsmenge betroffen ist. Vereinzelt fehlende Werte wurden auf Ba-

sis einer Random-Walk-Prognose – fallweise mit oder ohne Driftparameter – interpoliert und 

prognostiziert. 
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Die nächsten Abschnitte listen die verwendeten Indikatoren und die entsprechenden Daten-

quellen getrennt nach beiden Säulen auf. Wir haben die englischen Originalbezeichnungen 

beibehalten, um eine möglichst exakte Nachvollziehbarkeit der Datengrundlage zu gewähr-

leisten. Für die Indikatoren der Lissabon-Säule geben wir zusätzlich eine kurze Erklärung der 

Variablen. Die Indikatoren der Maastricht-Säule werden in den entsprechenden Kapiteln der 

Themengebiete näher beschrieben. 
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A 4. Datenbeschreibung Lissabon-Säule 

 

Offenheit und Kapitalbildung 

 

Mnemonic Quellenangaben und Anmerkungen 

pi 

Price Level of Investment  

 

Preisniveau der Investitionen in Kaufkraftparitäten (PPP) im Verhältnis 

zum US-amerikanischen BIP in PPP. Dies ist ein Indikator für die Attrak-

tivität eines Landes als Investitionsstandort. 

 

Quelle: Penn World Table 6.2, 2006 

openc 

Exports + Imports (% of GDP) 

 

Export plus Import geteilt durch BIP stellt den gesamten Handel als Pro-

zentsatz vom BIP dar. Diese Variable steht für die Handelsoffenheit einer 

Volkswirtschaft. 

 

Quelle: Penn World Table 6.2, 2006 

FDI NI 

Foreign Direct Investment, Net Inflows (% of GDP) 

 

Diese Variable gibt den Nettoinvestitionszufluss in die entsprechende 

Volkswirtschaft als Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) wieder. 

Ausländische Direktinvestitionen bezeichnen die Nettoinvestitionszuflüs-

se zum Erwerb eines dauerhaften Managementinteresses (10 Prozent 

oder mehr der stimmberechtigten Aktien) an einem Unternehmen, das in 

einem anderen Land als dem Land des Investors tätig ist. Es ist die 

Summe von Eigenkapital, thesaurierten Gewinnen sowie weiterem lang-

fristigem und kurzfristigem Kapital gemäß Zahlungsbilanzdefinition. Dies 

ist ebenfalls ein Indikator für die Attraktivität eines Landes als Investiti-

onsstandort. 

 

Quelle: Weltbank, 2006 

NE.GDI.TOTL.

ZS 

Gross Capital Formation (% of GDP) 

 

Die Bruttoanlageinvestitionen im Verhältnis zum BIP. Dies ist der umfas-

sendste Indikator für die Sachkapitalbildung in einer Volkswirtschaft. 

 

Quelle: Weltbank, 2006 
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Humankapital und Innovation 

 

Mnemonic Quellenangaben und Anmerkungen 

schooling 

Average Schooling Years of People 25+ 

 

Durchschnittliche Anzahl an Schuljahren der Bevölkerung im erwerbsfä-

higen Alter, berechnet auf Basis von Ausbildungsniveaus und jeweiligen 

Regelausbildungszeiten in Jahren. 

 

Quelle: Robert J. Barro, Jong-Wha Lee: International Comparisons of 

Educational Attainment, 2000 

ESS 

Employment Share in Service Sector (% of Total Employment)  

 

Arbeitnehmeranteil im Dienstleistungsbereich (in Prozent der gesamten 

Arbeitnehmer). 

 

Quelle: International Labour Organization (ILO), 2006 

R&D People 

Number of People Employed in R&D per Million  

 

Anzahl des Beschäftigten im Forschungs- und Entwicklungssektor pro 

Mio. Einwohner, inklusive Verwaltungspersonal sowie Doktoranden 

(ISCED97 level 6). 

 

Quelle: United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 

(UNESCO), 2006 

R&D Exp 

R&D Expenditure (% of GDP) 

 

Alle laufenden öffentlichen und privaten Ausgaben für FuE in Prozent des 

BIP. Es ist ein Indikator für das Ausmaß der gesamtwirtschaftlichen mo-

netären Aufwendungen, die auf die Produktion neuen Wissens gerichtet 

sind. 

 

Quelle: United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 

(UNESCO), 2006 

SL.AGR.EMPL.

ZS 

Employment in Agriculture (% of Total Employment) 

 

Anteil der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft in Relation zur Anzahl al-

ler Erwerbstätigen. Zur Landwirtschaft zählen auch Jagd, Forstwirtschaft 

und Fischerei. 

 

Quelle: International Labour Organization (ILO), 2006 

SL.TLF.TERT.Z

S 

Labor Force with Tertiary Education (% of total Labor Force) 

 

Anteil der Erwerbstätigen mit Hochschulabschluss. 

 

Quelle: International Labour Organization (ILO), 2006 
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SL.UEM.LTRM.

ZS 

Long-term Unemployment (% of Total Unemployment) 

 

Anteil der Langzeitarbeitslosen an den gesamten Arbeitslosen. Langzeit-

arbeitslos ist, wer ein Jahr und länger keine Arbeit hat. 

 

Quelle: International Labour Organization (ILO), 2006 

SE.TER.ENRR 

School Enrollment, Tertiary (% gross) 

 

Die Bruttoeinschreibungsquote bildet das Verhältnis der Anzahl der ge-

samten altersunabhängigen Hochschuleinschreibungen zur Anzahl der 

Personen ab, welche der offiziellen Altersgruppe für die tertiäre Bildungs-

stufe zugehören. Dieser Indikator gibt das Ausbildungsniveau der zukünf-

tigen Erwerbstätigen wieder. Es ist auch ein Maß für die Aufnahmekapa-

zitäten des Hochschulsystems. 

 

Quelle: United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 

(UNESCO), 2006 

SE.XPD.TOTL.

GD.ZS 

Public Spending on Education, total (% of GDP) 

 

Die öffentlichen Bildungsausgaben beziehen alle Ausgaben öffentlicher 

Bildungsträger ein und decken alle Schul- und Bildungsformen und alle 

lokalen, regionalen und nationalen Ebenen ab. Ausgaben, die nicht direkt 

mit Bildung zusammenhängen (z.B. für Kultur, Sport, Jugendarbeit etc.) 

sind prinzipiell nicht eingeschlossen, es sei denn, diese Leistungen wer-

den als Nebenleistungen von Bildungsinstitutionen zur Verfügung ge-

stellt.  

 

Quelle: United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 

(UNESCO), 2006 

IP.PAT.NRES 

Patent Applications, Nonresidents (per 1,000,000 people) 

 

Anzahl der Patentanmeldungen der nicht-ansässigen Bevölkerung. Der 

Indikator informiert über die Bedeutung des Landes als Innovations-

standort. Der Patentschutz beträgt üblicherweise 20 Jahre. 

 

Quelle: World Intellectual Property Organization (WIPO), 2006 

IP.PAT.RESD 

Patent Applications, Residents (per 1,000,000 people) 

 

Anzahl der Patentanmeldungen der ansässigen Bevölkerung. Dieser In-

dikator gibt Auskunft über die Erfindungstätigkeit der heimischen Bevöl-

kerung. 

 

Quelle: World Intellectual Property Organization (WIPO), 2006 
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IP.JRN.ARTC.

SC 

Scientific and Technical Journal Articles (per 1,000,000 people) 

 

Anzahl der wissenschaftlichen und technischen Artikel in Fachzeitschrif-

ten, die in den folgenden Bereichen veröffentlicht wurden: Physik, Biolo-

gie, Chemie, Mathematik, klinische Medizin, biomedizinische Forschung, 

Ingenieurwesen und Technik, Geologie- und Raumfahrtwissenschaft. 

 

Quelle: National Science Foundation, Science and Engineering Indica-

tors, 2006 

Emplr 

Employment rate 

 

Die Erwerbsquote ergibt sich als Verhältnis der Erwerbstätigen zur An-

zahl der Personen im Alter zwischen 15 und 64 Jahren. 

  

Quelle: Eurostat, 2005; ILO, 2006; Weltbank, 2006 

 

 

Staat und Institutionen 

 

Mnemonic Quellenangaben und Anmerkungen 

GCS 

Gov. Consumption Share (% of GDP) 

 

Staatskonsum im Verhältnis zum BIP. Beinhaltet alle laufenden Staats-

ausgaben für Güter- und Dienstleistungen (einschließlich der Entgelte für 

die Beschäftigten im öffentlichen Sektor). Hinzu gehören auch die meis-

ten staatlichen Verteidigungs- und Sicherheitsausgaben.  

 

Quelle: Weltbank, 2006 

PS Ind. 

Index for Political Stability  

 

Index für die politische Stabilität. Basiert auf der Wahrscheinlichkeits-

wahrnehmung, dass die Regierung destabilisiert oder umgestürzt wird 

durch nicht verfassungsmäßige oder gewaltsame Mittel, einschließlich 

inländischer Gewalttätigkeit sowie Terrorismus. 

 

Quelle: Worldwide Governance Indicators, Weltbank, 2006 

GE Ind. 

Index for the Quality of Public Services 

 

Index für die Qualität der öffentlichen Dienstleistungen, für die Qualität 

der Zivilverwaltung und für den Grad ihrer Unabhängigkeit von politi-

schem Druck. Der Indikator bemisst zudem die Qualität politischer Ziel-

formulierungen und der Implementierung von Politiken sowie die Glaub-

würdigkeit, Regierungsversprechen einzuhalten. 

 

Quelle: Worldwide Governance Indicators, Weltbank, 2006 
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Reg Qual. Ind 

Index How Regulations affect the Private Sector  

 

Index, wie Regulierung den privaten Sektor positiv beeinflusst. Es wird 

die Fähigkeit von Regierungen gemessen, fundierte Politiken und Regu-

lierungen zur Entwicklung und Förderung des privaten Sektors zu formu-

lieren und umzusetzen. 

 

Quelle: Worldwide Governance Indicators, Weltbank, 2006 

Law Ind. 

Rule of Law Index 

 

Es wird gemessen, in welchem Umfang die Wirtschaftsakteure die Ge-

sellschaftsordnung einhalten und in welchem Maße sie Vertrauen in die 

Vertragsdurchsetzung, in die Polizei sowie die Gerichte haben und wie 

sie die Wahrscheinlichkeiten von Verbrechen und Gewalttätigkeit ein-

schätzen. 

 

Quelle: Worldwide Governance Indicators, Weltbank, 2006 

Cor. Ind. 

Control of Corruption Index 

 

Der Indikator gibt das Ausmaß der Korruptionskontrolle wieder. 

 

Quelle: Worldwide Governance Indicators, Weltbank, 2006 

GB.TAX.CMAR

.ZS 

Highest Marginal Tax Rate, Corporate Rate (%) 

 

Höchster Grenzsteuersatz für Unternehmen, basierend auf dem höch-

sten Grenzsteuersatz für zu besteuernde Unternehmensgewinne gemäß 

geltendem Steuertarif. 

 

Quelle: PricewaterhouseCoopers, 2006 

GB.TAX.IMAR.

ZS 

Highest Marginal Tax Rate, Individual Rate (%)  

 

Höchster Grenzsteuersatz für Individuen, basierend auf dem höchsten 

Grenzsteuersatz für zu besteuernde Einkommen gemäß geltendem Ein-

kommensteuertarif. 

 

Quelle: PricewaterhouseCoopers, 2006 

IC.TAX.DURS 

Time to Prepare and Pay Taxes (Hours) 

 

Die Zeit zur Steuervorbereitung und –zahlung ist die Zeit in Stunden pro 

Jahr, die benötigt wird, um folgende Arten von Steuern vorzubereiten, zu 

erklären oder zu zahlen: Körperschaftsteuer, Mehrwertsteuer oder Um-

satzsteuer und Arbeitsteuer, einschließlich Lohnsteuer und Sozialversi-

cherungsbeiträge.  

 

Quelle: Doing Business Project, Weltbank, 2006  
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Gini 

Gini Coefficient 

 

Der Gini-Koeffizient ist ein statistisches Maß für die Verteilungsgleich-

heit. Der Wert kann beliebige Größen zwischen 0 und 1 (bzw. 0 und 100 

Prozent) annehmen. Je näher der Gini-Koeffizient an eins ist, desto grö-

ßer ist die Ungleichheit.  

 

Quelle: Weltbank, 2006 

 

Finanzmarktentwicklung 

 

Mnemonic Quellenangaben und Anmerkungen 

cbagdp 

Central Bank Assets (% of GDP) 

 

Misst das Verhältnis zwischen Aktiva der Zentralbank und dem BIP. Es 

zeigt die Bedeutung der finanziellen Dienstleistungen im Verhältnis zur 

Größe der Ökonomie.  

 

Quelle: A New Database on Financial Development and Structure, 

Thorsten Beck, Asli Demirgüç-Kunt und Ross Levine, 2006 

pcrdbofgdp 

Private Credit by Deposit Money Banks and Other Financial Institu-

tions (% of GDP) 

 

Private Kredite von Depositenbanken und anderen finanziellen Institutio-

nen. Beinhaltet Ansprüche von Depositenbanken und anderen finanziellen 

Institutionen. Der Indikator stellt ein Maß für die Aktivität der finanziellen 

Vermittler in ihrer wichtigsten Funktionen, nämlich die Ersparnisse der In-

vestoren zu kanalisieren, dar. 

 

Quelle: A New Database on Financial Development and Structure, 

Thorsten Beck, Asli Demirgüç-Kunt und Ross Levine, 2006 

fdgdp 

Financial System Deposits (% of GDP) 

 

Misst das Verhältnis zwischen Depositen aller Finanzmarktakteure und 

dem BIP.  

 

Quelle: A New Database on Financial Development and Structure, 

Thorsten Beck, Asli Demirgüç-Kunt und Ross Levine, 2006 

overhead 

Bank Overhead Costs (% of Total Assets) 
 

Gemeinkosten der Bank / Gesamtvermögen 

Hierbei handelt es sich um den Bilanzwert der Gemeinkosten einer Bank 

als ein Teil ihres Gesamtvermögens. Es ist ein Indikator für die Effizienz 

des Bankensektors. 
 

Quelle: A New Database on Financial Development and Structure, 

Thorsten Beck, Asli Demirgüç-Kunt und Ross Levine, 2006 
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concentration 

Bank Concentration 

 

Die Konzentration im Bankensektor wird definiert als das Verhältnis zwi-

schen den Aktiva der drei größten Banken und den Aktiva des gesamten 

Bankensektors. Der Indikator bemisst den Wettbewerb auf dem Banken-

sektor. 

 

Quelle: A New Database on Financial Development and Structure, 

Thorsten Beck, Asli Demirgüç-Kunt und Ross Levine, 2006 

stmktcap 

Stock Market Capitalization (% of GDP)  

 

Börsenmarktkapitalisierung / BIP. Diese Variable ist ein Maß für die relati-

ve Größe bzw. den Entwicklungsstand des Aktienmarktes eines Landes. 

 

Quelle: A New Database on Financial Development and Structure, 

Thorsten Beck, Asli Demirgüç-Kunt und Ross Levine, 2006 

stturnover 

Stock Market Turnover Ratio  

 

Der Turnover als weiterer Liquiditätsindikator wird gebildet als Quotient 

aus Börsenumsätzen und Aktienmarktkapitalisierung. Während die Bör-

senumsätze den Handel in Relation zum volkswirtschaftlichen Gesamtout-

put erfassen, gibt der Turnover den Umsatz im Verhältnis zur Marktgröße 

wieder. Ein kleiner, liquider Markt wird beispielsweise einen hohen Turno-

ver aufweisen, aber kleine Börsenumsätze im Verhältnis zum BIP. 

 

Quelle: A New Database on Financial Development and Structure, 

Thorsten Beck, Asli Demirgüç-Kunt und Ross Levine, 2006 

 

 

Bevölkerungsstruktur 

 

Mnemonic Quellenangaben und Anmerkungen 

GrowthRate 

Pop 

Growth Rate of Population  

  

Jährliche Bevölkerungswachstumsrate. Zur Bevölkerung zählen alle An-

sässigen, ungeachtet ihrer Rechtsstellung oder Staatsbürgerschaft – 

ausgenommen sind Flüchtlinge, die nicht dauerhaft in dem Zufluchtsland 

leben. Diese werden zur Bevölkerung des Herkunftslands gezählt. 

 

Quelle: Weltbank, 2006 

Urban Pop 

Urban Pop (% of Total Population) 

 

Städtische Bevölkerung als Anteil an der gesamten Bevölkerung. 

 

Quelle: World Urbanization Prospects, United Nations, 2006 
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Fertile 

Fertility Rate 

 

Die Fertilitätsrate ist ein in der Demographie verwendetes Maß, das an-

gibt, wie viele Kinder eine Frau durchschnittlich im Laufe des Lebens hät-

te, wenn die zu einem einheitlichen Zeitpunkt ermittelten altersspezifi-

schen Fruchtbarkeitsziffern für den gesamten Zeitraum ihrer fruchtbaren 

Lebensphase gelten würden. Sie wird ermittelt, indem die altersspezifi-

schen Fruchtbarkeitsziffern summiert und durch 1000 geteilt werden.  

 

Quelle: Weltbank, 2006 

DEP Ratio 

Dependency Ratio (Non Working Age / Working Age Pop) 

 

Der Abhängigkeitsquotient gibt das Verhältnis der ökonomisch nicht akti-

ven Bevölkerung (Altersgruppen 0-14 und den über 64-Jährigen) zur er-

werbsfähigen Bevölkerung an (zwischen 15 und 64 Jahren).  

 

Quelle: Weltbank, 2006 

 

 

A 5. Datenbeschreibung Maastricht-Säule 

 

Status Quo (Allgemeines) 

 

Subindikator Quellenangabe und Anmerkungen 

Schuldenstand 

EU-25-Staaten: 

Eurostat (Government consolidated gross debt, GD) 

Nicht EU-25-Staaten  

SourceOECD (Gross government debt) 

Defizit 

EU-25-Staaten und Türkei: 

Eurostat (Net lending (+)/Net borrowing (-) under the EDP (Excessive 

Deficit Procedure), EDP_B9) 

Nicht-EU-25-Staaten: 

SourceOECD (Net lending (+)/Net borrowing (-), GB9) 
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Rating 
Alle Länder: 

Moody’s Government Bonds (foreign currency) 

BIP 

EU-25-Staaten: 

Eurostat (Gross domestic product at market prices, B1GM) 

Nicht-EU-25-Staaten: 

SourceOECD (Gross domestic product (output approach)) 

 

Ausgabenstruktur 

 

Subindikator Quellenangabe und Anmerkungen 

F&E (Def.: 

NABS) 

EU-25-Staaten: 

Eurostat (Government budget appropriations or outlays on R&D – Total 

appropriations, GBAORD) 

Nicht-EU-25-Staaten: 

SourceOECD (Government budget appropriations or outlays for R&D – 

Total appropriations, GBAORD) 

Bildung 

EU-25-Staaten: 

Eurostat (Total government expenditure on Education, gf09) 

Nicht-EU-25-Staaten: 

SourceOECD (Total government expenditure – Education, TLYCG090) 

Fehlende Länder (Mexiko, Türkei, Neuseeland, Australien, Kanada, 

Schweiz): 

SourceOECD (Education at a Glance: OECD Indicators) 
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Alle anderen 

Daten 

EU-25-Staaten (bei Transfers, Investitionen und Bildung kommen 

teilweise auch Daten für Norwegen und Island aus der Eurostat-

Datenbank): 

Eurostat: 

Gesamtausgaben: Total Expenditure (TE) 

Primärausgaben (=Gesamtausgaben – Zinsen) 

Investitionen: Gross Capital Formation (P51) 

Zinsen: Interests, payable (D41PAY) 

Transfers & Subventionen: Social benefits other than social transfers in 

kind and social transfers in kind and other current transfers (payable) 

and subsidies (payable) 

(d62_d6311_d63121_d63131pay+d3pay+d7pay) 

Personal: Compensation of employees, payable (D1PAY) 

Nicht-EU-25-Staaten: 

SourceOECD (selbe Bezeichnungen wie Eurostat, andere Codes siehe 

unten): 

Gesamtausgaben: GTE 

Primärausgaben: (=GTE- GD41P) 

Bruttoanlageinvestitionen: GP51P 

Zinsen: GD41P 

Transfers & Subventionen: (=GD62_631XXP+GD3P+GD7P) 

Personal: D1CGT 

Teilweise wurden Daten aus der OECD Health Database 2006 aufge-

nommen 

Aktualisierun-

gen in Säule 0 

und 1 

 

Australien: GDP 2005 

Estland: Defizit 1999, GDP 2003-05 

Island: GDP 2003-05 

Japan: GDP 2004-05, Defizit 1999-2005, Gesamtausgaben 2003-2005, 

Investitionen 2004-05, Zinsen 2004-05 

Mexiko: GDP 2004-05 

Neuseeland: GDP 2004-05 

Norwegen: GDP 2004-05, Defizit 2004-05 

Schweiz: GDP 2004-05, Defizit 2001-2005 (vom Eidgenössischen Fi-

nanzdepartement der Schweiz) 
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Südkorea: GDP 2005, Defizitquoten (von Destatis, Länderprofil Repub-

lik Korea) 

Türkei: GDP 2005, Defizit 2002-05, Schuldenstand 1999-2005, Ge-

samtausgaben 2002-05, Zinsen 2002-05, Investitionen 2002-05 

USA: Defizit 1999-2005, GDP 2004-05, Gesamtausgaben 2005, Zinsen 

2005, Personalausgaben 2005, Investitionen 2005 

 

Quellen (falls oben nichts anderes angegeben ist): 

AMECO bzw. DG ECFIN: 

GDP = Gross domestic product at current market prices 

Defizit = Net lending (+) or net borrowing (-): general government :- Ex-

cessive deficit procedure 

Schuldenstand = General government consolidated gross debt :- Exces-

sive deficit procedure (based on ESA 1995) 

Gesamtausgaben = Total expenditure: general government :- ESA 1995 

Investitionen = Gross fixed capital formation: general government :- ESA 

1995 

Personalausgaben = Compensation of employees: general government 

:- ESA 1995 

Zinsen = Interest : general government :- ESA 1995 

Transfers & Subventionen = (Subsidies: general government :- ESA 

1995) + (Social benefits other than social transfers in kind: general gov-

ernment :- ESA 1995) + (Other current expenditure: general government 

:- ESA 1995 

 

Steuer- und Abgabensystem 

 

Gesamtsteuern 

 Indirekte 

Steuern 

Sozialbeiträge 

EU-25-Staaten (und Norwegen, Island, da aktuellere Daten) 

Eurostat: 

Gesamtsteuern: Total tax receipts (d2_d5_d91) 

Direkte Steuern: Current taxes on income, wealth, etc. (d5) 

Indirekte Steuern: Taxes on production and imports (d2) 

Sozialbeiträge: Actual social contributions (d611) 
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Nicht-EU-25-Staaten: 

SourceOECD (selbe Bezeichnungen wie Eurostat, andere Codes siehe 

unten): 

Gesamtsteuern: D2D5D91 

Direkte Steuern: D5 

Indirekte Steuern: D2 

Sozialbeiträge: D611 

Durchschnitts-

steuersätze 

Grenzsteuer-

satz 

Alle Staaten (nur von der OECD Datenbank verfügbar): 

SourceOECD Taxing Wages 2005: 

Income tax, average rate in % (Tab1) 

Employees' social security contributions, average rate in % (Tab2) 

Employees'soc.sec + Income tax, average rate in % (Tab3) 

Total tax wedge, marginal rate in % (Tab7) 

jeweils für: 

Alleinstehende, keine Kinder, berufstätig (Single1) 

Familien, 2 Kinder, 1 Berufstätiger (Married1) 

Familien, 2 Kinder, 2 Berufstätige (Married2) 

Effektive Steu-

ersätze 

Alle Staaten (nur vom ZEW für die EU-Staaten verfügbar) 

Overesch, M. (2005), The Effective Tax Burden of Companies in Europe, 

CESifo DICE Report 4/2005, S. 56-63 

 

Altersabhängige Ausgaben 

 

Old-age-

dependency-

ratio (aktuelle 

Werte und Dif-

ferenzen zum 

prognostizier-

ten Maximum) 

Eigene Berechnungen mithilfe der Daten von: 

Worldbank „World Development Indicators 2006 (population ratios) 

…und Prognosen von: 

UN Population Division (old-age-dependency-ratio, medium variant bis 

2050) 
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Population (ak-

tuelle Werte 

und Differen-

zen zum prog-

nostizierten 

Minimum; 

prognostizier-

tes Jahr des 

Minimums) 

Eigene Berechnungen mithilfe der Daten von: 

Worldbank 2006 

…und Prognosen von: 

UN Population Division (Population, medium variant bis 2050) 

Umlage- vs. 

Kapitalde-

ckungsfinan-

zierung 

EU-25 (und Norwegen, Island, Schweiz): 

aus den MISSOC-Tabellen 

Anteil der pri-

vaten Vorsorge 

am Einkom-

men 

EU-25-Länder: 

EU – The Social Protection Committee, „Privately Managed Pension 

Provision“ (February 2005), pp.11-12, 26-27 (Table: “Estimates of cur-

rent levels of coverage of privately managed pension schemes and their 

contribution to retired people income”, 2nd column: “Average contribution 

to retired people’s income”) 

Regelrenten-

eintrittsalter 

EU-25 (und Norwegen, Island, Schweiz): 

MISSOC-Tabellen (Legal retirement age) 

Restliche Länder und ggf. Aktualisierungen: 

SourceOECD, Ageing and Employment Policies - "Live Longer, Work 

Longer" 

SourceOECD (Pensions at a Glance) 

Durchschnittli-

ches Erwerbs-

austrittsalter 

EU-25 (und Schweiz, Island, Norwegen): 

Eurostat (Average exit age from the labour force - Annual data) 

Sonstige Länder: 

SourceOECD, Ageing and Employment Policies - "Live Longer, Work 

Longer" 
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Armutsgefäh-

rungsquote 

65+ 

EU-25 (und Island, Norwegen, Schweiz): 

Eurostat (At-risk-of poverty rate for persons aged 65 years and over) 

Rentenausga-

ben (aktuelle 

Werte und Dif-

ferenzen zum 

prognostizier-

ten Maximum; 

prognostizier-

tes Jahr des 

Maximums) 

EU-25 (und Island, Norwegen, Schweiz): 

Eurostat (Pensions) 

Europäische Kommission (DG ECFIN) (2006): “The impact of ageing on 

public expenditure: projections for the EU25 Member States on pen-

sions, health care, long-term care, education and unemployment trans-

fers (2004-2050)” 

Teilweise OECD-Ergänzungen: 

OECD Health Data 2006 (public old-age-pensions as % of GDP) 

OECD Economics Department Working Papers Fiscal Implications of 

Ageing - Projections of Age-Related Spending 

Zum Teil eigene Berechnungen auf Basis der genannten Quellen. 

Gesundheits-

ausgaben (ak-

tuelle Werte 

und Differen-

zen zum prog-

nostizierten 

Maximum; 

prognostizier-

tes Jahr des 

Maximums) 

EU-25 (und Island, Norwegen, Schweiz, Türkei): 

WHO, European health for all database (public health expenditure as % 

of GDP) 

Europäische Kommission (DG ECFIN) (2006): “The impact of ageing on 

public expenditure: projections for the EU25 Member States on pen-

sions, health care, long-term care, education and unemployment trans-

fers (2004-2050)” 

Teilweise OECD-Ergänzungen: 

OECD Health Data 2006 (public spending on health as % of GDP) 

OECD Economics Department Working Papers Fiscal Implications of 

Ageing - Projections of Age-Related Spending 

Zum Teil eigene Berechnungen auf Basis der genannten Quellen. 
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